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154. Sitzung 

Bonn, den 2. Dezember 1971 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.01 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Wir fahren in der unterbrochenen Aussprache zu 
Punkt 2 der Tagesordnung fort: 

Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Arbeitsprogramm der Bundesregierung 
zu den inneren Reformen in der 6. Legislatur-
periode 

Drucksachen VI/2604, VI/2709 

Das Wort hat Frau Minister Strobel. 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe gestern darauf verzichtet, in 
der Reihenfolge der Wortmeldungen zu sprechen, 
um die Zusammenhänge zu wahren, obwohl ich 
natürlich wußte, daß, wenn ich heute früh um 9 Uhr 
anfrage, diejenigen Kollegen, die ich in erster Linie 
ansprechen möchte, wahrscheinlich nicht da sind. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sie kommen 
aber jetzt!) 

Ich muß zu Anfang daran erinnern, daß der Herr 
Kollege Vogt gestern in seiner Antwort auf die 
Ausführungen von Herrn Nölling wörtlich folgendes 
gesagt hat: „Wer hat denn den Familienlastenaus-
gleich in den fünfziger Jahren in diesem Hause ge-
gen Ihre Fraktion durchsetzen müssen?" Meine 
Damen und Herren, das geht so eklatant an der 
Wahrheit vorbei, Herr Vogt, daß man es hier unbe-
dingt richtigstellen muß. Vielleicht lassen Sie sich 
auch einmal die Akten des Deutschen Bundestages 
aus der damaligen Zeit vorlegen. Den ersten Gesetz-
entwurf, der in diesem Hause überhaupt für den 
Familienlastenausgleich eingebracht wurde, hat die 
SPD-Fraktion am 27. März 1950 eingebracht. Schon 
damals hat die SPD-Fraktion Kindergeld für alle 
Kinder vom ersten Kind an in ihrem Gesetzentwurf 
gefordert. Die CDU folgte dann mit einem Entwurf 
1951. Leider ist im 1. Bundestag, in dem Sie ja 
die Mehrheit hatten und die damalige Regierung 
bildeten, überhaupt kein Gesetzentwurf ver-
abschiedet worden. Von 1950 bis 1969 hat die SPD-
Fraktion allein 19 Initiativen in der Frage des 

Familienlastenausgleichs — Gesetzentwürfe und An-
träge — eingebracht, bis endlich 1969, und das im 
Rahmen der Großen Koalition, die Entschließung 
zur Reform vorgelegt wurde. 

Am 1. April 1954 hat der Kollege Schellenberg 
hier zur Begründung unseres Gesetzentwurfs folgen-
des gesagt — ich zitiere, Herr Präsident; ich bitte 
um Entschuldigung, daß ich das trotz der notwen-
digen Zeitraffung tun muß —: 

Die Gewährung von Kinderbeihilfen für alle 
Kinder erfordert bei einer Beihilfe von 20 DM 
im Monat einen Aufwand von 3,5 Milliarden 
DM jährlich. Eine Sozialleistung in derartiger 
Höhe setzt eine grundsätzliche Änderung des 
gegenwärtigen Steuersystems, eine wirklich 
große Steuerreform voraus. Nach den Erklä-
rungen des Herrn Bundesfinanzministers kann 
aber in absehbarer Zeit nicht mit einer sol-
chen wirklichen Steuerreform gerechnet wer-
den. 

Nun, jetzt haben wir endlich eine Regierung, die 
diese Steuerreform durchführt. Wir haben endlich 
eine Koalition, die im Rahmen dieser Steuerreform 
auch die so lange fällige Reform des Familien-
lastenausgleichs vornimmt. Das ist die Richtigstel-
lung. Das, was Sie gesagt haben, Herr Vogt, ist 
einfach falsch. 

Man kann Familienpolitik auch nicht allein unter 
dem Gesichtspunkt des Kindergeldes sehen. Zu 
allen diesen Gesichtspunkten kommt hinzu, daß für 
diese Regierung, für diese Koalition ein wesent-
licher Orientierungsmaßstab ihrer gesamten Gesell-
schaftspolitik die Familie ist. Das gilt für den Woh-
nungsbau, das gilt für den Mieterschutz, das gilt für 
das Ehe- und Familienrecht, das gilt für die Gesund-
heits- und Verbraucherpolitik, das gilt für das Bil-
dungswesen, und das gilt für die gesamte soziale 
Sicherung. Für diese Regierung, für diese Koalition 
ist zeitgemäße und vorausschauende Familienpolitik 
Politik für alle Familien, in allen Bereichen des 
Lebens, für die junge Familie ebenso — ich erinnere 
an die Vorsorgeuntersuchungen für Kleinkinder, 
die ein Beispiel für viele darstellen und insbeson-
dere der jungen Familie dienen — wie für die im 
Hinblick auf die Kinderzahl kleine Familie und auch 
die Familie mit vielen Kindern. 

Natürlich brauchen Familien mit mehreren Kin-
dern besondere Hilfen in all den von mir genann- 
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ten Bereichen. Ich will hier nicht aufzählen, was 
alles in den letzten zweieinhalb Jahren in diesem 
Bereich geschehen ist. Lassen Sie mich hier nur an 
das Ausbildungsförderungsgesetz erinnern. Gestern 
stand übrigens als Bericht des Bonner Jugendamtes 
in einer der Bonner Zeitungen zu lesen, daß es für 
eine vierköpfige Familie mit einem Einkommen bis 
zu 2 500 DM denkbar ist, Mittel nach dem Ausbil-
dungsförderungsgesetz zu bekommen. Mit jedem 
weiteren Kind erhöht sich aber die Grenze, wobei 
für jedes Kind allein für den Unterhalt 200 bis 
270 DM angerechnet werden. 

Wenn Sie nun immer wieder darauf zurückkom-
men, daß die Durchführung der Maßnahmen an der 
Unmöglichkeit der Finanzierung scheitere, dann 
darf ich darauf hinweisen, daß im zweiten Halbjahr 
1970 im Rahmen des alten Ausbildungsförderungs-
gesetzes 90 Millionen DM ausgegeben worden sind, 
während im Jahre 1972 allein vom Bund 700 Millio-
nen DM für Ausbildungsförderung ausgegeben wer-
den, und dies kommt doch in erster Linie den Fami-
lien mit mehreren Kindern zugute. Denn durch die 
Festsetzung der Einkommensgrenzen und durch die 
Familien- und Kinderzuschläge bekommen doch die-
jenigen diese Hilfen, die sie am nötigsten brauchen. 

Ich möchte also noch einmal betonen: die Redu-
zierung der Familienpolitik auf Kindergeld n u r 
für kinderreiche Familien ist von gestern. Sie ist 
überholt, ist eine Vorstellung der CDU, die krampf-
haft versucht, den Familien immer noch weiszu-
machen, das sei gut. Wesentlicher Bestandteil einer 
allen Kindern, allen Familien gerecht werdenden 
Familienpolitik ist jener Bereich, der die Verbesse-
rung der Erziehungsbedingungen des Kindes, der 
Erziehungsqualität der Eltern und der kindergerech-
ten und kindergemäßen Umwelt zum Inhalt hat. Auf 
diesem Sektor hat die Bundesregierung — übrigens 
in enger und guter Zusammenarbeit mit den Fami-
lienverbänden, mit den freien Trägern — durch die-
ses Ministerium mehr an Initiativen entwickelt und 
mehr an eigenen Konzeptionen eingebracht, als das 
früher je der Fall war. Die Kindergeldleistung ist 
nur eine Maßnahme im ganzen Geflecht; sozialpoli-
tische, pädagogische, gesundheitliche Hilfen und 
Einrichtungen kommen dazu. 

(Abg. Vogt: Das bestreitet niemand!) 

— Danke schön. 

Die entscheidende Motivierung für das Kinder-
geld darf meiner Meinung nach auch nicht allein 
monetär gesehen werden. Das Kindergeld hat ge-
sellschaftspolitische Bedeutung. Kinder wollen und 
Kinder haben ist, so meinen wir jedenfalls, eine 
persönliche Entscheidung verantwortlicher Eltern-
schaft. Kinder haben ist aber auch etwas, was im 
öffentlichen, im allgemeinen Interesse liegt. Wir 
betonen alle ja immer wieder, wie sehr jedes 
deutsche Kind ein Recht auf Erziehung gegenüber 
seinen Eltern, aber auch gegenüber der Gesell-
schaft hat. 

Soweit es sich um das Kindergeld handelt, hat die 
Bundesregierung auch in diesem Bereich, wenn man 
einen Vergleich zieht zu der Regierungserklärung, 
in der es heißt: Mehr Demokratie wagen, durch die  

in Arbeit gegebene Reform des Familienlastenaus-
gleichs ein Beispiel geliefert. Ich darf daran erin-
nern, daß der Vorschlag der vom damaligen Fi-
nanzminister Strauß eingesetzten Steuerreformkom-
mission zur Reform des Familienlastenausgleichs 
ausschließlich auf Erhöhung der Kinderfreibeträge 
lautet, und zwar gestaffelt von 1500 DM bis 2400 
DM, mit Mindereinnahmen, d. h. also mit Mehrko-
sten von 1,2 Milliarden DM. Das ist alles, was von 
der Steuerreformkommission, die Bundesfinanz-
minister Strauß eingesetzt hat, zum Familienlasten-
ausgleich vorgeschlagen wurde. Das wäre die Fort-
setzung der bisherigen ungerechten Politik auf die-
sem Gebiet. 

Die Bundesregierung hat mit ihren Eckwerten die 
Beseitigung der Steuerfreibeträge vorgesehen. Die 
Gesetzentwürfe hierzu werden jetzt ausgearbeitet; 
der erste Gesetzentwurf liegt als Referentenentwurf 
vor. Danach werden alle Familien für alle Kinder 
von einem Teil ihrer Erziehungskosten entlastet. 
Der dafür notwendige Finanzmehraufwand beträgt 
allein 4 Milliarden DM. Die Verlagerung von den 
sozial ungerechten, weil insbesondere den höheren 
Einkommen zugute kommenden Steuerfreibeträgen 
zum - direkten Kindergeld bedingt, daß diese Reform 
nur im Zusammenhang mit der Steuerreform durch-
geführt werden kann. 

Die wichtigsten Veränderungen sind: Für alle Kin-
der wird in Zukunft endlich, wie bereits 1950 von 
der SPD beantragt, die gleiche rechtliche Regelung 
gelten. Für alle Kinder gibt es dann Kindergeld als 
Leistung aus dem Bundeshaushalt. Damit werden 
endlich auch die ersten und zweiten Kinder von Ar-
beitern und Angestellten der privaten Wirtschaft 
in den Genuß des Kindergeldes kommen und inso-
weit genauso behandelt wie die Kinder von Beam-
ten, Angestellten und Arbeitern des öffentlichen 
Dienstes. Die Kinderfreibeträge fallen weg. Damit 
wird endlich diese grobe Ungerechtigkeit beseitigt; 
das Kindergeld für alle Kinder wird unabhängig vom 
Einkommen gegeben. Damit entfallen endlich auch 
alle Einkommensgrenzen beim Zweitkindergeld. 
Derjenige wird das Kindergeld erhalten, der die tat-
sächliche Personensorge ausübt, also das Kind auch 
tatsächlich bei sich hat und sich um seine Erziehung 
und Versorgung kümmert. 

Bei der Höhe des Kindergeldes wird die Zahl der 
Kinder berücksichtigt. Wir werden nicht nur das 
Verfahren für die Zahlung des Kindergeldes und 
das Gesetz strukturell reformieren, wir werden auch 
die Leistungen entscheidend verbessern. Es ist be-
reits bekannt, daß die Sätze dann 50 DM für das 
erste, 70 DM für das zweite und 90 DM für das 
dritte und folgende Kind betragen. In diesem Zu-
sammenhang muß man wissen, daß von den 18 Mil-
lionen Kindern in der Bundesrepublik allein 9,5 Mil-
lionen Kinder Erstkinder und 5,13 Millionen Zweit-
kinder sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und die kinder-
reichen Familien?) 

— Für das dritte und alle folgenden Kinder gibt 
es in Zukunft 90 DM Kindergeld im Monat. Damit 
ist allein der Mehraufwand für diese Regelung grö- 
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ßer als der Haushaltsansatz für das gesamte Kinder-
geld bisher, nämlich 1972 3,29 Milliarden DM. 

Noch entscheidender und wichtiger ist, daß dieses 
Geld jenen zugute kommen wird, die es am nötig-
sten brauchen. Die neue Kindergeldregelung bedeu-
tet praktische Verbesserungen für alle Familien, ob 
viele oder wenige Kinder, die mit ihrem Brutto-
monatseinkommen unter 2000 DM liegen. Das halte 
ich für das Entscheidende. Darüber hinaus bedeutet 
die neue Regelung aber auch eine Verbesserung 
für alle Familien mit einem Kind, für alle Familien 
mit zwei Kindern, für Familien mit drei und vier 
Kindern bis zu einem Bruttomonatseinkommen von 
2500 DM. Die Familien der im öffentlichen Dienst 
Beschäftigten erleiden keine Einbuße, weil der Fort-
fall des Kindergeldes durch eine Neuregelung der 
Ortszuschläge aufgefangen wird. 

Sie werden, meine Damen und Herren, bei der 
Vorlage dieser Gesetze die Möglichkeit haben, die 
von den von der CDU/CSU geführten Regierungen 
und Bundestagsmehrheiten versäumt wurde, näm-
lich an einer wirklichen Reform des Familienlasten-
ausgleiches mitzuwirken und endlich dafür zu sor-
gen, daß hier mehr Gerechtigkeit verwirklicht wird. 

Damit ist die Bedeutung der individuellen Erzie-
hungshilfe unterstrichen. Die generelle, die gemein-
schaftliche ist genauso wichtig. Das Recht auf Erzie-
hung kann von vielen in erster Linie nur dann be-
friedigend in Anspruch genommen werden, wenn 
in allen Bereichen der Daseinsvorsorge eine kinder-
freundliche, eine kindergerechte Umwelt geschaffen 
wird. Die Bundesregierung und die sie tragende 
Koalition haben dazu wichtige Bausteine geliefert 
und werden das auch weiterhin tun. Das reicht von 
der Bildungspolitik über die Gesundheitspolitik bis 
hin zur Sozialpolitik. 

Ich will hier nur ein einziges Beispiel kurz an-
schneiden. Über die Bedeutung der außerschulischen 
Jugendbildung wird zur Zeit im Rahmen der Bil-
dungsgesamtplanung und auch in der Öffentlichkeit 
Gott sei Dank gerungen. Ein Kernstück der außer-
schulischen Jugendbildung, die von den freien Trä-
gern mit getragen wird, ist die Jugendhilfe. Auch 
hier praktizieren wir das, was in der Regierungs-
erklärung steht: Mehr Demokratie wagen. Wir be-
reiten das große Reformgesetz so vor, daß es gegen 
Ende des nächsten Jahres als Entwurf öffentlich dis-
kutiert werden kann. Die gesellschaftspolitische Be-
deutung dieser Reform des Jugendhilferechts ist 
überhaupt nicht zu unterschätzen. Aber es ist natür-
lich nicht möglich, das in einer Legislaturperiode zu 
schaffen, wenn im dafür zuständigen Ministerium 
von den früheren Regierungen keinerlei Vorarbeit 
geleistet wurde. Dieses Jugendhilferecht soll end-
lich die Realisierung des Erziehungsrechts aller Kin-
der und aller jungen Menschen in allen Bereichen 
bringen. Meine Damen und Herren, ich verstehe 
zwar die Ungeduld, aber ohne Vorarbeit ist das in 
einer Legislaturperiode nicht zu schaffen. Das wissen 
diejenigen, die in dem dafür zuständigen Ausschuß 
des Bundestages sitzen, am allerbesten. 

Noch ein anderes Beispiel. Zur vollen Entfaltungs-
möglichkeit für jedes Kind, für jeden Bürger, für  

jede Familie gehört die Gesundheit. Diese Bundes-
regierung hat bekanntlich den ersten Gesundheits-
bericht vorgelegt, den es in diesem Parlament über-
haupt je gegeben hat. Er ist eine Fundgrube für das 
Parlament, um daraus Anregungen zu schöpfen und 
auch Forderungen an diese und künftige Regierun-
gen herzuleiten. Dem Schutz der Familie insbeson-
dere im Bereich der Gesundheit dient das große 
Gesetzgebungswerk betreffend die Reform des 
Lebensmittelrechts und des Rechts für Kosmetika, 
Bedarfsgegenstände und Tabakwaren, das dem 
Bundestag vorliegt. Der ausgedehnte Gesundheits-
schutz dieses Gesetzes hilft jeder Familie, jeder 
Mutter, jedem Vater, jedem Kind, unbesorgt um 
die wachsenden Gefährdungen der Umwelt, die 
Versorgung im Bereich der Ernährung, der Klei-
dung, der Hygiene, der Kosmetik usw. zu gestalten, 
weil wir mit diesem Gesetz die Sicherheit geben, 
daß wir für alle Bedenken und Gefährdungen, die 
unsere technisierte Umwelt in diesem Bereich mit 
sich bringt, vorsorgen und die Gesundheit schützen. 

Meine Damen und Herren, es ist ein eklatanter 
Widerspruch in Ihrer Reformkritik, daß Sie im Zu-
sammenhang mit diesem großen Verbraucherschutz-
gesetz argumentieren — auch das konnte man 
gestern in einer Bonner Zeitung lesen —, man 
könne in diesem Bundestag wahrscheinlich nur noch 
einen Teil dieses Verbraucherschutzgesetzes ver-
abschieden, hier aber gleichzeitig nach weiteren 
Reformgesetzen rufen. Hier ist vom Parlament ein 
Stück Politik zu vollenden, das unseren Familien 
jeden Tag mehr Schutz der Gesundheit und übrigens 
auch — durch die die Werbung betreffenden Vor-
schriften, die das Gesetz enthält — mehr Schutz des 
Geldbeutels gibt. Auch das ist ein Beispiel für 
mehr Demokratie. Wir haben diesen Gesetzentwurf 
im Juni 1969 öffentlich zur Diskussion gestellt. Wir 
haben ihn zu Beginn dieses Bundestages allen 
neuen Ausschußmitgliedern zur Vororientierung 
gegeben. Wir haben sofort nach Bildung der Regie-
rung mit den Ressorts, mit den Ländern, mit den 
Verbrauchern, mit der Wirtschaft die Beratungen 
darüber wiederaufgenommen. Am 27. Januar 1971 
hat das Kabinett diesen großen Gesetzentwurf ver-
abschiedet. Am 23. Juni haben wir ihn hier in erster 
Lesung beraten. Wenn der Ausschuß das Kranken-
hausfinanzierungsgesetz — übrigens eines der 
wichtigsten Reformgesetze dieses Bundestages und 
dieser Bundesregierung — — 

(Abg. Biehle: Ohne Geld!) 

— Nun sagen Sie doch nicht immer „mehr Geld!", 
während Ihre Redner hier immer fordern, daß 
weniger Geld ausgegeben wird. Sie widersprechen 
sich doch am laufenden Band. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Biehle: Ohne 
Geld! —Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Diese Bundesregierung hat in ihrem Haushalt für 
1972 Bundesmittel in Höhe von 700 Millionen DM 
für das Krankenhausfinanzierungsgesetz bereit-
gestellt. Fragen Sie doch einmal die Krankenhaus-
träger draußen, wie sehr sie auf dieses Gesetz 
warten. Fragen Sie doch die Kommunen, wie sehr 
sie auf diese 700 Millionen DM warten; sie haben 
die Sorge, daß sie wieder nicht rechtzeitig fließen. 
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Dafür sind die Mittel im Bundeshaushalt vorhanden. 
Im übrigen, im Zusammenhang mit dem, was Herr 
Müller-Hermann gestern sagte, ist das eine völlig 
falsche Gegenüberstellung. Es handelt sich um ein 
Krankenhausfinanzierungsgesetz, das dafür sorgen 
soll, daß jedem Bürger das für ihn notwendige 
Krankenhausbett in erreichbarer Nähe und in 
leistungsfähigen Krankenhäusern zur Verfügung 
steht. Die inneren Strukturen der Krankenhäuser 
sind Angelegenheit der Krankenhausträger, und 
wenn Sie hier und draußen immer wieder behaup-
ten, daß Sie in die Rechte der freien Träger nicht 
eingreifen wollen, dann werfen Sie doch uns nicht 
vor, daß wir in diesem Bundesgesetz nicht Struk-
turen verändern. 

(Abg. Franke [Osnabrück] : Das ist doch nur 
die eine Hälfte!) 

Das ist nicht Aufgabe des Bundes. Wir sind der Mei-
nung, daß dies Aufgabe der Träger der Kranken-
häuser ist. 

(Abg. Köster meldet sich zu einer Zwischen

-

frage.) 

Herr Köster, wir sind so sehr in Zeitnot. Ich bin 
gleich fertig. Lassen Sie mich das zu Ende bringen. 

Wenn das Krankenhausfinanzierungsgesetz vom 
Ausschuß bzw. vom Bundestag verabschiedet wor-
den ist, kann die Gesamtreform des Lebensmittel-
rechtes in Angriff genommen werden. Die Bundes-
regierung gibt dem Parlament Gelegenheit, die toxi-
sche Gesamtsituation des Menschen wesentlich bes-
ser unter Kontrolle zu bekommen. Ich kann und 
will hier, meine Damen und Herren, nicht alle Bei-
spiele der Reformpolitik aus dem Aufgabengebiet 
des Bundesministeriums für Jugend, Familie und Ge-
sundheit aufführen, aber ich möchte an Sie appel-
lieren — und dies geht insbesondere die Kollegen 
aus diesem Ausschuß an —: lassen Sie uns die ein-
einhalb Jahre, die dieser Bundestag noch hat, dazu 
verwenden, die dem Parlament vorliegenden Re-
formgesetzentwürfe zu beraten und zu verabschie-
den. Ich glaube nicht, daß die Bevölkerung dafür 
Verständnis hat, wenn hier dauernd Wahlkampf ge-
macht wird, statt diese Reformgesetze nun wirklich 
zu beraten und zu verabschieden. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, gestern hat sich der Bundestag darauf ge-
einigt, daß für die Beratung dieses Punktes eine 
Stunde verwendet werden soll. Wir haben jetzt 
schon 25 Minuten verbraucht, und ich habe noch vier 
Wortmeldungen. Ich möchte das Haus fragen, ob es 
bei der gestrigen Vereinbarung bleiben soll oder 
nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das war der 
Spruch des Präsidenten, aber keine Fest

-stellung des Hauses! Das war keine Ver-
einbarung, das hat der Präsident gesagt! — 

Weitere Zurufe.) 

— Meine Damen und Herren, wenn ich von einer 
Vereinbarung im Hause spreche, dann meine ich die 
Herren Fraktionsgeschäftsführer. 

— Wir verhandeln weiter ohne zeitliche Begrenzung 
bei diesem Punkt. 

Das Wort hat der Abgeordnete Katzer. 

Katzer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Frau Kollegin Stro-
bel, ich bedaure, daß Ihre letzte Äußerung Ihre vor-
hergehenden nüchternen und sachlichen Ausführun-
gen leider sehr entwertet hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Sie können davon ausgehen, Frau Kollegin Stro-
bel, daß Sie immer dann unsere volle Unterstützung 
haben, wenn es darum geht, den Familien zu helfen, 
insbesondere den kinderreichen Familien zu helfen, 
und wir bitten Sie sehr, mit uns gemeinsam dafür 
einzutreten, daß eine Diskriminierung der kinder-
reichen Familie nicht eintritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Außerdem möchte ich Ihnen gerne sagen, Frau 
Kollegin Strobel, daß wir sehr damit einverstanden 
sind, daß wir Familienpolitik nicht lediglich mit Kin-
dergeldzahlungen und Familienlastenausgleich ins-
gesamt gleichsetzen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sondern daß dazu noch etwas mehr aus den Kate-
gorien gehört, die Sie dankenswerterweise — das 
will ich ausdrücklich sagen — auch angesprochen 
haben. 

Was die Frage der Krankenhausfinanzierung an-
geht, Frau Kollegin Strobel, so vermag ich Ihre Auf-
fassung nicht zu teilen, und hier verstehe ich Ihre 
Bemerkung vom Wahlkampf überhaupt nicht. Im 
hessischen Landtagswahlkampf haben Sie perma-
nent vom klassenlosen Krankenhaus gesprochen, 
das Sie verwirklichen wollen, und wenn es hier 
darum geht, über die innere Struktur der Kranken-
häuser zu reden, sagen Sie, da seien Sie nicht zu-
ständig, damit hätten Sie nichts zu tun. Das gehört 
zusammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich einige 
Bemerkungen zur gestrigen Debatte machen. Ich 
habe den Eindruck, daß Sie diese Reformdebatten 
möglichst schnell vom Tisch haben möchten und 
nicht gern darüber diskutieren. Aber das ist ganz 
ausgeschlossen! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Darüber muß gesprochen werden. Es war fast rüh-
rend: Jeder Redner der SPD, der gestern hier ge-
sprochen hatte, begann und endete mit dem Satz: 
„Keine Regierung hat in zwei Jahren so viel er-
reicht wie diese Regierung hier." 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Beifall bei 
der SPD.) 

— Nun, meine Damen und Herren, Sie haben zu 
früh geklascht. Herr Schäfer, es ist rührend, wie 
sehr Sie der Selbstbestätigung bedürfen, so daß Sie 
sich dauernd selbst beklatschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Ich würde sagen: ein bißchen mehr Gelassenheit 
wäre hier am Platze. Aber vielleicht lernen Sie das 
noch im Verlaufe des Regierens, das Ihnen so sehr 
schwerfällt. 

Die gestrige Debatte — lassen Sie mich das mit 
wenigen Sätzen sagen — kann nicht über die Tat-
sache hinwegtäuschen, daß Sie vor zwei Jahren 
einen völlig intakten, finanziell solide geordneten 
Haushalt übernommen haben. Das war das Erbe 
einer 20jährigen CDU/CSU-Verantwortung. Wollen 
Sie das bestreiten, meine Damen und Herren, daß 
Sie das vor zwei Jahren so übernommen haben? 

(Zurufe von der SPD.) 

— Entschuldigung, das wäre ja noch viel schlim-
mer. Wie sind Sie denn dazu gekommen, Steuer-
senkungen zu versprechen, wenn Sie bestreiten, daß 
die Kasse gestimmt hat? Das wäre ja noch viel 
schlimmer, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist das unklügste, was Sie überhaupt machen 
können, nämlich jetzt zu bestreiten, daß Sie damals 
einen intakten Haushalt, eine volle Kasse hatten 
und das heute alles ganz anders aussieht. 

(Abg. Stücklen: Und das in zwei Jahren!) 

Wahr ist, daß keine Regierung zuvor — und das 
würde ich nach dieser Debatte erhärtet sehen — in 
solch kurzer Zeit so viel versprochen und so wenig 
gehalten hat. 

Meine Damen und Herren, Sie können ferner nicht 
leugnen, daß Sie einen traurigen Rekord aufgestellt 
haben, nämlich den traurigsten Rekord. der Nach-
kriegszeit mit einer Preissteigerungsrate von über 
6 °/o. Das können Sie hier doch nicht einfach weg-
diskutieren. Wenn wir daraufhin Fragen stellten, 
haben Sie vor einem Jahr gesagt: Das ist unver-
antwortliches Inflationsgerede. Gestern haben Sie 
als einzige Antwort zu diesem Punkt gesagt: Na ja, 
das bedauern wir auch. Aber dieses Problem ist doch 
nicht mit Bedauern zu lösen. Dagegen muß eine 
Politik gesetzt werden, und diese Politik setzen Sie 
nicht dagegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben vor einem halben Jahr in der Debatte 
gesagt: Dieses Inflationsgerede ist ja ganz schreck-
lich, das ist Panikmache und was weiß ich. Heute 
haben wir nicht nur diese Preissteigerungsrate; 
heute sind außerdem noch Arbeitsplätze in Gefahr. 
Sagen Sie nicht auch jetzt wieder: Das ist Panik-
mache — oder was weiß ich. Gehen Sie lieber ins 
Land und sehen Sie sich draußen an, wie die Lage 
praktisch aussieht. 

Ich gehöre nicht zu denen, die meinen, ein Streik 
sei ein nationales Unglück. Ich halte es aber nicht 
für sehr klug — das ist das mindeste, was ich dazu 
sagen kann —, wenn von Regierungsseite und vom 
Kanzler selbst ausgerechnet beim Beginn eines 
Streiks davon gesprochen wird, daß das kein natio-
nales Unglück sei. Das ist ja geradezu eine Aufforde-
rung, diese Sache noch weiterzuführen. 

Die SPD hat auf ihrem Parteitag in Bonn gezeigt, 
daß sie kein klares Konzept hat. Die Positionen, die 

sie einmal bezogen hatte, sind ins Wanken geraten. 
Nun, das ist Ihre Sache, und Sie mögen das mit sich 
ausmachen. Ich will dazu nur für die Union bemer-
ken: wir haben ein klares Konzept, das von den 
geistigen und politischen Konzeptionen der sozialen 
Marktwirtschaft ausgeht und — auf diesen Konzep-
tionen aufbauend — zwei Dinge miteinander ver-
bindet, nämlich Stabilität und Fortschritt. Die Sta-
bilität müssen wir zurückgewinnen, meine Damen 
und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sonst gibt es in diesem Lande keinen Fortschritt. 
Wir haben eine konstruktive Opposition betrieben. 
Das gilt insbesondere für die Gesellschaftspolitik. 
Das kann niemand in diesem Saale leugnen, am 
allerwenigsten der Kollege Schellenberg, der ge-
rade bei diesem Punkte genüßlich — — 

(Abg. Dr. Schellenberg: Nun werden wir 
ja sehen, wie groß Ihr Einfluß auf den Bun

-

desrat hinsichtlich des Betriebsverfassungs

-

gesetzes ist! — Beifall bei der SPD.) 

— Herr Apel, Sie klatschen immer an der falschen 
Stelle. 

(Abg. Dr. Apel: Das finden Sie, Herr Katzer, 
weil es Ihnen nicht paßt!) 

Ich will Ihnen hierzu zwei Dinge sagen. Sie haben 
bisher immer behauptet, der Bundesrat dürfe doch 
nicht zum verlängerten Arm einer politischen Partei-
gruppierung, der Opposition, werden; das sei ja 
unerhört. 

(Abg. Dr. Apel: Das ist er aber doch! — 
Weitere Zurufe von der SPD.) 

Dagegen haben Sie sich immer gewandt. Jetzt sagen 
Sie: Was tun Sie eigentlich? Ich kann Ihnen sagen, 
was wir tun. Wir haben mit unseren Ministerpräsi-
denten darüber gesprochen, Herr Kollege Apel. Die 
Herren haben uns gesagt: Wir lassen uns die Rechte, 
die dem Bundesrat zukommen, von niemandem be-
schneiden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch nicht von 
Ihnen!) 

auch nicht von Ihnen, der SPD; sehr wahr! 

(Zurufe und Lachen bei der SPD.) 

Und, Herr Schellenberg — — 

(Abg. Dr. Schellenberg: Auch nicht in Eich

-

holz, nicht, Herr Katzer?) 

— Auch nicht in Eichholz, von niemandem, Herr 
Kollege Schellenberg. Und daß Sie in einen Zeit-
druck gekommen sind, das haben Sie doch aus-
schließlich sich selbst zuzuschreiben, denn Sie haben 
gegen unseren Willen die Legislaturperiode der Be-
triebsräte um ein Jahr verlängert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir wären doch gar nicht in dieser Zeitnot, wenn 
Sie das nicht gegen uns beschlossen hätten. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Dr. Schellenberg: Sie haben ja dan-
kenswerterweise persönlich zugestimmt!) 
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— Ich habe dem Verlängerungsgesetz nicht, wohl 
aber dem Betriebsverfassungsgesetz selbst zuge-
stimmt, Herr Kollege Schellenberg. Wo sind eigent-
lich Ihre Männer aus den Gewerkschaften, wenn es 
einmal darum geht, hier im Hause und nicht draußen 
ihre Stimme zu erheben? Sie haben doch nicht ein-
mal den Mut gehabt, ein Komma zu verändern, 
geschweige denn, hier in der Abstimmung auch nur 
ein einziges Mal mit uns zu stimmen, selbst in den 
Punkten, in denen Sie es gern getan hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD. — Abg. Dr. Apel: Das ist ja das 

Letzte!) 
— Bitte? Was ist das? 

(Abg. Dr. Apel: Es haben doch nur Gewerk

-

schafter zur dritten Lesung geredet!) 

— Entschuldigen Sie, Herr Kollege Apel. Ich sehe, 
daß Sie in einer schlechten Verpackung sind. Habe 
ich das richtig gehört? Sie haben in Ihrer Fraktion 
fast nur Gewerkschafter? 

(Abg. Dr. Apel: Sprechen lassen!) 

Fast nur Gewerkschafter? Donnerwetter! Das ist 
immerhin eine bemerkenswerte Aussage. 

(Abg. Dr. Apel: Einen Augenblick! Sie müs

-

sen zuhören! Ich habe gesagt: Wir haben in 
dieser Debatte fast nur profilierte Gewerk

-

schafter sprechen lassen!) 

— Das „profiliert" haben Sie jetzt gesagt! 

(Heiterkeit. — Zuruf des Abg. Dr. Apel.) 

Herr Kollege Apel, ich will noch einmal ganz klar 
festhalten: Ihre Herren aus den Gewerkschaften 
haben auch in den Punkten, in denen sie gern mit 
uns gestimmt hätten, nicht mitstimmen dürfen. Das 
ist der Tatbestand, der hier festgehalten werden 
darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD. — Abg. Dr. Apel: Nennen Sie 

doch einmal ein paar Punkte!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich bitte, Zwischenrufe und Gespräche nicht 
zu verwechseln. 

Katzer (CDU/CSU) : Nehmen wir nur einmal die 
Umkehrung der Beweislast bei der sozialgerechten 
Auswahl im Kündigungsfall. Die hätten doch bren-
nend gern mitgestimmt. Und in der Frage Unterneh-
mensverfassung, Herr Apel: Was ist denn im Punkt 
Unternehmensverfassung passiert? Überhaupt nichts! 
Vor den Bundestagswahlen haben Sie gesagt: Not-
falls muß dies durch einen Streik durchgesetzt wer-
den, und jetzt, wo Sie dabei sind, da wird das totge-
schwiegen, und in der Politik, in der Debatte über 
innere Reformen, wird über dieses Problem von 
Ihnen überhaupt nicht gesprochen. Warum wird nicht 
gesprochen? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Weil Sie es gar nicht wagen können, weil diese Koa

-

lition auf einer so schwachen Basis steht, daß sie 
Angst haben, hier auch nur eine Diskussion öffent

-

lich zu führen. Das müssen Sie ja in Ihrem Kämmer-
chen austragen. 

Wir haben eine gerade in der Gesellschaftspolitik 
konstruktive Opposition betrieben. Wir haben als 
erstes, Herr Kollege Schellenberg, einen Gesetzent-
wurf über die Kriegsopferversorgung eingebracht; 
wir haben den Krankenversicherungs-Gesetzentwurf 
eingebracht mit Vorsorgeuntersuchungen; da können 
Sie reden, soviel Sie wollen. In Ihrem Entwurf stand 
es nicht. Wir haben ein Krankenhauspapier vorge-
legt. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Aber keinen Ge

-

setzentwurf!) 

— Nein, keinen Gesetzentwurf. Aber, Herr Kollege 
Schellenberg, Sie sind doch lange genug in der 
Opposition gewesen, um zu wissen, was es bedeu-
tet, daß wir in zwei Jahren als Oppositionspartei in 
der Gesellschaftspolitik ein Dutzend Gesetze vor-
gelegt haben, was das bei der Ausstattung perso-
neller Art der Fraktionen bedeutet. Das sollten Sie 
doch einmal resprektieren und anerkennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von der 
SPD.) 

— Aber entschuldigen Sie doch. Wir haben gesagt, 
daß wir ein Wettbewerbsprogramm mit Ihnen füh-
ren wollen. Sie können doch nicht leugnen, daß Sie 
bei der Betriebsverfassung eine ganze Menge von 
Punkten von uns übernommen haben. Das haben 
Sie doch hier im Plenum selbst dargestellt, das wol-
len Sie doch hinterher nicht wegdiskutieren. 

(Zuruf von der SPD: Nein, nein, machen 
wir nicht!) 

Frau Kollegin Strobel, Sie wären gut beraten, 
glaube ich, wenn Sie in der Frage der Krankenhaus-
finanzierung doch einmal überlegten, ob Sie unse-
ren Leitideen, die wir Ihnen zu den Fragen der inne-
ren Struktur der Krankenhäuser gegeben haben, 
nicht folgen und sie in dieses Gesetz mit hinein-
nehmen können. 

Wir haben einen Beteiligungslohngesetzentwurf 
vorgelegt. Gestern ist hier gesagt worden, dieser 
Gesetzentwurf zum Beteiligungslohn sei in dem 
Augenblick ad acta gelegt worden, wo das 624- 
Mark-Gesetz ausgenutzt worden sei. Meine Damen 
und Herren, wir sind absolut nicht dieser Meinung. 
Herr Kollege Schellenberg, ich bitte Sie wirklich, 
dieses Beteiligungslohngesetz, das nun seit einem 
Jahr im Ausschuß liegt, im Ausschuß beraten zu 
lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Kollege Katzer, 
wollen Sie von zwei Tatsachen Kenntnis nehmen? 

(Abg. Stücklen: Sie haben lediglich eine 
Frage!) 

— Ja, ich frage Sie erstens, ob Sie Kenntnis davon 
haben, daß, nachdem die Bundesregierung einen 
Jahresaufwand von 4 Milliarden DM für Bundes- 
und Landeshaushalt auf Grund dieses Gesetz-
entwurfs errechnet hatte, die Fraktionen gebeten 
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wurden, zu entscheiden, ob sie den Punkt auf die 
Tagesordnung setzen wollen, und daß die CDU/CSU-
Fraktion seitdem noch nicht beantragt hat, ihren 
Entwurf im Ausschuß zu beraten. Ist Ihnen zweitens 
bekannt, daß die mitberatenden Ausschüsse, u. a. 
der Finanzausschuß unter Vorsitz Ihres Kollegen 
Schmidt (Wuppertal), vom Vorsitzenden des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung gebeten 
wurden, nun endlich ihr Votum abzugeben? 

Katzer (CDU/CSU) : Herr Kollege Schellenberg, 
Sie scheinen sich zu widersprechen. Auf der einen 
Seite sagen Sie, wir hätten keim Votum des mit-
beratenden Ausschusses, auf der anderen Seite das 
sei gar nicht auf der Tagesordnung. Aber das kön-
nen wir gleich wegbekommen. Zunächst beantrage 
ich gleich hier, das im Ausschuß zu beraten. 
Damit haben Sie für diesen Punkt das Votum der 
CDU/CSU, so daß Sie sofort anfangen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wie ich sehe, ist diese Debatte sehr ertragreich. 
Das freut Sie offenbar gar nicht. Ich denke, Sie sind 
hocherfreut, daß Sie endlich grünes Licht für die 
Beratungen dieser Materie in Ihrem Ausschuß 
haben. Sie machen zu diesem Punkt ein ganz saures 
Gesicht. Ich dagegen bin ganz glücklich, daß wir 
das erreicht haben. 

Außerdem will ich gern den Kollegen Schmidt 
(Wuppertal) bitten, daß dieser Punkt im Finanz-
ausschuß beraten wird, damit der Arbeitsausschuß 
seine Arbeit entsprechend fortsetzen kann. Ich bin 
sehr dankbar, daß wir wenigstens diesen Punkt 
haben klären können. 

Dr. Nölling (SPD) : Herr Kollege Katzer, können 
wir davon ausgehen, daß Sie uns das Vergnügen 
bereiten werden, bei diesen Beratungen im Aus-
schuß anwesend zu sein? 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Katzer (CDU/CSU) : Entschuldigung, Herr Kol-
lege Nölling, ich war gerade abgelenkt. 

Dr. Nölling (SPD) : Herr Kollege Katzer, ich 
hatte — weil Sie nun ja merkten, daß Sie das grüne 
Licht geben mußten und nicht wir — nur gefragt, 
ob Sie uns das Vergnügen bereiten wollten, bei 
den Bratungen im Ausschuß dabei zu sein. 

Katzer (CDU/CSU) : Herr Kollege Nölling, ich 
muß Ihnen zum zehntenmal sagen, daß Sie dieses 
Vergnügen wahrscheinlich nicht haben werden, da 
wir eine andere Fraktionsordnung haben, an die 
wir uns halten. Sie müssen sich schon damit ab-
finden, daß wir darüber befinden, wer im Aus-
schuß zu welchen Dingen spricht, wer nicht spricht 
und wie wir unsere Beratungen einteilen. Das habe 
ich Ihnen so oft gesagt, daß Sie das eigentlich schon 
gemerkt haben müßten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Nöl

-

ling: Wir schätzen es doch, wenn Sie da 
sind!) 

— Ich verstehe das sehr gut. Aber noch besser ist 
es doch, wenn wir hier im Plenum miteinander 
sprechen. Das ist doch wunderbar; denn Sie sehen, 
hier bringen wir sogar die Dinge vorwärts, die Sie 
im Ausschuß nicht bewegen können. Solch eine Aus-
sprache im Bundestag ist doch eine schöne Sache. 

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung zu einem 
Problem von besonderem Rang und von besonderer 
Bedeutung machen. Herr Kollege Schellenberg und 
meine Damen und Herren von der SPD-Fraktion, 
nach zwei Jahren angeblicher Reformpolitik stellen 
wir folgendes fest. Natürlich leugnet niemand, daß 
Sie das eine oder andere Gesetz weiterentwickelt 
haben. Es wäre ja auch noch schöner, wenn Sie zwei 
Jahre in der Regierung gesessen und nichts erarbei-
tet hätten. Das wäre geradezu ungeheuerlich. Aber 
angesichts des anspruchsvollen Titels „Reformpoli-
tik" stellen wir nach zwei Jahren fest, daß wir wenig 
von Reformen sehen. Dagegen sehen wir Reform-
ruinen von bedeutendem Ausmaß. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Widerspruch 
bei der SPD.) 

— Es ehrt Sie, daß es Ihnen wenigstens noch weh-
tut, wenn man das sagt, Herr Apel. 

(Abg. Dr. Apel: Ach was, wehtut! Ich lese 
gerade die „Bild-Zeitung" !) 

— Herr Apel, entschuldigen Sie, Ihre Arroganz steht 
im Widerspruch zu dem, was Sie hier dauernd von 
mehr Demokratie sagen. Das möchte ich Ihnen hier 
einmal sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Entschuldigen Sie höflich, ich weiß nicht, seit wann 
Sie diesem Hohen Hause angehören. Aber so ein 
junger Mann wie Sie sollte sich hier ein bißchen 
weniger arrogant benehmen, als Sie das gerade mir 
gegenüber gemacht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
Zurufe von der SPD.) 

Das ist arrogant, hören Sie mal, genau wie Ihr 
Sprecher Dr. Nölling gestern hier mit einer Arroganz 
auftrat. Sie haben ein ganz falsches Image. Draußen 
im Lande geben Sie sich als die soziale und volks-
tümliche Partei. In Wahrheit sind Sie arrogant und 
elitär in Ihrem Auftreten hier und sehr eingenom-
men von dem, was Sie angeblich geleistet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, — — 

Katzer (CDU/CSU) : Sie sollten, Herr Kollege 
Apel, ruhig einmal zuhören. Wenn ich sage: Re-
formruinen, dann sollten Sie das sehr ernst nehmen 
und sich auch einmal fragen, warum das das Ergeb-
nis von zweijähriger Politik Ihrer Regierung ist. 
Eine solche Reformruine haben wir bei der Renten-
politik zu verzeichnen. Wir haben 1957 die Renten-
reform durchgeführt, und Sie haben daraus inner-
halb von zwei Jahren eine Ruine werden lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
Zurufe von der SPD, — Unruhe.) 
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So ist es bei einem Rentenniveau, das auf 41 % 
abgerutscht ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich kann verstehen, daß man sich in diesem 
Hause gelegentlich Gedanken über Arroganz macht. 
Ich schlage vor, davon einen sparsamen Gebrauch 
zu machen. Wir könnten sonst Kolonnen von Re-
tourkutschen auf den Weg bringen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der CDU/CSU: Man muß doch Arroganz 
als Arroganz bezeichnen können! — Das 
war mal notwendig! — Abg. Dr. Wörner: 
Wir sind hier doch keine Klosterschule!) 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Apel (SPD) : Herr Kollege Katzer, in aller 
Bescheidenheit als jüngerer Mann: Was ist nun 
eigentlich arroganter, wenn Sie mich hier im Stil 
eines Schulmeisters abputzen oder wenn ich Ihnen 
einen Zwischenruf mache? 

Katzer (CDU/CSU) : Herr Kollege, Sie können 
jeden Zwischenruf machen. Aber ich empfinde es 
als arrogant — entschuldigen Sie, Sie haben es 
jetzt selbst gebraucht , wenn Sie sagen: Ich habe 
Wichtigeres zu tun, als Ihnen zuzuhören, ich lese 
die „Bild-Zeitung". Das finde ich arrogant, entschul-
digen Sie höflich. 

(Abg. Dr. Apel: Das habe ich doch gar nicht 
gesagt!) 

— Das haben Sie gesagt. Aber ich will auf diesen 
Dingen nicht herumhacken. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Katzer (CDU/CSU) : Ja, gern. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Kollege Katzer, 
Sie sprechen von „Ruinen der Rentenreform". Ist 
Ihnen bekannt, daß nach den letzten Feststellungen 
unter Berücksichtigung des Materials des Statisti-
schen Bundesamts die Rente ,des Jahres 1971 unge-
achtet der zur Zeit rezessionsbedingt relativ nied-
rigen Rentenanpassung mit 72 % des Nettoarbeits-
verdienstes bei vollem Arbeitsleben höher ist als 
die Nettorente der Jahre 1961, 1962, 1963, 1965, in 
denen Sie die Regierung stellten? 

Katzer (CDU/CSU) : Herr Kollege Schellenberg, 
entschuldigen Sie höflich, Sie können hier Ihre Rech-
nungen aufmachen. Solche Rechnungen sind aber 
überhaupt nur möglich, weil die CDU/CSU 1957 
diese Rentenreform hier im Hause durchgesetzt hat 
und weil wir seitdem Jahr um Jahr die Renten 
erhöht und angepaßt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir würden doch heute mit Ihnen nicht über 6,3 % 
Rentenerhöhung zu rechten haben, wenn nicht 
gleichzeitig eine Preissteigerungsrate von 6 % den 
Sinn dieser Reform zum Unsinn hätte werden las

-

sen. Denn der Rentner wird nicht mehr Teilnehmer 
am Produktivitätsfortschritt der Wirtschaft, sondern 
er bekommt nur noch einen Ausgleich für die Teue-
rungswelle, die Sie mitverschuldet haben durch das, 
was Sie hier wirtschaftspolitisch unterlassen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist doch nicht zu leugnen, meine Damen und 
Herren. 

Herr Kollege Schellenberg, Sie reden jetzt auf-
fallend viel von netto. Haben wir nicht einmal ge-
meinsam um die bruttolohnbezogene dynamische 
Rente gekämpft? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sind Sie nicht für eine Altersrente von 75 % brutto 
eingetreten, und haben wir uns nicht mittler-
weile in der Großen Koalition auf mindestens 50 % 
verständigt gehabt? Jetzt sind wir auf 41 % abge-
sunken. Das ist doch der Tatbestand, mit dem wir 
es zu tun haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben es begrüßt — und wir betrachten das 
als einen zweiten Erfolg unserer unermüdlichen 
Bemühungen in der Rentenpolitik; der erste ist der, 
daß wir gegen Ihren Willen und gegen den Willen 
des Bundesarbeitsministers in der Frage der Kleinst-
renten endlich einen Entwurf von ihnen auf dem 
Tisch haben; das begrüßen wir, ,das ist das Ergeb-
nis unserer Oppositionspolitik, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß wir jetzt einen weiteren Entwurf von Ihnen 
bekommen sollen. Offenbar ist das am Arbeits-
minister vorbeigegangen. Ich weiß nicht, ob er es aus 
der Zeitung erfahren hat. Das Ministerium wird von 
den Koalitionsfraktionen ja nur noch um Formulie-
rungshilfe gebeten — ein ganz tolles Verfahren —, 
um Ihren neuesten Vorschlag zu realisieren, wenig-
stens etwas für die Rentner zu tun. Wir haben das 
begrüßt; wir halten das aber — damit das ganz klar 
ist, Herr Kollege Schellenberg — nicht für aus-
reichend angesichts der Situation, in der sich die 
Rentner befinden. Und wir finden es — lassen Sie 
mich das in dieser Debatte ganz deutlich sagen — 
gefährlich, wenn jetzt offenbar hier auf ,dem 
Hinterwege die Gedanken des Herrn Kollegen 
Dr. Arndt, den ich sehr schätze, Einfluß nehmen, der 
unter dem Motto „mit der Inflation leben" sagt: 
Na ja, dann müssen wir einmal sehen und müssen 
die Schäden dann ein bißchen reparieren, und es 
bekommen die Rentner einen Zuschlag und die 
kleinen Sparer auch einen Zuschlag usw. — Meine 
Damen und Herren, das ist ein Irrweg und eine 
Spirale, die nur in die Höhe gehen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir müssen gemeinsam zurückfinden zur Stabilität, 
auf der dann Reformen aufgebaut werden können. 

Bei dieser Einmal-Zahlung, die Sie, meine Damen 
und Herren, hier vorhaben, bleibt vieles noch un-
klar. Das brauchen wir nicht heute zu klären; wir 
können es in der nächsten oder in der übernäch-
sten Woche in der sozialpolitischen Debatte noch 
erörtern. 
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Ich meine nur, Sie sollten dann auch sagen, wie 

die Situation bei den Kriegsopfern aussieht. In die-
sem Punkte haben wir nichts gehört. 

Und im übrigen haben wir ja, Herr Kollege 
Schellenberg, gestern schon einmal eine kurze Dis-
kussion über die Finanzsituation in der Rentenver-
sicherung gehabt. Ich habe das noch einmal nach-
gelesen. Die Regierung spricht von 137 Milliarden 
DM. Kürzlich sprach der Herr FDP-Sprecher in der 
Debatte von 167 Milliarden DM. Wir haben genau 
auf der Basis der Annahmen der Bundesregierung 
hochgerechnet und eine Summe von 190 bis 200 Mil

-liarden DM errechnet. 

Ich bin der Meinung, man sollte in diesem Punkte 
auch das Gutachten des Sachverständigenrates be-
achten, und ich würde mit Erlaubnis des Herrn Prä-
sidenten daraus gern zitieren. Denn der Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung hat in seinem jüngsten Jahres-
gutachten deutlich gemacht, zu wessen Lasten diese 
Überschüsse gehen. Im Zusammenhang mit den Plä-
nen der Bundesregierung wird in dem Jahresgut-
achten darauf hingewiesen, daß es sich — hören Sie 
gut zu, Herr Kollege Schellenberg! — 

(Abg. Dr. Schellenberg: Ganz genau! Ganz 
genau!) 

bei den Überschüssen der Rentenversicherung um 
Beträge handelt — und nun das Zitat —, „deren 
Realwert den Rentnern vorenthalten wird, weil die 
Renten nach wie vor verzögert angepaßt werden", 
während die Geldentwertung sich beschleunigt hat. 
Das heißt auf hochdeutsch: zu Lasten der Rentner 
werden zig Milliarden eingespart, und dann wer-
den 1,3 Milliarden DM gegeben, damit Sie sich 
wenigstens draußen bei Ihren Wählern überhaupt 
noch zeigen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn sonst müßten Sie doch einfach auf Unver-
ständnis stoßen, daß Sie bei vollen Kassen die 
Rentner leer ausgehen lassen wollen. 

Aber, meine Damen und Herren, ich möchte hier 
noch einmal sagen — — 

(Abg. Dr. Nölling meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Herr Kollege Nölling! 

Dr. Nölling (SPD) : Herr Kollege Katzer, darf ich 
Sie fragen, ob Sie nach wie vor davon ausgehen, daß 
Ihre Berechnungen, daß es sich — wohlgemerkt bis 
zum Jahre 1985 — um Überschüsse von möglicher-
weise 200 Milliarden DM handelt, richtig sind. Und 
darf ich zweitens fragen, ob Sie, Herr Kollege 
Katzer, wenn Sie von zig Milliarden, die vorent-
halten würden, sprechen, etwa die gegenwärtige 
Situation meinen. 

Katzer (CDU/CSU) : Herr Kollege Nölling, wir 
gehen von den Zahlen bis 1985 aus. Das gilt für 
die Opposition wie für Sie. Wir haben auf der 
Grundlage der Annahmen gerechnet, die die Re-
gierung gemacht hat, und rechnen werden wir ja 
noch können. Wenn allerdings die Annahmen der 

Regierung nicht stimmen oder wenn Sie sie auf 
Grund der wirtschaftlichen Situation jetzt revidie-
ren müssen, dann müssen wir auf der Basis neuer 
Daten erneut darüber diskutieren. Das ist die Posi-
tion; dem ist nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Bitte schön! — 

Dr. Nölling (SPD) : Darf ich dann die Frage stel-
len, warum Sie gestern, als ich hier sprach, mir den 
Vorwurf machten, 

(Abg. Katzer: Das kommt jetzt!) 

daß ich sozusagen ein Abkommen gebrochen hätte, 

(Abg. Katzer: Ich komme gleich darauf zu 
zu sprechen!) 

nach dem Sie beschlossen hätten, daß wir in diesem 
Parlament, solange nicht endgültig abgeklärt ist, ob 
Ihre Zahlen richtig sind oder nicht, 

(Zuruf des Abg. Katzer) 

darüber nicht mehr in dieser Art und Weise disku-
tieren könnten. 

(Abg. Katzer: Genau richtig!) 

Das haben Sie gestern gesagt! 

Katzer (CDU/CSU) : Jawohl, genau! Das ist 
absolut richtig. Sie haben gut zugehört. Ich werde 
darauf jetzt — Sie hatten mich in meinen Worten 
unterbrochen — zu sprechen kommen. Ich wollte 
auf Grund der gestrigen Debatte die Zahlen noch 
einmal darstellen und wollte Ihnen auf Grund dieser 
Zahlen jetzt folgendes sagen. 

Meine Damen und Herren von der Regierungs-
koalition, ich glaube, wir sollten im Interesse der 
Rentner gemeinsam darum bemüht sein, daß wir 
mit einer Politik, die wir hier ja auch jahrelang 
— wenigstens zum großen Teil -- gemeinsam ver-
treten haben, eine tragfähige Grundlage für Maß-
nahmen zur Weiterentwicklung unseres sozialen 
Alterssicherungssystems schaffen. Ich mache Ihnen, 
Herr Kollege, dazu folgendes Angebot: 

Dazu gehört erstens, daß wir uns zunächst über 
die Zahlen verständigen. Die Verständigung ist ein-
geleitet; darüber gibt es einen Briefwechsel zwischen 
dem Arbeitsminister und mir; die Herren werden, 
wenn ich richtig informiert bin, bereits morgen 
zusammenkommen. In diesem Punkt stehen wir also 
vor einer sachlichen Klärung. 

(Abg. Dr. Nölling: Viel zu spät, Herr 
Kollege Katzer!) 

Es ist doch nicht unsere Schuld, wenn die Regierung 
ihre Annahmen ändern will. Das war der Aus

-

gangspunkt dessen, was wir gestern gesagt haben. 

Zweitens wäre ich dankbar, Herr Kollege Nöl-
ling, wenn wir uns dann einmal darüber verstän-
digen könnten, ob Sie noch daran interessiert sind, 
mit uns an der Absicht festzuhalten, die wir 1969 
gemeinsam formuliert haben, daß das Rentenniveau 
auf die Dauer wenigstens bei 50 % liegen soll. Die 
Frage ist, ob Sie dem zustimmen wollen oder nicht. 
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Drittens. Für den Fall, daß Sie dem zustimmen, 

sollte eine Verständigung zwischen uns darüber 
möglich sein, wie das erreicht werden kann. 

Viertens. Mit den dann noch vorhandenen Über-
schüssen — darüber will ich keinen Zweifel auf-
kommen lassen — sollten wir zuerst den Kleinst-
rentnern und den Frauen helfen sowie einen Ein-
stieg in die Auflockerung der starren Altersgrenze 
ermöglichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Fünftens. Was die Rentenversicherung der Selb-
ständigen betrifft, sind wir uns im Grundsatz einig. 
Die noch offenen Fragen sollten zufriedenstellend 
gelöst werden können. 

Ich mache Ihnen dieses Angebot, Herr Kollege 
Nölling, und möchte Ihnen dringend raten, darauf 
einzugehen. Dann sähe ich nämlich eine Chance, 
in der Rentenpolitik in diesem Hohen Hause wieder 
zu einer gemeinsamen Haltung zurückzufinden, wie 
sie bestand, als die Arbeitsminister von der Union 
gestellt wurden. Diese haben sich damals darum be-
müht, in diesem Hause Einmütigkeit herbeizuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Katzer hat zu Beginn seiner Rede behauptet, daß 
die Regierungsfraktionen die Reformdebatte ab-
würgen möchten. Nun, Herr Kollege Katzer, das ist 
ganz und gar nicht der Fall. Ich muß aber nach Ihren . 

Ausführungen sagen, daß der Kollege Kirst gestern 
eigentlich doch recht gehabt hat, als er erklärte, 
Ihre Anfrage und die Debatte darüber seien im 
Endeffekt ein schlechter Aufguß dessen, was Sie 
schon mehrmals versucht hätten. Das, was Sie, Herr 
Kollege Katzer, soeben geboten haben, hatte doch 
sehr wenig mit einer Auseinandersetzung über 
innere Reformen zu tun 

(Abg Dr. Apel: Sehr richtig!) 

und konnte, glaube ich, trotz der Lautstärke nicht 
einmal alle Mitglieder Ihrer Fraktion überzeugen. 
Sie haben hier einige Dinge angekündigt — darauf 
werde ich noch kommen —, über die es sicherlich 
noch einige Auseinandersetzungen innerhalb Ihrer 
Fraktion, insbesondere auch mit Ihrem Partner CSU, 
geben wird. 

(Abg. Härzschel: Wir sind auf Ihre Aus

-

führungen gespannt!) 

— Ich habe gerade schon einiges zu Herrn Katzer 
gesagt und werde mich dazu noch weiter äußern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, heute 
eine Rentendebatte zu führen, die Sie sehr gern 
hätten, sehen wir als Regierungsfraktion nicht als 
richtig an; denn am 16., also in zwei Wochen, wird 
in diesem Hause, wie Ihnen bekannt ist, eine 
offizielle Rentendebatte stattfinden. Es ist also 
wenig sinnvoll, jetzt über alle Probleme, die mit 
der Vorlage der Regierung zur Rentenversicherung 

und mit unserem Antrag auf Rückerstattung der 
2 % verbunden sind, zu diskutieren. 

Wenn ich dennoch auf einiges von dem eingehe, 
was Sie, Herr Kollege Katzer, gesagt haben, dann 
nur deshalb, weil es vielleicht richtig ist, gleich 
etwas aus der Welt zu schaffen. 

Die Regierungsfraktionen haben sich vorgestern 
entschlossen, den 2%igen Krankenversicherungs-
beitrag der Rentner für 1968/69 zurückzuzahlen. 
Sie haben das begrüßt. Dazu kann ich nur sagen, 
Herr Kollege Katzer: jetzt verstehe ich überhaupt 
nichts mehr. 

(Abg. Katzer: Das liegt doch an Ihnen! — 
Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Denn ich kann mich noch sehr genau daran er-
innern, daß Sie es als federführender Minister 
waren, der seinerzeit sogar 4 % haben wollte. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Sehr wahr!) 

Das sollte man noch einmal sehr deutlich sagen, 
Herr Kolleg Katzer. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. —
Abg. Dr. Schellenberg: Ihr habt angefan-
gen! Katzer ist der Erfinder des Rentner-
krankenversicherungsbeitrags! — Abg. 
Katzer: Da habt ihr doch mitgestimmt! — 

Weiter Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sehen Sie, Herr Kollege Katzer: Herr Kollege Schel-
lenberg als Ihr damaliger Koalitionspartner kennt 
natürlich die Interna besser. Er hat deutlich gemacht, 
daß Sie ihn erfunden haben. Heute sagen Sie: Sie 
begrüßen, daß wir zurückerstatten. — Bitte schön, 
wer war zuerst dran? 

Stücklen (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, ist 
Ihnen bekannt, daß dem Kabinettsbeschluß, den 
4%igen Anteil für die Krankenversicherung der 
Rentner einzuführen, die sozialdemokratischen Mini-
ster mit dem Vorsitzenden der Sozialdemokratischen 
Partei an der Spitze zugestimmt haben? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Stücklen, 
natürlich ist mir bekannt, wie die Abstimmungser-
gebnisse im Kabinett waren. Aber Sie vergessen da-
bei eines: Die Sozialdemokraten haben sich dann 
angesichts der Situation darum bemüht, das auf 2 % 
herunterzubekommen. 

(Zuruf des Abg. Katzer.) 

— Herr Kollege Katzer, wir waren auch schon in 
einer Koalition. In einer Koalition kann man nicht 
immer die eigenen Blütenträume reifen lassen. 

(Zuruf des Abg. Katzer.) 

Aber wie wenig gern die Sozialdemokraten damals 
dem zugestimmt haben, sehen Sie schon daran, Herr 
Kollege Katzer, daß es die erste Entscheidung dieser 
Koalition war, den 2%igen Beitrag abzuschaffen, 
und daß wir vorgestern beschlossen haben, darüber 
hinaus noch dieses Unrecht an den Rentnern wieder-
gutzumachen, indem wir die zwei Jahresbeiträge 
zurückzahlen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Härzschel (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, 
würden Sie mir zustimmen, wenn ich sage, daß die 
Rückzahlung dieser 2 % ein Erfolg der CDU-An-
träge ist, 

(Lachen bei der SPD) 

weil Sie eingestehen müssen, daß die Rentner die 
Leidtragenden dieser Inflationspolitik sind, so daß 
Sie sich dem Druck von draußen nicht entziehen kön-
nen und jetzt etwas tun müssen? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Härz-
schel, hier stimme ich Ihnen ganz und gar nicht zu. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Kann man auch 
nicht erwarten! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

— Dann müssen wir es eben doch etwas deutlicher 
sagen. Ich habe soeben bereits dargelegt, daß es die 
erste Leistung dieser Koalition war, die 2 % abzu-
schaffen. 

(Abg. Müller [Berlin] : Da habt ihr was 
Großartiges gemacht!) 

— Wenn das nicht großartig wäre, hätte Herr Katzer 
es vorhin nicht begrüßt. Wer von Ihnen weiß denn 
nun eigentlich, was er will? 

(Abg. Müller [Berlin] : Keine Konzeption, 
sondern Gefälligkeiten! Das macht ihr jetzt 

wieder!) 

— Auf die Konzeption komme ich gleich zu spre-
chen, Herr Kollege Müller. Ich bin jetzt noch bei der 
Frage des Kollegen Härzschel, damit hier nichts im 
Raum bleibt. Erstens haben wir die 2 % sofort ab-
geschafft. Sie sollten dies allmählich zur Kenntnis 
nehmen. Zweitens waren wir von Anfang an be-
müht, die Rückzahlung vorzunehmen. Wir mußten 
aber die Finanzen der Rentenversicherung und die 
Möglichkeit, die anderen Dinge, die wir vorhaben, 
in der Rentenreform zu verwirklichen, überprüfen. 
Nachdem wir festgestellt haben, daß das geht, wer-
den wir zurückzahlen, und zwar als Erstattung und 
nicht etwa als in irgendeiner Form von Ihnen 
initiierte Teuerungs- oder sonstige Zulage. Es ist 
eine Erstattung dessen, was den Rentnern seinerzeit 
zu Unrecht unter der Manipulation „Krankenver-
sicherungsbeitrag" abgenommen wurde, obwohl 
diese Gelder nie in die Krankenversicherung geflos-
sen sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es ist vielleicht gut, Herr Kollege Katzer, auch zu 
einem zweiten Punkt einmal etwas zu sagen. Vor 
wenigen Wochen gingen sensationelle Meldungen 
durch die Presse — gestern hat der Kollege Schel-
lenberg darauf schon etwas abgehoben —: Katzer 
findet 200 Milliarden, Katzer kann in der Renten-
reform noch mehr tun als die Bundesregierung, die 
137 Milliarden sieht. Herr Kollege Katzer, ich bin 
mir bis heute noch nicht klar, wo Sie die 200 Milliar-
den DM gefunden haben. 

(Abg. Franke [Osnabrück] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 

— Bitte schön! 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schmidt, da Sie die Hochrechnung auf 190 bis 200 
Milliarden DM anzweifeln, können Sie mir sagen, 
wo der Kollege Spitzmüller die hier im Plenum ge-
nannten 167 Milliarden DM herbekommt? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Ich habe mich gerade 
mit dem Kollegen Spitzmüller verständigt, daß es 
sich dabei um einen Sprechfehler gehandelt hat. Er 
hat 137 Milliarden DM gemeint. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Ich habe mich gerade mit dem Kollegen Spitzmüller 
verständigt; denn mir war das nicht bekannt, und 
ich war auch nicht dabei. Jedenfalls ist ein Betrag 
von 167 Milliarden DM nicht in dieser Form von 
uns genannt worden. 

Herr Kollege Katzer, ich wollte drei Dinge fest-
stellen. Jetzt sagen Sie: 200 Milliarden DM sind 
drin. Im Frühjahr vorigen Jahres, als diese Bundes-
regierung eine erfolgreiche Zukunftsbilanz, mit 137 
Milliarden DM errechnet, vorlegen konnte, waren 
Sie es und Herr Kollege Götz, die gesagt haben: 
Kann nicht stimmen, ist Manipulation. 

(Abg. Katzer: Das Wort „Manipulation" ist 
nicht gefallen!) 

— Herr Kollege Katzer, dann würde ich Ihnen doch 
empfehlen, in den zuständigen Ausschuß zu kom-
men. Dort haben wir uns damals über die 137 Mil-
liarden unterhalten. 

(Abg. Härzschel: Was sagen Sie denn zum 
Jahresgutachten, wo kommen die Über

-

schüsse her?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Bitte! 

Dr. Schellenberg (SPD) : Ist Ihnen bekannt, daß, 
nachdem die Regierung der sozial-liberalen Koalition 
den Gesetzentwurf über die Abschaffung des Rent-
nerkrankenversicherungsbeitrages im Bundesrat ein-
gebracht hatte, einen Tag später, nämlich am 17. No-
vember 1969, der Vorsitzende der CDU-Fraktion, 
Herr Barzel, auf dem Parteitag der CDU in Mainz 
erklärte: „Der Vorschlag, den jetzigen Krankenver-
sicherungsbeitrag der Rentner wieder zu streichen, 
zwingt dazu, entweder die Beiträge oder den Staats-
zuschuß zu erhöhen." — Können Sie das bestätigen, 
Herr Kollege? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Das kann ich voll 
und ganz bestätigen, Herr Kollege Schellenberg. 

(Abg. Müller [Berlin] : Inflation! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich bin Ihnen dankbar, daß Sie mich an diese Äuße-
rung des Kollegen Barzel erinnert haben. 

Ich stelle noch einmal fest: als diese 137 Milliar-
den auf dem Tisch lagen, und zwar als errechnete 
Zahl, war die CDU/CSU der Meinung, daß das nicht 
stimmen könne. Als man dann seitens der Opposi- 
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tion erkannte, daß das von der Regierung und von 
den Regierungsfraktionen beabsichtigte Reform-
paket, insbesondere auch die von den Betroffenen 
gewünschte Reform der flexiblen Altersgrenze, eine 
sehr positive Reformarbeit darstellen würde, man 
aber von dem Dampfer der zusätzlichen Anpassung 
nicht mehr herunterkonnte, haben Sie, Herr Kollege 
Katzer — die Vermutung muß ich einmal ausspre-
chen —, plötzlich die 200 Milliarden erfunden, damit 
Sie auf der einen Seite dem, was die Bundesregie-
rung will, zustimmen können, andererseits aber 
noch die 60 Milliarden haben, um außerdem noch 
Ihre Anpassung weiter verfolgen zu können. So 
kann man natürlich auf 200 Milliarden kommen. — 
Bitte schön! 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schmidt, kennen Sie das Schreiben des Bundesmini-
sters für Wirtschaft und Finanzen vom 20. August 
1971 betreffend volkswirtschaftliche Grenzen für die 
sozialpolitischen Reformvorschläge des Bundesmini-
sters für Arbeit? Da heißt es:  

b) Die explosive Lohnentwicklung seit Herbst 
1969 hat als Folge der in der Rentenformel 
enthaltenen zeitlichen Verzögerung ein fühl-
bare Senkung des relativen Rentenniveaus 
und damit eine entsprechende Verbesserung 
der Finanzlage der Versicherung herbeige-
führt: Rentenniveau 1972 nach neuesten 
Schätzungen rund 41 v. H. gegenüber 47 v. H. 
im Jahre 1968 für Renten bei 40jähriger 
Versicherungszeit. 

Kennen Sie auch die Schlußfolgerung des Ministe-
riums, das hier vor einer ganz großen Gefahr warnt, 
die auf die Rentenversicherungsträger und die Poli-
tiker zukommt? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Franke, 
natürlich kenne ich das Schreiben. Ich habe eingangs 
bereits eindeutig gesagt — Herr Kollege Schellen-
berg hat vorhin in einer Zwischenfrage gegenüber 
dem Kollegen Katzer bereits auf diese Dinge hin-
gewiesen —, daß wir am 16. Dezember Gelegenheit 
haben werden, alle diese Dinge im Detail zu be-
sprechen. Es kann nicht Sinn der heutigen Debatte 
sein und ist auch nicht möglich, in 15-Minuten-Rede-
zeiten die Details der Finanzierung zu behandeln. 
Wir werden das am 16. sehr deutlich tun und uns 
auch die Zeit dazu lassen. 

Ich möchte hier auf den Stil und die Form dieser 
Debatte eingehen und noch einmal folgendes fest-
stellen. — Ich will jetzt nicht noch auf den Beteili-
gungslohn eingehen, Herr Kollege Katzer; Sie wer-
den wahrscheinlich auf Grund Ihrer Ankündigung 
Ihres Antrages im Ausschuß noch einige Schwierig-
keiten in Ihrer eigenen Fraktion haben. Wenn ich 
daran denke, wie damals die Entscheidung für den 
Beteiligungslohn in Ihrer Fraktion fiel, 

(Abg. Katzer: Waren Sie dabei?) 

wenn ich daran denke, wie sämtliche Verbände der 
Wirtschaft von vornherein gesagt haben: „Unmög

-

lich, kommt ja gar nicht in Frage", wenn ich daran 

denke, welche Haushaltsmittel in Bund und Ländern 
hier in Bewegung gesetzt werden, 

(Abg. Vogt: Nicht mehr als beim 624-DM- 
Gesetz!) 

möchte ich nicht erleben, was heute nachmittag oder 
irgendwann im Fraktionsvorstand der CDU/CSU 
zu Ihrem so großzügig gemachten Antrag gesagt 
werden wird. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Katzer: Neh

-

men Sie teil! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Wir werden es ja hören, Herr Kollege Katzer. 

Meine Damen und Herren, meine Zeit geht zu 
Ende. Lassen Sie mich drei Feststellungen zum Stil 
dieser Debatte machen, 

(Abg. Dr. Klepsch: Die Frage will er am 
16. beantworten!) 

drei Feststellungen im Rückblick auf das, was ich 
eingangs sagte: ein schlechter Aufguß. 

Wenn die Opposition der Meinung ist, daß die 
Reformarbeit dieser Bundesregierung der sozial

-

liberalen Koalition, die erhebliche Erfolge, die hier 
aufgezählt worden sind, nachweisen kann, die nach-
weisen kann, daß sie die Regierungserklärung im 
sozialpolitischen Bereich zum größten Teil bereits 
praktisch abgehakt hat, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

gering sei, kann ich nur sagen: lesen Sie einmal die 
Regierungserklärung von Herrn Kiesinger! Ich habe 
sie dabei; soll ich einmal vorlesen, welche Gemein-
plätze da standen? Oder soll ich Ihre Antwort auf un-
sere Anfrage in der Großen Koalition zitieren, Herr 
Kollege Katzer? Ich habe sie auch dabei. Aber die Zeit 
ermöglicht es nicht, das im einzelnen vorzulesen. 
Ich stelle jedenfalls fest: Wenn die Opposition 
glaubt, daß die Reformvorhaben nicht in ihrem Sinne 
sind oder anders laufen, hätte ich erwartet, daß 
außer dem Beteiligungslohn, der ja schon ein alter 
Hut ist, von keinem gern gesehen, aber von der 
CDU immer auf die Fahne gesetzt, andere, echte 
Alternativen gekommen wären. Wo sind denn diese 
Alternativen? 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Die liegen doch 
vor! Sie können nicht lesen! — Abg. Vogt: 

Die haben Sie doch niedergestimmt!) 

— Darauf komme ich gleich; das habe ich mir für 
den Schluß aufgehoben, Herr Vogt. 

Zum zweiten muß man den Eindruck gewinnen, 
daß Sie, wenn Sie das Parlament und auch die Re-
gierung mit so wenig substanziellen Dingen, wie 
sie hier vorgetragen worden sind, so lange beschäf-
tigen, im Endeffekt die Reformvorhaben der Bun-
desregierung durch Ihre ewigen Anfragen blockie-
ren möchten, ohne dabei Alternativen aufzuzeigen. 

(Abg. Stücklen: Die sind doch gar nicht da! 
Die können wir gar nicht blockieren! — 

Zuruf des Abg. Dr. Klepsch.) 

— Wie gesagt, die Uhr läuft bei mir, Herr Kollege 
Klepsch. — Der Kollege Katzer hat ja erklärt, er 
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könne es schon gar nicht mehr hören. Ich kann mir 
vorstellen, daß Sie es nicht so gern hören, wenn 
man Ihnen, angefangen von der Dynamisierung der 
Kriegsopferversorgung bis zum Betriebsverfas-
sungsgesetz, wieder einmal vorhält, was in diesen 
zwei Jahren geschehen ist und was Sie alles nicht 
gewollt haben. Ich kann mir vorstellen, daß Ihnen 
das nicht paßt. Aber wir wollen uns eben auf die 
gegebene Zeit beschränken. Wir wollen arbeiten, 
wir wollen Reformen durchführen und nicht hier 
immer darüber reden, vor allen Dingen dann nicht, 
wenn wir von Ihnen nichts Vernünftiges dazu hören. 

Lassen Sie mich ein Letztes sagen. Ein bißchen — 
insoweit habe ich Verständnis für die Ausdehnung 
der Debatte — habe ich den Eindruck, insbesondere 
wenn ich die Sprecherliste der Opposition anschaue, 
daß hier all denen wieder einmal Gelegenheit ge-
geben wurde, über Sozialpolitik, Gesellschaftspoli-
tik, Familienpolitik zu reden, die schon einmal — 
beim Betriebsverfassungsgesetz   von ihrer Frak-
tion „außer Kraft gesetzt" wurden und demnächst, 
wenn es im Bundesrat so läuft, wie es heißt, von 
ihrer Oppositionsfraktion wieder, sagen wir ein-
mal, sehr schlecht behandelt werden. Denn ausge-
rechnet diejenigen   das tut mir leid, weil es die-
jenigen sind, mit denen wir zusammenarbeiten — 
werden hier herausgestellt, die dann hinterher in 
der Fraktion wieder „abgebügelt" werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Katzer: Ihre leitenden Angestellten! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Jenninger. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Beitrag des Kollegen 
Schmidt von der FDP reizt einen fast, Richelieu zu 
zitieren: „Wo große Fragen enden, beginnen kleine 
Parteien!" 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Wir haben sicherlich in allen Lagern eine ge-
wisse Unzufriedenheit über den Verlauf dieser De-
batte festzustellen, auch über ihren Inhalt, und zwar 
ganz einfach deswegen, weil der Versuch der Oppo-
sition, Sie, die Bundesregierung, auf die schwan-
kende und zerbröckelnde Basis Ihrer Reformpolitik 
hinzuweisen, nämlich auf die ständig weiter absin-
kende Preis- und Geldwertstabilität, von Ihnen ge-
kontert wird, indem Sie im Stile tibetanischer Ge-
betsmühlen ständig die Litanei Ihrer in den letzten 
zwei Jahren beschlossenen und durchgeführten 
Maßnahmen herunterbeten, und dies nach dem 
Motto: Was sind wir doch in zwei Jahren für Mol-
lis geworden, gemessen an den Leistungen von 20 
Jahren CDU-Herrschaft! Das zwingt uns natürlich 
zur Erwiderung, und dann haben wir diese unergie-
bigen Reden über die Vergangenheit, an denen sich 
dieses Parlament — ich muß das einmal sagen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren — offensichtlich 
tagelang berauschen kann. Das war aber weder der 
Sinn unserer Anfrage, noch dient das der Sache an

-

gesichts der Berge von Problemen und Sorgen um 
die Zukunft unseres Volkes, die vor uns liegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Niemand, auch die Opposition nicht 	 ich will das 
einmal sagen, weil das offensichtlich Ihr Komplex 
ist —, bestreitet der Regierung und den Koalitions-
fraktionen den ihnen gebührenden Anteil an den 
Gesetzen und Maßnahmen, die in den letzten zwei 
Jahren beschlossen worden sind; genauso wenig wie 
Sie uns widerlegen können, daß auch wir unseren 
Anteil dazu beigetragen haben. Erst recht können 
Sie nicht bestreiten, daß wir in den berühmten 
vergangenen 20 Jahren erfolgreiche Politik und Re-
formen gemacht haben, bei allen Fehlern und man-
chen Versäumnissen, die auch wir uns anrechnen 
lassen müssen, genau wie Sie sich Ihre Fehler an-
rechnen lassen müssen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Unterschied zwischen uns ist nur der, daß Sie jeden 
Gesetzentwurf, wie z. B. über die Anhebung der 
Unterhaltshilfe für die Wehrpflichtigen, die Verbes-
serung der Intensivhühnerhaltung nach dem neuen 
Tierschutzgesetz, als tief in die Strukturen unserer 
Gesellschaft eingreifende Reformakte bezeichnen 
und herausstellen, wo man Tag für Tag sozusagen 
am Reformbarometer die durch nichts zu erschüt-
ternde Reformfreudigkeit dieser Bundesregierung 
ablesen könnte. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist die Situation. Wir haben in den vergange-
nen Jahren nur wirklich grundlegend in die Struktu-
ren von  Staat und Gesellschaft eingreifende Maß-
nahmen als Reformen bezeichnet: z. B. die Renten-
reform, die Finanzreform usw. Das wollte ich mei-
nem Beitrag vorausschicken, der sich mit der Finan-
zierung der Reformpolitik dieser Bundesregierung 
befassen soll. Am Anfang aller Reformpolitik der 
Bundesregierung stand der Satz: „Für sämtliche von 
der Bundesregierung geplanten ausgabewirksamen 
Reformvorhaben sind die Mittel im geltenden Fi-
nanzplan (1970-1974) des Bundes ausgewiesen und 
gesichert. Als die Opposition das in Zweifel zog, 
hat man uns nach dem Motto „Der Herbst macht's 
möglich!" auf die Fortschreibung der mittelfristigen 
Finanzplanung im September 1971 hingewiesen, und 
zwar mit dem berühmten, stereotypen, in veredel-
tem Planungsdeutsch ausgedrückten Satz, den wir 
17mal in der Antwort auf die frühere Große An-
frage lesen konnten: 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie 
jedes Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen und die 
gegebenen Deckungsmöglichkeiten überprüft 
und fortgeschrieben werden. 

Das Ergebnis der Fortschreibung und der Überprü-
fung ist wieder die schlichte Behauptung der Bun-
desregierung: 

Die Mittel für sämtliche Reformen und Arbeits-
vorhaben der Bundesregierung sind im neuen 
Finanzplan gesichert. 
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Dr. Jenninger 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Sophistiker würde dazu sagen: Das ist die totale 
Umschreibung der totalen Unfähigkeit der späten 
Erkenntnis einer These von Marcuse: Der erfolgrei-
chen Geschichte des Planens entspricht die traurige 
Geschichte der Verwirklichung des Geplanten und 
des Gewollten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der vorher angeführte Satz stimmt einfach nicht, 
und ich werde das beweisen. 

(Abg. Stücklen: Stimmt denn bei dieser 
Regierung überhaupt etwas?) 

— Da stimmt leider gar nichts, Herr Stücklen. Wie 
sieht die Wirklichkeit aus? Der Regierung fehlt 
erstens hinten und vorne das Geld, um ihre Reform-
politik in den vor uns liegenden Jahren ausreichend 
finanzieren zu können. Zweitens sind für eine Reihe 
wichtiger, entscheidender Reformvorhaben, z. B. für 
die Bildungsreform, den Ausbau der Bundesfern-
straßen und den Umweltschutz, keine Mittel vor-
handen, um diese in den nächsten Jahren, zumindest 
bis 1975, verwirklichen zu können. Das ist die 
Wahrheit. 

Die inflationäre Entwicklung der letzten zwei 
Jahre hat die finanzielle Basis für die Reformen 
nachhaltig zerstört. Sie sollten das einmal zur 
Kenntnis nehmen! Sie vertuschen oder verharm-
losen das wie der Kollege Hermsdorf gestern. Durch 
frisiertes Zahlenmaterial wird beschwichtigt, daß 
angesichts der hohen Lohn- und Preisexplosionen 
die finanzielle Decke nicht nur für die Politik des 
Bundes, sondern vor allem in ganz besorgniser-
regendem Maße für die der Länder und auch der 
Gemeinden immer dünner wird. Ich baue hier kei-
nen Popanz oder die berühmte Panikmache auf. Uns 
von der Opposition könnte es ja schließlich, wenn 
wir verantwortungslos dächten, gleichgültig sein, in 
welchen Abgrund Sie hineinschlittern. Bloß, die 
Stunde der Wahrheit wird auf dem finanziellen 
Gebiet mit Sicherheit auf Sie zukommen. Sie ken-
nen doch alle die enormen Risiken, die auf dem 
Finanzplan 1971 bis 1975, auf dem Haushalt 1972 
lasten: Von den steigenden Preisen für Investiv- 
und Sachausgaben ganz zu schweigen, massive Zu-
nahme der Personalkosten, kein Pfennig für Be-
soldungserhöhungen im öffentlichen Dienst, Devi-
senausgleich mit den USA, Neuverteilung der Um-
satzsteuer zwischen Bund und Ländern, Ausgleichs-
zahlungen an die Landwirtschaft, Milliardendefizite 
— wenn man Herrn Leber zitiert, muß man ja schon 
sagen: Milliardenkonkurse — bei Post und Bahn, 
Sorge, daß die Steuerschätzungen, wie von den 
wirtschaftswissenschaftlichen Instituten dargestellt, 
um 5 Milliarden DM nach unten revidiert werden 
müssen, Milliardendefizite bei Ländern und Ge-
meinden! Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
davor kann man doch nicht die Augen verschließen. 
Man kann doch nicht so tun gestern ist so getan 
worden —, als ob wir in einer heilen Welt lebten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Bitte sehr, Herr Kol-
lege Apel. 

Dr. Apel (SPD) : Herr Kollege Jenninger, wie er-
klären Sie sich angesichts dieses Kataloges, den Sie 
eben aufgezählt haben und zu dem manches zu 
sagen sein wird, die Weigerung der Opposition, der 
Sie angehören, die Steuererhöhungspläne der Bun-
desregierung in den Ihnen bekannten Bereichen mit 
zu tragen? Läge es nicht auch in der Verantwortung 
der Opposition, das sachlich mit zu tragen und sach-
lich mit darüber zu debattieren? 

(Abg. Dr. Klepsch: Ruinöse Politik!) 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Herr Kollege Apel, 
wir sind gern zu einer sachlichen Auseinanderset-
zung bereit. Wir haben aber deutlich gesagt, warum 
wir nein dazu sagen: Wir lehnen es ab, einer Politik 
zuzustimmen, die lediglich dazu dient, die Schlag-
löcher der Inflation zu beseitigen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Sie haben jetzt in diesen Tagen von Ihrem Wirt-
schafts- und Finanzminister hören müssen, daß er 
im Frühjahr 1972 den Eventualhaushalt in Gang zu 
setzen beabsichtigt. Ich fürchte, daß dies wiederum 
dazu dienen wird, um weitere auftauchende Infla-
tionsdefizite auszugleichen, nicht aber, um mehr 
Leistungen zu erbringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, warum 
wird das gefordert? Warum verlangt Herr Steffen, 
daß wir die Rüstungsausgaben möglichst schnell re-
duzieren sollen, um damit die Reformen finanzieren 
zu können? Wohl doch nicht, um der Opposition 
Freude zu machen? Die Regierung hat nicht den Mut 
— das ist das, was wir kritisieren —, dem Parlament 
und der deutschen Öffentlichkeit klipp und klar zu 
sagen, daß sie sich mit ihren Reformankündigungen 
übernommen hat und daß sie wegen der großen 
finanziellen Schwierigkeiten gezwungen ist, fast alle 
finanzwirksamen Reformvorhaben 

(Abg. Dr. Apel: Da stimmt doch gar nicht! 
Wir haben doch genau das Gegenteil ge

-

sagt!) 

— ich begründe es gleich, Herr Apel — zeitlich zu 
verschieben und in die Mitte der 70er Jahre hinein-
zustrecken. 

(Abg. Dr. Apel: Punkt für Punkt beweisen!) 

Der einzige, der bisher dazu die Wahrheit gesagt 
hat, ist Ihr Kollege Alex Möller, der neulich in 
einem Interview mit der „Neuen Revue" erklärt 
hat: „Es ist heute einfach so, daß die gesellschafts-
politischen Reformvorhaben der Regierung nur in 
dem Tempo vorankommen können, das der finanz-
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit entspicht." Er hat 
allerdings nicht darüber gesprochen, wie es um diese 
zur Zeit aussieht. Er hat aber hinzugefügt: Die Po-
litiker sollten ehrlicher sein, und das gelte nicht nur 
für die SPD! 

(Abg. Dr. Apel: Ja, richtig, zugegeben!) 
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Dr. Jenninger 
Wie sieht denn die Wirklichkeit aus? Ich will es 
Ihnen gleich sagen. Wenn Sie einmal den Finanz-
plan 1970-1974 mit dem neuen Finanzplan verglei-
chen, stellen Sie fest, daß sich das Gesamtvolumen 
trotz wachsender Preis- und Kostensteigerungen 
nicht verändert hat. Insgesamt sind in dem neuen 
Finanzplan für die Zeit von 1972 bis 1974 8 Milliar-
den DM gestrichen worden. Weitere 13 Milliarden 
sind neu hineingekommen, mehr für den Devisen-
ausgleich, mehr für die Hilfe für Berlin, mehr für 
die Anschaffung der Phantom usw. Insgesamt stehen 
für die Reformpolitik bis 1974 also 21 Milliarden 
DM weniger zur Verfügung. Keine einzige Mark 
steht im neuen Finanzplan für noch nicht vom Kabi-
nett oder durch Gesetz beschlossene Maßnahmen, 
zur Verfügung. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, darüber hört man nichts in diesem Hause! 

Im Sachverständigengutachten konnten wir 

(Abg. Dr. Apel: Die Debatte darüber kommt 
noch!) 

— im Gegensatz zur Antwort der Bundesregierung 
auf unsere Anfrage unter Ziffer II — lesen, daß die 
inflationäre Entwicklung — im Gegensatz zu der 
Meinung, die Sie und manche Ihrer Leute 
haben —, die Erfüllung der öffentlichen Aufgaben 
stärker trifft, als die Befriedigung privater Bedürf-
nisse. 

Hier nur in Stichworten einige Ergebnisse. Erstens. 
Der Staatsanteil am Produktionspotential hat wegen 
der hohen Preissteigerungen nicht zu-, sondern ab-
genommen. Die realisierte Staatsquote ist von 
28,5 % im Jahre 1966 auf 26,7 % im Jahre 1971 ab-
gesunken. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Vom Staat wurde und wird also nicht mehr gelei-
stet, sondern weniger. 

Zweitens. Die hohen Preis- und Einkommensstei-
gerungen haben nicht zu progressiv zunehmenden 
Steuereinnahmen, sondern zu sinkenden Steuerquo-
ten geführt. 

Drittens. Der beschleunigte Geldwertschwund auf 
der Basis einer beschleunigten Expansion der Lohn-
einkommen hat die Produktion öffentlicher Güter 
stärker verteuert als die Güter für den privaten 
Bedarf. Von 1966 bis 1971 betrug der Preisanstieg 
für den Staat rund 30 %, gegenüber einem Preis-
anstieg von 20 % für Private. 

Angesichts dieser Feststellungen und anderer 
Gründe geht die Antwort, die Sie zu Ziffer II unserer 
Anfrage geben, an der Sache vorbei. Sie ist un-
zureichend, oberflächlich und auch zum Teil falsch. 
Falsch ist z. B. die Behauptung, die durchschnitt-
liche jährliche Wachstumsrate der Investitionsaus-
gaben würde um 9,2 % steigen. Der Herr Bundes-
finanzminister hat selber vor dem Bundesrat die 
Zahl 7,8 % genannt. In Wirklichkeit bewegt sie 
sich — nach den Aussagen der Regierung — im 
Finanzplan bei der Größenordnung von 7 %. 

Unbestrittene Tatsache ist, daß die Gesamtaus-
gaben in den Haushalten in den nächsten Jahren 
stärker steigen werden als die Zuwachsraten bei 
den Investitionen und daß — wie regierungsamt-
lich bestätigt — ein Absinken der Investitionsquote 

vom Höchststand im Jahre 1972 mit 17,9 % auf 
16,9 % in 1975 zu erwarten ist. 

Wie sehen die konkreten Zahlen aus? Wir hören 
immer wieder von Ihnen, daß Sie für alle Zwecke 
mehr Mittel bereitstellen. Vergleichen Sie einmal 
die Finanzplanungen miteinander. Da ist bei den so-
genannten investiven Schwerpunkten weniger drin, 
als die Regierung uns vormacht: Bei Bildung und 
Wissenschaft ein Weniger von 1,5 Milliarden DM, 
bei Verkehrs- und Nachrichtenwesen 800 Millionen 
DM mehr, bei der Entwicklungshilfe ein Weniger 
von 770 Millionen DM, beim Wohnungswesen, 
Raumordnung, kommunale Dienste ein Weniger 
von 3,8 Milliarden DM, beim Energiewesen über 
540 Millionen DM mehr, bei den Finanzierungshil-
fen für Investitionen in der Forschung ein Weniger 
von 400 Millionen DM, bei den Darlehen an nicht-
öffentliche Bereiche ein Weniger von 500 Mil-
lionen! Angesichts dieser Zahlen können Sie uns 
doch nicht weismachen, daß in den nächsten Jahren 
höhere oder — wie es der Herr Bundeskanzler aus-
gedrückt hat — überproportionale Steigerungsraten 
bei den investiven Staatsausgaben zur Verfügung 
stellen. 

Da hören wir von Ihnen immer, daß Sie die 
„öffentliche Armut" zuungunsten des privaten 
Reichtums ändern wollen — und das angesichts 
dieser Zahlen, die ich Ihnen hier vorgetragen habe. 

Uns wurde gestern die Frage gestellt, ob wir 
denn mehr öffentliche Investitionen wollten. Meine 
Damen und Herren, wir wollten zunächst einmal 
mehr Ehrlichkeit und mehr Wahrheit haben! Wir 
wissen sehr wohl, daß Sie in der jetzigen finanziel-
len Situation von Bund, Ländern und Gemeinden 
eine übermäßige Steigerung der investiven Aus-
gaben nicht verwirklichen können, aber es sollte 
dem ganz deutlich sichtbaren relativen Absinken 
der investiven Ausgaben im Bundesetat im Interesse 
unserer volkswirtschaftlichen Entwicklung Einhalt 
geboten werden. Da erwarten wir eben den Vor-
schlag des Bundesfinanzministers darüber, was wir 
in dieser Frage ganz konkret tun können. 

In meinem Beitrag zur ersten Lesung des Haus-
halts habe ich gesagt, wir brauchten dringend eine 
Übereinstimmung zwischen Bund, Ländern und Ge-
meinden, ein Gesamtkonzept dafür, wie wir diese 
Reformen in den nächsten Jahren verwirklichen kön-
nen. Ich will jetzt nicht noch einmal ein National-
budget fordern, obwohl ich das als richtig empfinde. 

(Abg. Dr. Apel: Denken Sie an das, was 
Kollege Müller-Hermann, Ihr Chefideologe, 

gestern gesagt hat!) 

Aber diese Regierung ist ja nicht einmal in der Lage, 
Herr Apel, die Grundannahmen für die Finanz-
planung mit den Ländern in den nächsten Jahren 
abzustimmen. Die Tragik und die traurige Wirklich-
keit dieser Regierung ist, daß sie einen halben 
Finanzminister zur Verfügung hat, der nur eine 
halbe Finanzpolitik und deswegen eine unzurei-
chende Reformpolitik machen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Apel: Herr Müller-Hermann, Sie klatschen? 

Seien Sie vorsichtig!) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Mir wurde mitgeteilt, daß die Fraktions-
geschäftsführer sich darauf geeinigt haben, Punkt 3 
der Tagesordnung nicht heute, sondern morgen um 
9 Uhr zu behandeln. Dafür soll der Rest der Tages-
ordnung in vollem Umfang heute abgewickelt wer-
den. — Das Haus ist einverstanden. 

Das Wort hat der Staatssekretär Hermsdorf. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir eine kurze Intervention 
hinsichtlich der Ausführungen des Kollegen Dr. 
Jenninger. Herr Kollege Dr. Jenninger, bei einer 
ganzen Reihe von Grundsätzen, die Sie hier postu-
liert haben, gehe ich völlig mit Ihnen einig. Ich 
wäre sehr froh, wenn man sie praktizieren könnte. 

Sie sagen, wir hielten Ihnen die Versäumnisse der 
letzten Jahre vor, und es sei auf die Dauer un-
erträglich, wenn man das immer wieder von neuem 
hören müsse. Ich sage Ihnen: ich bin gern bereit, 
mit Ihnen darüber zu sprechen. Ich stelle aber fest, 
daß auch Sie hier Debatten führen, die sich alle Vier-
teljahre wiederholen und keinerlei neue Gesichts-
punkte an den Tag bringen. Es wäre nützlicher, 
wenn wir diese Debatten nicht dauernd wiederholten, 
sondern einmal feststellten, welche unterschied-
lichen Auffassungen und welche Alternativen es zu 
dieser oder jener Frage gibt, und wenn wir die 
Sache dann erst einmal abrollen ließen, bis wir sie 
im Griff haben. Bei einer Reihe von Großen An-
fragen u. ä. -- dies müssen wir uns eingestehen — 
gibt es sehr viel Leerlauf, weil sich vieles immer 
aufs Neue wiederholt. Das gilt für das ganze Haus. 

Nun zu einem anderen Punkt, Herr Dr. Jenninger. 
Sie sagen, ich hätte gestern versucht, Sie mit der 
Bemerkung abzuspeisen, daß alles, was die Regie-
rung erklärt habe und was die Reformen angehe, 
gesichert sei. Sie haben gesagt, dies sei nicht wahr; 
wir hätten von unseren Reformen eine ganze Menge 
abstreichen müssen. 

Dies ist nicht richtig, Herr Kollege Jenninger. Sie 
kennen die Ausgangsposition vom Februar dieses 
Jahres, als wir vor der von Ihnen und von anderen 
genannten Zahl in Höhe von 64 Milliarden DM stan-
den. Es war das Anliegen dieses Hauses — und es 
muß das Anliegen des ganzen Hauses sein —, die 
Solidität der Bundesfinanzen herzustellen. Daher 
war es nötig, bei der Aufstellung des Haushalts-
plans 1972 und bei der Fortschreibung bis zur 
mittelfristigen Finanzplanung 1975 diese Lücke zu 
schließen und eine einigermaßen gesicherte Finanz-
planung bis 1975 vorzulegen. 

Nun ist es aber nicht so — und hier gehen Sie 
meiner Ansicht nach von falschen Voraussetzungen 
aus —, daß die Reformen mit der Herstellung der 
Solidität der mittelfristigen Finanzplanung sozu-
sagen vom Tisch gewischt seien. Ich habe Ihnen 
gestern dargestellt, was in diesen zwei Jahren 
durchgeführt wurde und was wir bis 1973, also bis 
zum Ende dieser Legislaturperiode, noch vorhaben. 
Ich habe Ihnen ferner gesagt, daß hinsichtlich der 
Schwerpunkte, die wir bei den Reformen aufgestellt 

haben, eine zusätzliche Finanzspritze von 1 Milliarde 
DM 1972 und von je 2 Milliarden DM 1973 und 1974 
nötig ist. Ich habe auch klargestellt, welche Punkte 
das betrifft. Wenn man diese Schwerpunkte ge-
nannt hat, kann man nicht ausbrechen und sagen: 
aber das, aber das! 

Sie sagen, heute werde zuwenig für den Straßen-
bau getan. Ich bin durchaus bereit, mit Ihnen dar-
über zu reden, ob es nicht möglich wäre, noch mehr 
Straßen zu bauen. Als aber die Frage der Mineral-
ölsteuererhöhung anstand, haben Sie sofort ge-
blockt. 

(Abg. Dr. Apel: Sehr gut!) 

Man kann die Verkehrspolitik nicht nur von der 
Seite des Straßenbaues her sehen, sondern man muß 
sie auch von der Seite der Bundesbahn aus sehen. 
Die Bundesbahn hat heute ein sehr großes Defizit. 
Dabei ist es ganz klar, daß sich dieses Defizit auf 
den Gesamtplafond des Verkehrshaushalts nieder-
schlägt. Sie wissen ebenso wie wir alle, daß es nicht 
einfach ist, dieses Defizit von heute auf morgen in 
den Griff zu bekommen. Sie kennen die Ursachen 
genauso gut wir wir. 

Sie sagen ferner: ihr habt einige Vorhaben, die ihr 
als Reformen bezeichnet habt, ein wenig strecken 
müssen. Das bestreite ich überhaupt nicht; das ist 
ja ganz natürlich. Diese Regierung hat nämlich er-
klärt, sie werde nur solche Vorhaben durchführen, 
die finanziell gesichert seien und wodurch die Fi-
nanzen nicht in Gefahr kämen. Das ist der Grund-
satz, und von diesem Grundsatz gehen wir nicht ab. 

(Beifall bei der SPD.) 

Und wenn Sie dann sagen, es gebe überall ein 
Milliardendefizit, bei Bund, bei Ländern und Ge-
meinden, und Sie dann hier sehr abgehoben haben 
auf Bund und Länder: Herr Kollege Dr. Jenninger, 
wir haben so viele Jahre im Haushaltsausschuß die 
Frage der Verteilung der Steuerquote bei Bund und 
Ländern miteinander behandelt. Sie wissen auch 
ganz genau, welchen Schnitt wir 1969 gemacht 
haben, als wir die Finanzreform durchgeführt haben, 
als wir Gemeinschaftsaufgaben machten, und wie 
hier der Bund zur Kasse gebeten worden ist. 

(Abg. Stücklen: Die Länder!) 

— Verzeihung, auch der Bund! In der Hochschul-
finanzierung, die vorher gar nicht bei uns lag, sind 
wir mit 50 % zur Kasse gebeten worden; in der 
Frage des Küstenschutzes, der vorher gar nicht bei 
uns lag, sind wir mit 50 % zur Kasse gebeten wor-
den. Herr Stücklen, tun Sie doch nicht so, als sei 
die Finanzreform auf Kosten der Länder gegangen; 
sie ist finanziell auf Kosten des Bundes gegangen. 
Darüber gibt es gar keinen Zweifel. Hier hat der 
Bund den Ländern geholfen, und nicht umgekehrt. 

(Beifall bei der SPD.) 
Bitte schön! 

Stücklen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, mir zuzustimmen, wenn ich hier fest-
stelle, daß es nicht entscheidend ist, wieweit der 
Bund, die Länder und die Gemeinden beteiligt sind, 
sondern daß es entscheidend ist, wie die Finanz- 
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Stücklen 
masse insgesamt auf Bund, Länder und Gemeinden 
aufgeteilt ist? Hier hat der Bund zwar Gesetze 
geschaffen, aber den Ländern nicht die Mittel zur 
Verfügung gestellt, die die Länder brauchen, um 
die vom Bund verursachten Aufgaben auch tatsäch-
lich solide finanzieren zu können. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Das waren 
Ihre früheren Finanzminister!) 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Stücklen, so gern ich Ihnen immer zu-
stimme — dies ist bei unserem Verhältnis wohl 
kaum anders möglich , so kann ich Ihnen nur im 
ersten Teil Ihrer Frage zustimmen, nämlich daß durch 
diese Aufgaben das Gesamtvolumen der Finan-
zen nicht verändert worden ist. Aber im zweiten 
Teil Ihrer Frage stimme ich Ihnen überhaupt nicht 
zu; denn der Bund hat durch die Finanzreform 
mehr an finanziellen Lasten übernommen, als er 
vorher gehabt hat, ohne daß er dabei eine zusätz-
liche Steuereinnahme bekommen hat. — Einen 
Augenblick, Herr Dr. Jenninger, lassen Sie mich 
den Gedanken zu Ende führen. — Und nun kommen 
wir zu dem entscheidenden Punkt bei ,dieser Sache. 
Herr Dr. Jenninger hat hier dargestellt, daß da Auf-
gaben vorhanden sind und daß es sozusagen ,dem 
Bund nicht gelungen sei, eine Abstimmung der Pla-
nung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden in 
den Grundannahmen zu finden. Herr Kollege Dr. 
Jenninger, die wichtigste Grundannahme im Ver-
hältnis des Bundes zu den Ländern betrifft die 
Frage des Bedarfs. Und da sage ich Ihnen ganz 
offen: Hier eine Übereinstimmung zu finden, ist 
fast nicht möglich, weil der Bedarf sozusagen bis 
ins Unendliche entwickelt werden kann und weil 
Sie nur die Möglichkeit haben, politisch zu sagen, 
was an Bedarf erfüllt werden kann oder nicht. Und 
da gehen die Meinungen auseinander, auch intern, 
nicht nur zwischen den  beiden Parteien, sondern 
auch innerhalb der eigenen Fraktion und Partei. 
Bitte schön! 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir denn darin zu, daß es keinen Sinn 
hat, einfach davor zu kapitulieren, weil es notwen-
dig ist, z. B. auch im Interesse einer vernünftigen 
antizyklischen Finanzpolitik, daß wir diese Abstim-
mung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden vor-
nehmen, insbesondere im Hinblick darauf, daß wir 
immer mehr Gemeinschaftsaufgaben schaffen? Das 
geht einfach nicht ohne Abstimmung, weder auf 
der Seite der Einnahmen noch auf der Seite der Aus-
gaben. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Dr. Jenninger, in einem kann ich Ihnen 
auf alle Fälle hundertprozentig zustimmen: Was 
diese Bundesregierung angeht, so wird sie vor 
diesem Problem niemals kapitulieren. Das ist ganz 
klar; in dieser Frage sind wir ganz hart. Nur gilt) 
es hier auszuhandeln: Was ist notwendig an Be-
darfsdeckung für den Bund, für die Gemeinden, für 

die Länder? Zur Zeit ist das nicht auf eine einheit-
liche Linie zu bringen. Da kann die Regierung 
heißen, wie sie will. Dies war immer so, und es 
wird auch in Zukunft schwer sein, hier eine Linie zu 
finden. 

(Abg. Dr. Jenninger: Aber heute haben Sie 
das Stabilitätsgesetz!) 

— Darauf komme ich gleich noch! — Bitte schön! 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Hermsdorf, wir haben ja vor kurzem erst eine Neu-
aufteilung der Finanzmasse zwischen Bund, Län-
dern und Gemeinden vorgenommen entsprechend 
der neuen Aufgabenverteilung. Worauf führen Sie 
es denn nun zurück, daß die Länder und die Ge-
meinden trotz der Mehrzuwendungen, die an ihre 
Adresse gehen, jetzt nicht mehr mit ihrer Finanz-
masse zurecht kommen? Ist das die Folge einer 
schludrigen Haushalts- und Finanzpolitik der Län-
der oder Gemeinden, oder trägt da vielleicht auch 
die Gesamtpolitik der Bundesregierung ihr gerüttelt 
Maß an Mitverantwortung? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Den letzten Punkt muß ich absolut verneinen. Ich 
will Ihnen ganz offen sagen: Sie wissen genauso 
gut wie ich, daß eine ganze Reihe von Faktoren, 
für die der Bund überhaupt nicht verantwortlich 
ist, hier dazu beigetragen haben, daß die bessere 
Finanzausstattung, die damals durch die Finanz-
reform erzielt worden war, aufgefressen worden ist. 
Nun kommen Sie mir nicht nur mit den Preisen; 
denn auch Sie wissen, wie sich in der Tarifentwick-
lung teilweise Länder und Gemeinden gegenseitig 
hochgeschaukelt haben. Das hat nun wirklich nichts 
mit der Bundesregierung zu tun. Aber es ist ein 
Tatbestand, daß wir hier eine Entwicklung haben, 
die von niemandem in diesem Hause gebilligt 
werden kann. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, darf ich Ihnen sagen, daß die Enquete-Kom-
mission für Fragen der Verfassungsreform in der 
Erkenntnis, daß die derzeitige Verfassungslage 
nicht ausreicht, um der Bundesregierung oder dem 
Bundestag eine Möglichkeit zu geben, einheitlich zu 
planen, diese Frage seit zwei Monaten berät, ohne 
daß wir bislang zu einem brauchbaren Ergebnis 
gekommen wären und ohne daß wir bislang einen 
konkreten Vorschlag hätten entwicklen können, 
wie die Planung zwischen Bund, Ländern und Ge-
meinden politisch sinnvoll gestaltet werden könnte. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Schäfer, ich kann Ihnen das nur be-
stätigen. .Jeder von uns, der sich mit der Sache 
befaßt hat, wußte, daß das gar nicht anders sein 
konnte. Ich wehre mich nur dagegen, daß die Oppo-
sition diesen Tatbestand auch genau kennt, den-
noch aber fälschlicherweise versucht, ihn dieser Re- 
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gierung in die Schuhe zu schieben, die die Ursachen 
dafür nicht im mindesten bewirkt hat. Das ist doch 
der Punkt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Jenninger: Das geht nicht mit 
einem halben Finanzminister, dazu brau

-

chen wir einen ganzen Mann!) 

— Aber Verzeihung, da muß ich Ihnen sagen — ich 
hoffe, das nehmen Sie mir ab —: Um welche 
politische Funktion es sich auch handelt, — es ist 
ein schlechter Kollege, wenn er kein ganzer Mann 
ist. Das gilt für uns alle, das gilt auch für diese 
Regierung. Ich habe keinen Zweifel, daß das wirk-
lich so sein wird. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Hermsdorf, Sie haben sicherlich recht, daß die 
öffentlichen Haushalte vor allem auch bei den Län-
dern und Gemeinden mit beeinflußt werden durch 
die Tarifentwicklung; aber wollen Sie mir nicht 
wenigstens darin zustimmen, daß die Disziplinlosig-
keit der Tarifpartner auch ,darauf mit zurückzufüh-
ren ist, daß die Bundesregierung vor allem im ver-
gangenen Jahr hier eine falsche, insbesondere auch 
psychologisch falsche, Politik betrieben hat und 
diesen Zustand mit provoziert hat? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Dies ist ein Punkt, den Sie mir persönlich am aller-
wenigsten in die Schuhe schieben können; denn ich 
habe mich öffentlich dazu sehr unpopulär geäußert  

und habe von dieser Äußerung nicht ein Wort 
zurückzunehmen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Hier geht es 
nicht um Sie, sondern um die Regierung!) 

Ich würde nur bitten, daß wir uns alle auf eine 
Linie begeben und nicht je nach ,dem, wo wir gerade 
sind, einen anderen Ton anschlagen, als es uns 
unsere eigene Erkenntnis vorschreibt. Das möchte 
ich nur sagen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das war aus

-

weichend!) 

Hier sind gestern einige Töne von Ihrer Seite hoch-
gekommen, über die ich sehr überrascht war und 
die ich mir noch einmal sehr genau zu Gemüte füh-
ren werde, weil das nämlich nicht gerade dazu bei-
trägt, bei diesem Punkt zu normalen Verhältnissen 
zurückzukommen. 

Aber nun noch ein Wort zu Herrn Jenninger. Herr 
Jenninger, was können wir in dieser Situation tun? 
Zunächst haben wir in der mittelfristigen Finanz-
planung im Haushalt 1972 realistische Zahlen — Sie 
haben hier natürlich die Negativposten heraus-
gezogen, ich habe Ihnen die Positivposten dar-
gestellt hinsichtlich der Leistungen der zwei Jahre, 
die von Ihnen nicht bestritten werden, die Sie nur 
anders beurteilen als wir —, und für den zweiten 
Teil, nämlich für das, was noch gemacht wird, habe 
ich Ihnen ,die Schwerpunkte genannt. Darauf haben 

Sie eingeblendet, was da und dort weniger ausge-
geben wird. Nun muß ich Ihnen offen sagen: Eine 
Regierung wäre handlungsunfähig, wenn sie nicht 
von Jahr zu Jahr neu überprüfte, ob die Schwer-
punkte, die sie vor einem Jahr gesetzt hat,  noch 
gelten, oder ob es inzwischen nicht auf Grund neuer 
gesellschaftspolitischer Tatbestände notwendig ist, 
einen anderen Schwerpunkt zu setzen und den vor-
hergehenden in dieser oder jener Richtung etwas 
zurückzudrängen. Das ist ganz normal. 

Was das Verhältnis von Bund und Ländern an-
geht, sage ich Ihnen: Wir haben im Haushalts-
ausschuß, ob wir Opposition waren oder ob Sie 
Opposition waren, immer gemeinsam den Versuch 
gemacht — — 

(Abg. Stücklen: Mir ist lieber, ihr seid 
Opposition!) 

-- Das kann ich mir vorstellen. Aber den Gefallen 
werden wir Ihnen in den nächsten Jahren nicht tun, 
Herr Stücklen. Das ist gar keine Frage. — Aber 
wir sollten auch hier den Versuch machen, nun 
nicht gleich den Forderungen nachzugeben und zu 
sagen: Das muß so sein, sondern wir sollten sehen, 
was Aufgabe des Bundes, was Aufgabe der Länder 
und was Aufgabe der Gemeinden ist, und sollten 
danach versuchen, die Finanzmasse entsprechend 
einzuteilen. 

Wir haben diesen Versuch gemacht — ich habe 
das schon gestern dargelegt —, indem wir bereits, 
bevor wir in die Verhandlungen gegangen waren, 
gewisse Prozentsätze sowohl für die Länder als für 
die Gemeinden bei der Mineralölsteuer eingesetzt 
haben. Das heißt, wir sind dem entgegengekommen. 
Daß sich aus den Verhandlungen noch etwas an-
deres ergeben kann, ist auch klar. Aber ich kann 
mich nicht einfach von dem leiten lassen, was von 
den Ländern als Bedarf angemeldet ist. Das geht 
nicht. Denn dann müßten auch wir unseren Bedarf 
ins Unendliche schreiben, und dann würden die auch 
sagen: Das geht so nicht. 

Hier muß also in vernünftiger Weise zusammen-
gearbeitet werden. Das ist der Versuch dieser Re-
gierung. Sie wird deshalb die Prioritäten, die sie 
gesetzt hat, weiter durchsetzen, soweit das finan-
ziell möglich ist. Das habe ich gesagt. Ich meine, 
wir sind auf diesem Wege bisher gut vorangekom-
men, und wir werden weiter diesen Weg gehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Eine Aussprache über innere 
Reformen kann meines Erachtens nicht an den 
Steuerbeschlüssen des SPD-Sonderparteitags vom 
18. bis 20. November vorbeigehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Einmal hat die Regierung selbst gesagt, daß das 
eine wesentliche innere Reform dieser Legislatur-
periode sei, und zum zweiten ist eine Steuerreform 
natürlich in der Tat, zumal wenn sie so beschaffen 
sein soll, wie es sich die SPD vorstellt, eine Frage, 
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die die wirtschaftliche Grundlage aller anderen 
inneren Reformen berührt. Sie können die wesent-
lichste innere Reform, über die wir uns ja einig 
sind, nämlich die Verstärkung der Zukunftsinvesti-
tionen, nicht finanzieren, wenn Sie eine falsche 
Steuerreform machen. 

Nun werden Sie sagen, meine Damen und Herren: 
Was dieser Parteitag beschlossen hat, das ist in 
dieser Legislaturperiode völlig uninteressant. Der 
Kollege Nölling hat gestern sogar gesagt, es sei ein 
Mißverständnis, wenn man meine, das habe in die-
sem Hause irgendwie eine Bedeutung. Er nannte 
sogar das Jahr 1975; vor dem Jahre 1975 brauchten 
wir uns über die Steuerreformbeschlüsse des SPD-
Parteitags nicht zu unterhalten. 

Meine Damen und Herren, so ist die Wahrheit 
nicht. Einmal hat dieser Parteitag schon als solcher 
kraft seiner Beschlüsse eine Signalwirkung für 
heute und für die Zukunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es gibt gar keinen Zweifel, daß in dieser Situation, 
in der wir uns befinden, die Verunsicherung, die 
ohnedies schon vorhanden ist, durch solche Be-
schlüsse noch ins geradezu Katastrophale gesteigert 
wird. Zum zweiten — ich zitiere einen Beschluß 
dieses Parteitags — hat der Parteitag wörtlich be-
schlossen: 

Die SPD-Minister und die Bundestagsfraktion 
werden aufgefordert, im Rahmen der sozial-
liberalen Koalition im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren das sozialdemokratische Konzept 
einer Steuerreform zu verwirklichen. 

Das ist ein klarer Auftrag. Daß er nicht bloß pla-
tonisch gemeint war, meine Damen und Herren, 
können Sie aus Äußerungen entnehmen, die Herr 
Wehner getan hat und die das Reformationszentrum 
der SPD, Herr Eppler, ebenfalls getan hat. 

Herr Wehner hat nach diesem Parteitag auf eine 
Frage im Deutschlandfunk am 20. November, ob 
denn das auch schon für diese Legislaturperiode 
einen verbindlichen Charakter habe, geantwortet, 
daß das natürlich von Bedeutung sei. Und weiter: 

Außerdem müssen wir es ernst nehmen, weil ja 
unsere Wahl abhängt vom Vertrauen der So-
zialdemokraten, deren Delegierte hier zusam-
men waren. 

Er hat auf die. Frage, ob nicht geradezu eine Ab-
hängigkeit von diesen Beschlüssen gegeben sei, 
weiterhin gesagt: 

Nicht direkt, aber eine, die so wesentlich ist, 
daß sie nicht außer acht gelassen werden kann. 

Herr Eppler hat in der gleichen Richtung eine 
klare Äußerung getan. Er sagte nämlich wörtlich am 
19. November in einem Interview im Deutschland-
funk: 

Das Parlament wird ja ohnehin nun im Gesetz-
gebungsverfahren an dem herumfeilen, was die 
Bundesregierung an Gesetzentwürfen den ge-
setzgebenden Körperschaften zuleitet. Natürlich 
werden unsere Freunde in der Fraktion ver

-

suchen, da das eine oder andere noch einzu-
bringen. 

Und am 20. November hat er gesagt: 

Eine ganz andere Frage ist, ob die Bundestags-
fraktion, die ja dies Gesetzgebungsverfahren 
dann weiterführen muß, noch das eine oder 
andere aus unseren Beschlüssen in die Gesetz-
gebung einbringen kann. Ich halte dies nicht 
für ganz ausgeschlossen. 

Es handelt sich also keinesfalls um platonische Be-
schlüsse — so haben sie Ihre Delegierten auch nicht 
verstanden —, 

(Zuruf von der SPD: Sicherlich!) 

sondern es handelt sich um einen konkreten Auftrag 
hic et nunc, d. h. schon für diese Legislaturperiode. 

(Hört! Hört! Bei der CDU/CSU.) 

Nun wissen wir alle, meine Damen und Herren: 
eine große Steuerreform, die sozial abgewogen sein 
soll, die aber auch an die wirtschaftliche Belastungs-
fähigkeit denken muß, ist nicht einfach. Und wir 
wissen auch alle, daß die Finanzierung von Zu-
kunftsinvestitionen Geld kostet. Darüber sind wir 
uns völlig einig. Aber eines ist sicher: was Sie, 
meine Damen und Herren, hier auf Ihrem Parteitag 
beschlossen haben, das überschreitet jede vernünf-
tige Grenze. Und Sie würden bei Verwirklichung 
dieser Beschlüsse genau das an inneren Reformen 
nicht erreichen, was wir alle wollen. 

Entscheidend ist dabei weniger der eine oder der 
andere einzelne Punkt; da kann man oft verschie-
dener Meinung sein. Entscheidend ist vielmehr die 
Summierung dieser Beschlüsse, die Sie herbeige-
führt haben, entscheidend ist die Summe der wirt-
schaftlichen Belastung nach Zusammenfassung aller 
Beschlüsse. Ich darf hier nur einige wenige krasse 
Beispiele herausgreifen, die in ihrer Summierung 
geradezu erschreckend sind: einmal der Spitzensatz 
von 60 % bei der Einkommen- und Lohnsteuer, zum 
zweiten die Begrenzung des Splitting-Vorteils für 
Ehegatten, zum dritten die Tatsache, daß die Kir-
chensteuer oder die Aufwendungen für ein Einfami-
lienhaus bzw. eine Eigentumswohnung — also § 7 b 
des Einkommensteuergesetzes — nur noch mit 
20 % — und zwar von der Steuerschuld, nicht mehr 
vom Einkommen bzw. vom Lohn — abzugsfähig 
sind, weiterhin die Verschärfung der Vermögen-
steuer, der Grundsteuer, der Erbschaftsteuer. — 
Dies alles in seiner Summierung bringt eine der-
artige Belastung mit sich, daß man überhaupt nicht 
mehr von einem vernünftigen Maß reden kann. 

Hinzu kommt noch, daß Sie den konkreten Auf-
trag bekommen haben, auf einem neuen Sonder-
parteitag Vorschläge für die Vermögensbildung zu 
machen; und nach allem, was man hört, wird dabei 
eine Vermögensbildungsabgabe herauskommen, die 
nichts anderes ist als eine zusätzliche Steuer. 

(Sehr richtig! Bei der CDU/CSU.) 

Aber ausgerechnet da, meine Damen und Herren, 
wo im Steuerrecht eine echte Reform zugunsten 
einer breiten Streuung des Produktionsvermögens 
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möglich wäre, nämlich bei der Körperschaftsteuer, 
wo man das Anrechnungsverfahren einführen 
könnte, damit die Kleinaktionäre begünstigt wer-
den, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

haben Sie mit Nein gestimmt. 

(Abg. Dr. Wörner: Das liegt genau in der 
Linie dieses Parteitags!) 

— Das ist die Linie dieses Parteitags; es gibt keinen 
Zweifel, meine Damen und Herren! 

Schon die Eckwerte, die die Bundesregierung be-
schlossen hat, gehen zu weit. Nicht zuletzt des-
wegen mußte sie ja zunächst einmal die ersten Eck-
werte vom Juni im Oktober revidieren. Aber auch 
die neuen Eckwerte gehen in ihrer Gesamtbelastung 
zu weit. Doch das, was Sie beim Parteitag beschlos-
sen haben, hat jede diskutable Grenze überschrit-
ten. Sie erreichen damit eine übermäßige, ja kon-
fiskatorische Unternehmensbesteuerung. Wenn man 
sich einmal die ersten Teilrechnungen, die bereits 
vorliegen, ansieht — Herr Eppler sagte kürzlich, 
die Berechnungen kämen erst; Sie haben also be-
schlossen, ohne vorher durchgerechnet zu haben, 
aber Teilmaterial ist jetzt da —, dann muß man 
sagen, daß Gesamtbelastungen der Unternehmen 
bis zu 90 % — und teilweise noch darüber! — her-
auskommen werden. Meine Damen und Herren, hier 
wird die Kuh nicht bloß von der Weide geführt; 
hier wird die Kuh, die Sie melken wollen, ge-
schlachtet! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber es geht nicht nur um die Frage der Unter-
nehmensbelastung. Der zweite Punkt ist ebenso 
wichtig, wenn nicht noch wichtiger. Sie erreichen 
eine übermäßige Belastung gerade der Schichten, 
die wir doch brauchen: der Aufsteiger, der Erfolg-
reichen, der Tüchtigen, der abhängigen wie der un-
abhängigen, der selbständigen Mittelschichten. Ge-
nau die werden durch eine solche Steuerreform so 
getroffen, daß Sie, meine Damen und Herren, ge-
radezu eine Leistungsvernichtung erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Folgen sind verheerend. Einmal wissen wir 
alle, daß wir in Deutschland an der Schwelle zu dem 
stehen — oder auch schon mittendrin sind —, was 
die Engländer und die Amerikaner seit Jahren zu 
bekämpfen versuchen, an der Schwelle zur Stagfla-
tion. Es ist dies die schlimmste Kombination, die 
es gibt: zugleich Stagnation — kein Wachstum oder 
praktisch kein Wachstum — und Inflation. Was ma-
chen die Amerikaner, was die Engländer nach lan-
gen Jahren? Sie senken Steuern, um Anreize zu 
schaffen, damit die Wirtschaft wieder in Schwung 
kommt. Genau zu dem Zeitpunkt, wo wir in die 
Stagflation eingetreten sind, machen Sie das Gegen-
teil und schaffen Resignation in der Wirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Wörner: Und der Arbeiter büßt es!) 

— Genau! Die Masse der tüchtigen Arbeitnehmer 
sind schließlich durch die Gefährdung der Arbeits-
plätze die Leidtragenden. 

Das zweite ist: diese Leistungsbestrafung führt 
zu einer Nivellierung, einer Gleichmacherei. Sie 
schaffen den Motor für Mehrleistungen gerade in 
den Mittelschichten ab. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zwischen-
frage? 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Dürr (SPD) : Herr Kollege Häfele, dürfen Ihre 
Zuhörer, da Sie jetzt Ausführungen zur Steuer-
reform machen, erwarten, daß Sie im weiteren Ver-
lauf Ihrer Rede auch die Gegenvorschläge der CDU 
zur Steuerreform bekanntgeben werden? 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Meine Damen und Her-
ren, sobald diese Bundesregierung, was sie bisher 
trotz langer Ankündigungen nicht getan hat, ihre 
Gesetzentwürfe im Bundestag eingebracht haben 
wird, werden wir uns damit, auch alternativ, aus-
einandersetzen. Wir fordern die Bundesregierung 
auf, ihre Gesetzentwürfe endlich hier einzubringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, bei der Frage, daß 
durch übermäßige Steuerbelastungen die Investi-
tionen gehemmt werden, dürfen wir nicht über-
sehen, daß es eine europäische Freizügigkeit gibt. 
Man braucht sich nicht darüber zu wundern, daß 
immer mehr Unternehmungen daran denken, aus 
der Bundesrepublik abzuwandern, weil die Steuer-
belastungen anderswo, zumal in der EWG, geringer 
sind. Jede unterlassene Investition — daran führt 
kein Weg vorbei, und das ist nicht bloß eine Frage 
für die Unternehmer — ist ein vertagter Fortschritt 
für alle, und zwar gerade für die sogenannte breite 
Masse der kleinen Leute! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
nur ein paar ganz kurze Sätze aus dem neuen Sach-
verständigengutachten vorlesen, das überhaupt im 
einzelnen eine Fundgrube von weisen Erkennt-
nissen ist. Hier heißt es: 

Zielt die Steuerreform also nicht auf eine niedri-
gere Investitionsquote ab und bewirkt sie diese 
auch nicht, so werden höhere Spitzensteuersätze 
zwar die Verteilungsoptik des Steuersystems 
verbessern, auch eine Erhöhung des Preis-
niveaus bewirken, jedenfalls die Nettogewinne 
unberührt lassen. Aus dieser Zwangslage kommt 
eine um gerechtere Steuertarife bemühte Re-
formpolitik nicht heraus. Denn sie kann nicht 
treffen wollen, was sie trifft, die Investitionen, 
und sie trifft nicht, was sie treffen will, den 
Konsum der hohen Einkommensschichten, weil 
dort mit zunehmenden Einkommen die Ver-
brauchsausgaben vom Einkommen immer unab-
hängiger werden: ... So schwer die Einsicht 
fällt: Es hat wenig Sinn, über die Höhe der Ge-
winne zu rechten, solange man sie für die Finan-
zierung der Investitionen braucht. 

(Abg. Dr. Wörner: Das sind goldene Worte!) 
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Das ist eine Erkenntnis die Sie Ihrem Parteitag 
hätten übermitteln können. 

Meine Damen und Herren, es gibt noch eine wei-
tere schlimme Folge. Wir alle und vor allem die 
Opposition forcieren eine breitere Streuung gerade 
auch des Produktionsvermögens. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Sie können natürlich das Produktionsvermögen nur 
dann attraktiv machen und einen Anreiz schaffen, 
daß die Leute es auch wirklich nehmen wollen, 
wenn die Wertpapiere einen Wert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Katzer: 
Sehr gut!) 

Wenn Sie aber die Wertpapiere durch eine ver-
kehrte Steuerpolitik immer minderwertiger machen, 
brauchen Sie sich nicht darüber zu wundern, daß 
sie für die breite Masse des Volkes völlig ohne 
Interesse sind. 

Wer die Belastbarkeit der Wirtschaft und des Bür-
gers „ausprobieren" will, wie dies Herr Steffen 
und offensichtlich die Mehrheit der SPD wollen, der 
gefährdet und verhindert Investitionen, Wachstum, 
Arbeitsplätze und Leistung. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Seiters: 
Und Fortschritt!) 

Sie brauchen sich nicht darüber zu wundern, daß 
Ihnen das jetzt vorgehalten wird. Dafür tragen Sie 
selbst die Verantwortung. Wer das will, der steht 
nicht bloß im Verdacht, sondern der erscheint immer 
mehr als einer, dem es nicht um Reformen, sondern 
um die Strukturüberwindung der sozialen Markt-
wirtschaft und in der Folge, wie ich meine, der frei-
heitlichen Gesellschaft überhaupt sowie des frei-
heitlichen Staatswesens geht, der erscheint als je-
mand, der etwas ganz anderes will, nämlich letzt-
lich den Staatskapitalismus. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen].) 

— Nein, Herr Schäfer, innere Reformen sind nicht 
mit Ideologien und Illusionen zu schaffen, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Dr. 
Schäfer [Tübingen] : Da haben Sie recht!) 

sondern nur mit Leistung, mit Investitionen. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Das wissen 
wir!) 

Nur wenn Sie eine Steuerreform machen, die den 
Gedanken der Investitionen und der Leistung nicht 
abtötet, können Sie auf unsere Mitarbeit zählen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Porzner. 

Porzner (SPD) : Herr Präsident! Meine ver-
ehrten Damen und Herren! Die Sozialdemokratische 
Partei hat auf ihrem Parteitag Beschlüsse zur Steuer-
reform gefaßt. Sie ist die erste Partei, die dieses 
schwierige Thema sehr konkret angepackt und sich 
auf einem Parteitag ernsthaft mit der Frage befaßt 
hat, wie die Forderung aller, nämlich der öffent

-

lichen Hand in Zukunft mehr Mittel für die Finan-
zierung der öffentlichen Aufgaben zu geben, in die 
politische Praxis umgesetzt werden kann. Die Be-
schlüsse der Sozialdemokratischen Partei, die Sie 
als Auftrag für die Abgeordneten der SPD im Bun-
destag und als Verpflichtung für die sozialdemokra-
tischen Bundesminister interpretiert haben, sind eine 
Willensäußerung, die selbstverständlich, Herr Hä-
fele, für Sozialdemokraten bedeutet, daß sie ein 
Optimum von dem politisch umsetzen werden. Da 
wollen wir und da brauchen wir überhaupt nichts 
zurückzunehmen. Aber was hier im Bundestag zur 
Debatte steht, das sind die Beschlüsse der Bundes-
regierung, nichts anderes. 

Weil Sie sich hier in Schwarzmalerei ergehen: Es 
hat in unserem Lande noch nie eine soziale Reform 
gegeben, ohne daß die Privilegierten das Gemein-
wohl bedroht sahen, 

(Beifall bei der SPD) 

ohne daß diejenigen, die auch zusätzliche Belastung 
auf sich nehmen sollten, vom Zusammenbruch der 
Wirtschaft gesprochen hätten. Ich erinnere mich sehr 
gut an die Diskussion über die Lohnfortzahlung. 
Damals konnten wir hören, daß ganze Branchen der 
Wirtschaft zugrunde gehen würden. Immer dann, 
wenn parallel zur wirtschaftlichen Entwicklung un-
seres Landes die Sozialordnung ausgebaut werden 
soll, was übrigens die wirtschaftliche Entwicklung 
durchaus fördert und begünstigt, immer dann kommt 
der Vorwurf, dies bedeute den Zusammenbruch der 
Wirtschaft, bedeute Arbeitslosigkeit, schwäche den 
Leistungswillen und sonst was. Das ist eine Tat-
sache, mit der wir es zu tun haben. Das war so bei 
der Krankenversicherungsreform, das war so bei der 
Lohnfortzahlung, das ist so bei der Steuerreform, 
und das wird auch in Zukunft so bleiben. Daß sich 
Sprecher der CDU/CSU hier zu Fürsprechern von 
solchen gesellschaftlichen Gruppen machen, die ihre 
Privilegien verteidigen, ist eine Sache, mit der die 
CDU/CSU sich befassen muß. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Porzner (SPD): Nein, jetzt nicht! Ich habe auch 
Herrn Häfele in seiner Rede nicht unterbrochen. 

(Abg. Häfele: Meinen Sie, daß die Auf

-

steiger, daß die Mittelschicht Privilegierte 
sind?) 

- Ich komme darauf zu sprechen. Manche lassen 
sich fangen und beeinflussen von Argumenten 
derer, die die Nutznießer von Privilegien und 
Steuervergünstigungen waren, die in unserem 
Steuergesetz stehen. 

Neulich hat Herr Pieroth auf einer Tagung in 
Kreuznach, wo es um Vermögenspolitik ging und zu 
der er eingeladen hatte, gesagt — wenn ich Presse-
berichte richtig verfolgt habe —, daß unser Steuer-
system jene begünstigt, die schon die großen Ver-
mögen besitzen, und diejenigen, die die großen Ver-
mögen besitzen, sind auch diejenigen, die in unse- 
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rem Lande die großen Einkommen haben. — Bitte 
schön! 

Pieroth (CDU/CSU) : Herr Kollege, haben Sie 
diesen Pressemeldungen denn nicht entnommen, daß 
es uns in Bad Kreuznach einfach um die Sorge ging, 
daß der kleine Mann, wenn er jetzt wirklich einmal 
Aktien sparen könnte, so behandelt wird wie die, 
die schon viele Aktien besitzen und die ein hohes 
Einkommen haben, und daß der kleine Mann der 
gleichen Körperschaftsteuer unterworfen wird, weil 
Sie auf Ihrem Parteitag das Anrechnungsverfahren 
abgelehnt haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Porzner (SPD) : Herr Pieroth, ich will mich heute 
nicht im einzelnen mit Vermögenspolitik befassen. 
Ich bin um jeden Beitrag dankbar. Ich kritisiere des-
wegen auch gar nicht sehr scharf das Beteiligungs-
lohngesetz, das Sie vorgelegt haben. Aber was be-
deutet dies gesellschaftlich? Ganz kurz gesagt: Die 
lohnintensiven, vor allem die vielen mittleren und 
kleinen Unternehmungen haben Kapital aufzu-
bringen, das dann großen zur Verfügung gestellt 
werden wird. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

— Selbstverständlich! Dies ist die Konsequenz Ihrer 
Konzeption. 

(Abg. Pieroth meldet sich zu einer weiteren 
Zwischenfrage.) 

— Nein, Herr Pieroth, jetzt nicht. Wir reden über 
Vermögenspolitik ein anderes Mal. 

(V o r sitz: Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen.) 

Wenn die Vermögensverteilung Fortschritte 
macht, ist das Thema der Anrechnungsverfahren 
politisch diskutabel. Der sozialdemokratische Partei-
tag hat dies nicht grundsätzlich abgelehnt, sondern 
er hat beschlossen, daß man — ich sage es mit eige-
nen Worten darüber reden könne, wenn die Ver-
mögensverteilung anders aussehe als heute. Zur 
Zeit würde das Anrechnungsverfahren bedeuten, daß 
diejenigen, die Aktien besitzen — das ist ein sehr 
kleiner Teil —, Erstattungen bekämen. Erkundigen 
Sie sich einmal, wie groß der Anteil der Arbeitneh-
mer und der kleinen Gewerbetreibenden ist, die 
Aktien besitzen! 

(Abg. Vogt: Aber wir müssen doch einmal 
anfangen!) 

— Ja, wir fangen an. — Gestern hat Herr Farth-
mann mit Recht darauf hingewiesen, daß das 
Thema „Vermögensverteilung" in der Bundesrepu-
blik — unter allen Industriestaaten - zum ersten

-

mal diskutiert wird, daß das eine schwere Geburt 
ist. Wir müssen in einen Wettbewerb der Ideen ein-
treten. Kurzfristige Lösungen gibt es nicht. 

Nun zu den Belastungen durch Steuerreformvor-
schläge! Die Steuerlast in der Volkswirtschaft hat in 
den letzten Jahren abgenommen. Dies ist eine Tat-
sache, die niemand bestreiten kann. Im Durchschnitt 
der Jahre von 1965 bis 1970 hat die  volkswirtschaft

-

liche  Steuerquote 23,1 % betragen. In den Jahren 
von 1960 bis 1965 betrug sie noch 23,4 %. Selbst die 
Beschlüsse des sozialdemokratischen Parteitages 
würden 1974 nur um fünf Milliarden DM über das, 
was die Bundesregierung beschlossen hat, hinaus-
gehen; das ist zu diesem Zeitpunkt etwas mehr als 
1 /2 % des Sozialprodukts. Ich habe etwas dagegen, 
daß man mit Emotionen Steuerpolitik diskutiert. 
Wenn man etwas nüchtern rechnet und sich diese 
Zahlen überlegt, dann kann man gar nicht zu dem 
Ergebnis kommen, daß die Volkswirtschaft davon 
ungebührlich belastet würde. 

Übrigens: selbst wenn Sie die Steuererhöhungen, 
die die Bundesregierung oder auch der sozialdemo-
kratische Parteitag empfohlen haben, unterstellen, 
läge die volkswirtschaftliche Steuerquote im Jahre 
1974 noch immer unter der des Jahres 1969. 

(Abg. Dr. Häfele: Das ist nicht allein der 
Maßstab!) 

Niemand kann behaupten, daß im Jahre 1969 die 
Wirtschaft zu sehr mit Steuern belastet gewesen 
sei. 

(Abg. Dr. Häfele: Das ist nicht der ent

-

scheidende Maßstab!) 

— Herr Häfele, Änderungen des Steuerrechts dür-
fen doch nicht immer nur zu neuen Entlastungen 
führen, wie es in den sechziger Jahren der Fall war. 

Die vielen Vergünstigungen im Steuerrecht, die 
damals eingeführt wurden: beim Berlin-Hilfe-Gesetz, 
das ja nicht immer nur der Berliner Wirtschaft zu-
gute kommt, und das große Auswirkungen hatte, die 
Förderung von Kapitalanlagen in den Entwicklungs-
ländern — und wie das bei uns steuerlich ausge-
nützt wurde —, die Förderung der Investitionen im 
Ausland, die Vergünstigungen bei der Forschung 
und Entwicklung, die Verlagerung von Einkommen 
in Steueroasen, haben zu einer Entlastung auch der 
Wirtschaft von Steuern geführt. Das Steuersystem 
kann nicht in der Richtung weiterentwickelt werden, 
daß wir weiter Steuervergünstigungen einführen; im 
Gegenteil: wir müssen sie abbauen. 

Ich mache hier eine sehr pauschale Rechnung, da-
mit in der Öffentlichkeit endlich einmal mit Zahlen 
argumentiert wird. Allein der Abbau der Investi-
tionssteuer in den Jahren 1970 bis 1974 entlastet die 
investierende Wirtschaft unmittelbar um drei Milli-
arden DM. Die Erhöhung des Gewerbesteuerfreibe-
trages bringt eine Entlastung in Höhe von 550 Mil-
lionen DM. Das Kapitalverkehrssteuergesetz, das in 
diesen Tagen im Finanzausschuß beraten wird, wird 
eine Entlastung in Höhe von 240 Millionen DM brin-
gen. Die Beseitigung der Ergänzungsabgabe, die die 
Bundesregierung vorschlägt, bedeutet eine Entla-
stung um 1400 Millionen DM. 

(Abg. Häfele: Der Spitzensteuersatz wird 
doch nicht abgeschafft; er wird eingebaut!) 

— Ich komme darauf. Dies sind zusammen mehr als 
5 Milliarden DM Steuerentlastungen, der allergrößte 
Teil davon zugunsten der Wirtschaft. 

Bei den Steuererhöhungen handelt es sich nach 
den Vorschlägen der Bundesregierung um 3 % beim 
Spitzensteuersatz der Einkommensteuer. Das er- 
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bringt 375 Millionen DM. Die Erhöhung der Vermö-
gensteuer und die Beseitigung der Vermögensteuer 
als Sonderausgabe bringen zusätzliche Einnahmen 
in Höhe von 1160 Millionen DM, die Grundsteuer 
750 Millionen DM. Die vorgesehene Änderung der 
Erbschaftsteuer ergibt 200 Millionen DM. Die zu

-

sätzlichen Belastungen machen also rund zweiein-
halb Milliarden DM aus; aber ein Teil davon betrifft 
die Wirtschaft nicht. 

Ich wiederhole: das ist eine sehr pauschale Ge-
genüberstellung. Aber wer tatsächlich eintretende  

Steuersenkungen bei seinen Berechnungen geflis-
sentlich wegläßt, der  verfälscht die Belastungsrech

-

nungen, die er anstellt, und die Prozentsätze der  

Steuerbelastung, die es für die Wirtschaft geben 
wird. 

Übrigens müssen wir bei der Vermögensbildung, 
 die hinzukommen wird, einen Weg finden, so meine 

ich, der verhindert, daß die Liquidität der Unter-
nehmungen verschlechtert wird oder daß die Auf-
wendungen in die Kostenrechnungen eingehen. Wir 
müssen uns bemühen, andere Lösungen zu finden, 
als sie bisher diskutiert wurden. 

'Dann die Behauptung — es ist ja gar keine 
Sorge —, die Steuerpolitik der Bundesregierung 
führe zu einer Abwanderung der Industrie ins Aus-
land. Wie stellen Sie von der Opposition sich eigent-
lich zu folgendem? Am Schluß der vergangenen 
Legislaturperiode, im Jahre 1969, hatte die CDU/ 
CSU-Fraktion einen Initiativantrag eingebracht, der 
vom damaligen Finanzminister Strauß formuliert 
war und in dem ausdrücklich Anreize für Investi-
tionen deutscher Unternehmungen im Ausland gege-
ben wurden 

(Abg. Dr. Häfele: Aber nicht für Abwande

-

rungen!) 

— ausdrücklich Anreize für Investitionen im Aus-
land —, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Natürlich!) 

damals mit der Behauptung, die deutsche Wirtschaft 
habe im Vergleich zu anderen Industrienationen zu-
wenig im Ausland investiert. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ganz richtig!) 

Wenn die Wirtschaft auch in Zukunft, wie sie das 
bisher schon tut, Investitionen sowohl innerhalb der 
EWG als auch anderswo vornimmt, dann ist es ein-
fach falsch, wenn Sie dies einerseits fordern und 
steuerlich begünstigen wollen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht das 
gleiche!) 

andererseits den Teufel an die Wand malen und 
sagen: Investitionen im Ausland gefährden die Wirt-
schaft und die Arbeitsplätze. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch eine 
Verwirrung der Begriffe!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen:  
Herr Abgeordneter Porzner, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Porzner (SPD) : Nein. 

Wenn sich alle einig sind, daß wir mehr öffent-
liche Leistungen brauchen, daß die öffentliche Hand 
ihr Angebot erhöhen muß, ist es, meine Damen und 
Herren von der CDU, nicht glaubwürdig, wenn man 
dann, wenn es darum geht, konkret zu werden, 
kneift. Wenn die öffentliche Hand mehr und bessere 
Leistungen anbieten soll bei Schulen und Kranken-
häusern, wenn sie mehr Straßen bauen und die 
Nahverkehrseinrichtungen verbessern, Kindergärten 
bauen, Altersheime errichten soll, dann kostet das 
auch mehr, genauso wie mehr und besserer privater 
Konsum mehr kostet. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Dann muß man 
zuerst die Preise stabilisieren! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Dann brauchen wir eine 
gesunde Wirtschaft! — Abg. Stücklen: Dann 
darf man keine Steuersenkungen verspre-
chen! — Abg. Dr. Häfele: Dann darf man 

die Wirtschaft nicht erst kaputtmachen!) 

Wer dies fordert, der muß dann auch den zweiten 
Schritt tun und dafür sorgen, daß die Mittel zur 
Verfügung gestellt werden. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Daß man mit 
den Mitteln etwas anfangen kann!) 

Beide Parteien, CDU und CSU, haben auf ihren 
Parteitagen und in ihren Programmen ja beschlos-
sen, daß man — ich sage es jetzt ganz allgemein —
Erhöhungen der Steuern nicht ausschließen kann und 
daß Steuererhöhungen, wenn sie nötig sind, auch 
vorgenommen werden sollen. Von Ihnen kommen 
dazu keine Vorschläge. 

(Abg. Häfele: Die Regierung soll doch ein

-

mal ihre Vorschläge machen!) 

Auch die Ministerpräsidenten der Länder, die 
CDU-Ministerpräsidenten eingeschlossen, verlangen 
vom Bund riesige Summen durch eine andere Auf-
teilung des Mehrwertsteueraufkommens, die mit 
Milliarden Ausfällen im Bundeshaushalt verbunden 
wäre. Von dieser Seite kommen keine Vorschläge, 
wie der Bund diese Lücke ausgleichen soll. Sie alle 
sind für Steuererhöhungen. 

Erhard Eppler, der Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit, hat nach meiner Ansicht auf 
dem Parteitag der SPD den Nagel auf den Kopf ge-
troffen, als er sagte, alle seien zwar der Meinung, 
der Staat müsse mehr Geld für die öffentlichen Auf-
gaben haben; auch die CDU sei dieser Meinung. Die 
CDU/CSU wolle aber den kleinen Mann steuerlich 
entlasten. Sie wolle auch die mittelständische Wirt-
schaft entlasten. Selbstverständlich wolle sie die-
jenigen mit großem Einkommen nicht zusätzlich 
steuerlich belasten. Worauf wollen Sie eigentlich 
hinaus? 

(Beifall bei der SPD.) 

Die CDU will — daran gibt es für mich keine Zwei-
fel — die Mehrwertsteuer erhöhen. Das hat der Bei-
fall zum Eberhard-Gutachten gezeigt. Die CDU/CSU 
will die Mehrwertsteuer, wie es damals vorgeschla-
gen wurde, um 4 % bis 5 % auf 15 % bis 16 %  

erhöhen und damit gerade jene Schichten belasten, 
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die durch die Steuerreformvorschläge der Bundes-
regierung entlastet werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Porzner, ich muß Sie darauf auf-
merksam machen, daß Sie Ihre Redezeit bereits um 
zwei Minuten überschritten haben. 

Porzner (SPD) : Ich habe keine Redezeit ange-
geben, Herr Präsident. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege, nach der Geschäftsordnung beträgt, 
wenn keine Redezeit angemeldet worden ist, die 
Redezeit 15 Minuten. 

Porzner (SPD) : Ich darf zum Schluß kommen 
und, Herr Häfele, zu Ihrer Behauptung, die Erfolg-
reichen und Tüchtigen würden belastet, noch etwas 
sagen, wenn mir der Herr Präsident noch die paar 
Minuten gibt, um die ich bitte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Bitte, im Hinblick auf die Zwischenfragen! 

(Abg. Stücklen: Nein, er hat keine zugelas

-

sen! Aber trotzdem soll er sie haben!) 

— Herr Stücklen, der Herr Kollege Porzner hatte 
vorher Zwischenfragen zugelassen. 

Porzner (SPD) : Die Behauptung, der Leistungs-
wille in der Volkswirtschaft würde durch die mäßi-
gen Steuererhöhungsvorschläge, die gemacht wur-
den, geschwächt, ist Ausdruck einer überheblichen, 
einer elitären Geisteshaltung 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

einer gesellschaftlichen Gruppe, Herr Häfele, die 
sich als Oberschicht in unserem Lande versteht und 
für die Sie sich heute zum Sprecher gemacht haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Leistung wird doch nicht nur von denen erbracht, 
die 50 000 DM oder 100 000 DM und mehr im Jahr 
verdienen. Die Behauptung, 1,4 % mehr beim Spit-
zensatz der Einkommensteuer bei einem Verheirate-
ten, der 260 000 DM und mehr verdient, wie es die 
Bundesregierung vorschlägt, lähme den Leistungs-
willen der Wirtschaft, ist eine Ungeheuerlichkeit 

(Abg. Vogt: Wer hat das denn behauptet?) 

gegenüber den Millionen Arbeitnehmern in den Fa-
briken, an den Fließbändern und Werkbänken. Das 
ist eine Ungeheuerlichkeit 

(Abg. von Thadden: Von Ihnen!) 

gegenüber den Millionen, die in den unteren Ein-
kommensgruppen bei der Bundesbahn, bei der Bun-
despost, sonstwo in der privaten Wirtschaft als Ver-
käuferinnen zum Beispiel Tag für Tag ihre Arbeit 
leisten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege Porzner, da ich Ihre Redezeit verlän

-

gert habe, wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie Herrn 
Abgeordneten Häfele 

(Abg. Dr. Häfele: Er hat mich angegriffen!) 

die Möglichkeit einer Frage geben würden. 

Porzner (SPD): Herr Häfele, bitte! 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Porzner, ist Ihnen 
bekannt, daß bei der Verwirklichung der Be-
schlüsse des SPD-Parteitages gerade die Mittel-
schichten ganz empfindlich getroffen würden? 

Porzner (SPD) : Sie stellen hier Behauptungen 
auf, die Sie überhaupt nicht begründen. 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Haben Sie es nicht durch-
gerechnet, bevor Sie die Beschlüsse getätigt haben? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein!) 

Herr Eppler hat ja gesagt, es würde jetzt durchge-
rechnet werden. 

Porzner (SPD) : Wenn Sie das neue Kindergeld-
system mit einbeziehen, 

(Abg. Dr. Häfele: Bitte die Frage beant

-

worten! Die Mittelschicht!) 

dann gibt es steuerliche Entlastungen bei Verhei-
rateten 

(Abg. Dr. Häfele: Keine Antwort!) 

mit Kindern bis hin zu 30 000 DM und 40 000 DM 
Jahreseinkommen. Das sind gewiß Mittelschichten. 
1974 werden weniger als 5 % der Arbeitnehmer, 
die Sie auch zu der Mittelschicht zählen müssen, 
wenn sie höhere Einkommen beziehen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich!) 

über dieser Einkommensgrenze liegen. 

(Abg. Vogt: Und die Sparförderung für die 
unteren Einkommen?) 

Es ist eine Ungeheuerlichkeit gegenüber den 90 % 
Beschäftigten in der Bundesrepublik, 

(Abg. Dr. Häfele: Der Parteitag ist unge

-

heuerlich; davon kommen Sie nicht weg! 
Es ist nicht die Behauptung, es ist der Par

-

teitag!) 

deren Einkommen unter 25 000, 30 000, 40 000 DM 
im Jahr liegen, zu behaupten, der Leistungswille 
der Volkswirtschaft würde durch die Steuerreform 
geschwächt. Die Leistungen in der Volkswirtschaft 
werden nicht nur von den wenigen erbracht, die 
riesige Einkommen haben. Der volkswirtschaftliche 
Fortschritt wird genauso von denen mit getragen, 
die als Arbeiter, Angestellte und Beamte in den 
Betrieben und Behörden ihre Leistung Tag für Tag 
erbringen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Häfele: 
Das ist jetzt ganz billig!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Porzner, ich wäre Ihnen dank-
bar, wenn Sie nunmehr zu Ende kommen könnten. 
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Porzner (SPD) : Das gleiche gilt für den Vor-
wurf, hier würde von der Bundesregierung oder 
der SPD eine Gleichmacherei betrieben. 

(Abg. Dr. Häfele: Herr Porzner, Sie müssen 
passen!) 

Ich wiederhole: Wenn der Spitzensteuersatz in der 
Einkommensteuer für diejenigen, die als Verhei-
ratete 260 000 DM und mehr verdienen — ein-
schließlich des Wegfalls der Ergänzungsabgabe — 
um  1,4 % erhöht wird, kann man doch nicht von 
Gleichermacherei reden, Herr Häfele. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 60 %!) 

— Auch dann nicht — auf diesen Zwischenruf 
möchte ich noch eingehen —, wenn bei einem Ledi-
gen, der 200 000 DM und mehr zu versteuern hat, 
der Spitzensteuersatz, wie es die Sozialdemokrati-
sche Partei vorgeschlagen hat, 

(Abg. Dr. Häfele: Sie reden nie von den 
Mittelschichten!) 

auf 60 % erhöht wird. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Herr Kollege 
Porzner, wenn das alles so ist, — —) 

Dies ist, gemessen an den Opfern — 

(Dr.  Lenz [Bergstraße] : Herr Präsident, ent

-

weder ist die Redezeit abgelaufen, oder 
man kann Zwischenfragen stellen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Lenz, ich entziehe Ihnen das 
Wort. 

Porzner (SPD) : — die wir auch von anderen 
verlangen, ein angemessener Satz. — Ich danke 
Ihnen! 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Porzner, ich bitte Sie aber auch Ihrer-
seits, dazu beizutragen, daß der Präsident die Ge-
schäfte hier ordnungsgemäß führen kann. 

Das Wort hat Herr Staatssekretär Hermsdorf. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte hier für die Bundesregierung ein paar Fest-
stellungen treffen. Ich werde mich nicht mehr auf 
die Bemerkungen des Kollegen Häfele und des Kol-
legen Porzner beziehen. soweit sie den Parteitag 
der SPD betreffen. Ich halte es aber für meine Pflicht, 
für die Bundesregierung hier folgendes festzustellen, 
damit keine Mißverständnisse aufkommen. 

Erstens. Die Bundesregierung hält an ihren be-
schlossenen Eckwerten fest und wird alle Bemühun-
gen unternehmen, um für diese Beschlüsse der Eck-
werte in diesem Hohen Hause eine Mehrheit zu fin-
den. 

Zweitens. Hier ist vorn Kollegen Häfele gesagt 
worden, daß die Beschlüsse der Bundesregierung 
zu den Eckwerten teilweise eine Belastung mit sich 
bringen könnten, die unter den gegenwärtigen Um

-

ständen als nicht tragbar angesehen werde. Ich 
möchte hierzu folgendes feststellen. Herr Kollege 
Häfele, eine Steuerreform ist immer eine Reform auf 
lange Sicht. Die jeweilige Ausrichtung der Steuer-
politik auf die Konjunkturpolitik ist eine ganz an-
dere Sache. Die Konjunkturpolitik kann zu einem 
bestimmten Zeitpunkt völlig andere Beschlüsse not-
wendig machen, als sie im Rahmen einer Steuer-
reform auf lange Sicht gefaßt werden. 

Dritten. Sie sagen, die Bundesregierung gehe 
diese Steuerreform verspätet an, und Sie beklagen 
ein wenig, daß dieses Hohe Haus die Vorlagen noch 
nicht hat. Herr Kollege Häfele, ich stelle fest, daß 
diese Schwierigkeit dadurch entstanden ist, daß die 
Steuerreformkommission des Herrn Eberhard ihre 
Abschlußarbeiten neun Monate später als vorgese-
hen vorgelegt hat und daß die Bundesregierung, 
welche es auch immer gewesen wäre, dadurch auto-
matisch neun Monate in Verzug gekommen ist. 

Viertens. Wir werden in diesem Hause noch Ge-
legenheit haben, nachdem die Bundesregierung die 
Gesetzentwürfe vorgelegt hat, miteinander über 
Steuerpolitik zu diskutieren. Ich will deshalb die 
Debatte nicht verlängern. Aber ich möchte hier 
einen klaren Willen dieser Regierung zum Aus-
druck bringen: Wir werden uns bemühen, bei einem 
so komplizierten Werk, wie es eine Steuerreform 
ist, alle Anstrengungen zu machen, in diesem Ho-
hen Hause eine breite Mehrheit für die Beschlüsse 
der Bundesregierung zu finden. Sie dürfen sich dar-
auf verlassen, daß wir in dieser Richtung alle An-
strengungen unternehmen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Pieroth. 

Pieroth (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich kann verstehen, daß es Kollege 
Porzner hier oben nicht ganz leicht hatte, wider 
bessere Ansichten und Einsichten zu sprechen. 

(Abg. Dr. Apel: Was soll denn das?) 

Ich kann aber nicht verstehen, warum Sie, wenn 
Kollege Häfele hier für die Angehörigen der Schich-
ten eintritt, die man als Aufsteiger bezeichnen kann, 
deren Eltern Arbeiter waren, die kein hohes Vermö-
gen besitzen, und wenn er sich dafür einsetzt, daß 
deren Einkommen nicht so hoch besteuert werden 
soll, dann in Klassenkampf machen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und von den Leuten sprechen, auf die es sicher auch 
ankommt. Sicher, die deutsche Wirtschaft wird von 
den vielen Millionen Arbeitern getragen; aber ohne 
diese Schichten, die als 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Professor Dr. Schä-
fer? 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD): Herr Pieroth, ist 
Ihnen klar, daß wir nicht eine Politik für Schichten 
machen, sondern für das ganze deutsche Volk? 
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Pieroth (CDU/CSU): Ja, ja. Wenn Kollege 
Häfele sich dafür einsetzt, daß die, die mehr leisten 
wollen und zur Stunde in diesem Staat noch mehr 
leisten dürfen, nicht so besteuert werden, daß jeder 
Leistungswille abgeschwächt wird, dann möchten 
wir uns doch nicht entgegenhalten lassen, daß es die 
Großverdiener seien, für die wir uns verkauften. 
Das wollte ich klarstellen. 

Im übrigen war mir zweierlei sehr interessant, 
und deshalb habe ich mich zum Wort gemeldet. 
Das eine war Ihre Feststellung — Sie haben den 
Kollegen Farthmann zitiert —, daß jetzt die Ver-
mögenspolitik ernsthaft diskutiert werde. 

(Abg. Katzer: Sehr wahr!) 

Haben Sie wirklich in fast 20 Jahren nicht mitbe-
kommen, wer die Vermögenspolitik in diesem Staat 
gemacht hat? Wir waren es im Jahre 1952 mit der 
Wohnungsbauprämie. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Ungerechte Ver

-

mögensverteilung hat die CDU verschul

-

det!) 

Wir waren es 1958 mit der Privatisierung von 
Preußag, gegen Ihren wütenden Widerstand da-
mals als Opposition. Wir verschleuderten Volks-
vermögen, so hieß es damals. Wir haben 1958 die 
Sparförderung durchgebracht, 1961 die Privatisie-
rung von VW, 1965 von VEBA. 1961 kam das 
Erste Vermögenbildungsgesetz, 1965 die Novellie-
rung. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Und das Ergebnis 
war eine falsche Vermögensverteilung!) 

Sie haben bis zur Stunde hier keine einzige Geset-
zesinitiative eingebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Matthöfer? 

Matthöfer (SPD) : Würden Sie mir nicht zustim-
men, daß die ursprüngliche Zielrichtung solcher 
Pläne dahinging, das private Eigentum an Produk-
tionsmittel auf mehr Hände zu verteilen, und daß es 
relativ einfach ist, Bundesvermögen zu verschleu-
dern? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Gleichzeitig haben Sie und die von Ihnen gestellten 
Regierungen zugesehen, wie eine immer stärkere 
Konzentration der Vermögen bei wenigen privaten 
Händen stattgefunden hat. 

Pieroth (CDU/CSU) : Ich wäre schon darauf ge-
kommen. Ich verstehe nur nicht, warum Sie von 
„verschleudern" sprechen, wenn wir heute zwar erst 
wenige, aber doch schon einige Millionen Arbeiter 
haben, die Aktien besitzen. An die haben wir also 
verschleudert. Das machen wir gern, und wenn Sie 
mitmachen, können wir das auch mit weiteren rund 
120 Milliarden DM Staatsvermögen, die reprivati-
sierbar sind, tun; zumindest sollte darüber gespro-
chen werden. 

Wir haben diese erste Phase einer Vermögens-
politik gewissermaßen zu einem Abschluß gebracht, 
indem wir das Sparen in Geldform und in Sach-
werten, wenn auch nicht in Produktivvermögen, for-
ciert haben. Sie haben diese erste Phase jetzt zumin-
dest schon kompensiert, wenn nicht vernichtet. In 
einem Jahr haben Sie 23 Milliarden DM Sparver-
mögen vernichtet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dagegen rechnen Sie dann — ganz bescheiden —
4,5 Milliarden DM Ihres Dritten Vermögensbildungs-
gesetzes auf, obwohl Sie das Zweite Vermögensbil-
dungsgesetz bis vor wenigen Jahren noch angegrif-
fen haben. Wir diskutieren jetzt nicht nur über die 
zweite Phase einer Vermögenspolitik — die haben 
Sie, Herr Matthöfer, angesprochen —, über die brei-
tere Streuung des Produktivvermögens. Wir haben 
am 15. April vorigen Jahres unsere Initiative, unser 
Beteiligungslohngesetz, im Bundestag eingebracht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Warum? Weil unsere erste Phase bisher erfolgreich 
war. 

Sie berufen sich gern auf Professor Krelle. Sie 
haben sich vorhin auf die Untersuchung über die 
Konzentration von Professor Krelle berufen. Das 
Krelle-Institut hat vor zwei Monaten neue Zahlen 
vorgelegt, die das Gesamtvermögen - also das Ver-
mögen, das nicht Produktivvermögen im engsten 
Sinne ist — betreffen. Die Zahlen sollte man sich 
merken. 1960 waren 35 % des Gesamtvermögens 
noch in den Händen von 1,7 % der Bevölkerung. 
Sechs Jahre später besaßen diese 1,7 % der Bevöl-
kerung zwar auch noch einen hohen Anteil am Ge-
samtvermögen, aber nicht mehr 35 %, sondern nur 
noch 31 %. Unsere Vermögenspolitik war also hier 
auf dem richtigen Wege, bis Sie mit der Inflation 
kamen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des 
Abg. Porzner.) 

— Aber wir sind ja viel weiter. Wir haben jetzt 
das Beteiligungslohngesetz eingebracht, Herr Porz-
ner. Wir sehen in dem, was Sie hier sagen, einen 
Lichtblick. 

(Abg. Katzer: Ja, das war sehr gut!) 

Sie haben erklärt, daß Sie diesem Gedanken recht 
sympathisch gegenüberstünden. 

(Abg. Katzer: Das war ein bemerkenswerter 
Satz!) 

Ich bitte Sie: machen Sie mit! 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie mitmachen, 

(Abg. Dr. Schäfer: Sie haben doch nichts, 
wo wir mitmachen können!) 

werden Sie feststellen, daß wir schon viel weiter 
sind — mit den flankierenden Maßnahmen —, als 
Sie glauben. 

Sie sagen, mit dem Beteiligungslohngesetz würde 
die arbeitsintensive Wirtschaft — und damit der 
Mittelstand — zu stark belastet. Nun, das stimmt 
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zunächst, nämlich wenn man sich nichts einfallen 
läßt. Über die Hälfte der Arbeitnehmer arbeitet ja in 
nichtemissionsfähigen Betrieben, die dann keine 
Aktien ausgeben könnten. Deren ,,Burgbacher-Geld" 
— so darf ich es einmal nennen — würde in Groß-
betrieben angelegt. Ich weiß nicht, ob Sie das wol-
len; wir wollen das jedenfalls nicht. Wir haben uns 
die Kapitalbeteiligungsgesellschaften für die mittel-
ständische Wirtschaft einfallen lassen, damit wir 
das Geld wieder auf diese mittelständischen Betrie-
be umpolen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie also mitmachen, werden Sie merken, daß 
wir auf diesem Gebiet schon einen fertigen Gesetz-
entwurf haben. 

Wenn Sie mitmachen — das ist ein letzter Ge-
danke, den ich Ihnen noch mitgeben möchte —, kön-
nen Sie ferner eine eklatante Schwierigkeit, in die Sie 
hineingekommen sind, zumindest bedingt beheben. 
Die SPD hat in vielen Wahlkämpfen zum Ausdruck 
gebracht: Wenn wir dran sind, wird die Vermö-
gensverteilung ganz anders, viel besser und gerech-
ter werden. Damit hatten Sie auch Erfolg. Zwei Drit-
tel der bundesrepublikanischen Bevölkerung rechnet 
nämlich unser Handeln zur Stunde noch mehr Ihnen 
zu als uns. Wenn Sie diesen Kredit aufrechterhalten 
wollen und wenn Sie berücksichtigen, daß Sie nichts 
anzubieten haben — sonst hätten Sie die Vermö

-

genspolitik nicht wieder um ein Jahr verschoben —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

dann bleibt Ihnen jetzt nur eines übrig: nämlich bei 
den Beratungen unseres Beteiligungslohngesetzent-
wurfes, den wir wieder in den Ausschuß bringen 
werden, mitzuhelfen, damit wir im Interesse der 
deutschen Arbeitnehmer — wie es Herr Matthöfer 
meinte, aber wahrscheinlich gar nicht wirklich will — 

(Abg. Dr. Schellenberg: Da werden Sie für 
die Deckung sorgen müssen, Herr Pieroth!) 

zu einer breiten Streuung des Produktivvermögens 
kommen. Wenn Sie hier mitmachen, Herr Porzner, 
stärken wir auch in Ihren Reihen die Gruppe derer, 
die sich wehren muß, damit die Gruppe auf der 
anderen Seite in Ihren Reihen — die kein Privat-
eigentum beim Arbeitnehmer, sondern Kollektiv-
vermögen will — nicht noch stärker wird. Machen 
Sie mit! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Offergeld. 

Offergeld (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ausführungen des Herrn Kollegen 
Häfele zur Steuerpolitik waren außerordentlich auf-
schlußreich. Sie erleichtern eine Prognose über das 
Verhalten der Opposition bei der Beratung der 
Steuerreformgesetze. 

Zunächst einmal verkünden Sie mit großem Pa-
thos, daß überall mehr Steuern gebraucht würden; 
die Gemeinden, die Länder und der Bund bräuchten 
mehr Steuern. Wenn man aber den Dingen näher 
auf den Grund geht und fragt, welche Vorstellungen 

die Opposition darüber hat, wie man zu mehr 
Steuermitteln und zu mehr Finanzmitteln kommt, 
dann herrscht das große Schweigen im Walde. Wir 
hören hier nur die Negation. 

Die Opposition hat gestern bereits im Finanz-
ausschuß nein zur Erhöhung der Branntweinsteuer 
gesagt. Sie wird in den nächsten Wochen zur Er-
höhung der Tabaksteuer und zur Erhöhung der Mi-
neralölsteuer nein sagen. Sie sagt offenbar zu allen 
anderen konkreten Vorschlägen — siehe SPD-Par-
teitag — nein. Wenn hier in ganz bescheidenem 
Maße -- in Bereichen, wo es wohl vertretbar ist — 
Steuererhöhungen angekündigt werden, sagt sie 
nein und malt das Gespenst des Untergangs der 
deutschen Wirtschaft an die Wand. Die Einzel-
punkte, die Herr Häfele hier angezeigt hat, wo 
die Vorschläge der SPD nun ganz besonders gefähr-
lich und bedenklich seien, sollte man doch einmal 
etwas näher unter die Lupe nehmen. Von der 
Steuerpolitik der Opposition — einer Opposition, 
die 1957 in der Regierungserklärung, damals als 
Regierungspartei, eine Steuerreform angekündigt 
hat — haben wir bis heute auch nicht andeutungs-
weise eine Konzeption erkennen können. Die Steuer-
politik der Opposition sehen wir an dem Zustand, 
den wir als Regierungspartei in unserem Steuer-
recht voegefunden haben: Das ist ein Steuerdschun-
gel, ein Flickenteppich von Privilegien und Vergün-
stigungen, Privilegien, die insbesondere 

(Abg. Breidbach meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

— ich gestatte keine Zwischenfragen — denjenigen 
zugute kommen, die recht viel verdienen. Je mehr 
man verdient — das ist das durchgängige Prinzip 
unserer Steuervergünstigungen —, desto mehr spart 
man durch die Steuerprivilegien. Ich nenne etwa 
den himmelschreienden Mißstand der Steuerflucht, 
seit vielen, vielen Jahren in der Öffentlichkeit be-
klagt. Wir haben nicht einmal die Andeutung einer 
Initiative eines CDU- oder gar CSU-Finanzministers 
in dieser Richtung gehabt. Das, was wir in der Ver-
gangenheit in der Steuerpolitik gehabt haben, ist 
offenbar Ihr Konzept; denn Sie haben ja bis heute 
nichts anderes vorgelegt. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Davon wird man also auszugehen haben, wenn 
man über Steuerreform diskutiert. 

Ich komme nun zu einigen Einzelpunkten, die von 
Herrn Häfele angeschnitten worden sind und die so 
besonders gefährlich sein und den Leistungswillen 
lähmen sollen. 

Erster Punkt — und das war für mich sehr inter-
essant — war der Spitzensteuersatz. Dazu haben 
wir auf dem SPD-Parteitag vorgeschlagen, auf 60 % 
zu gehen. Das soll nun gefährlich sein. Sie haben 
sicherlich den Finanzbericht 1972 gelesen, Herr 
Dr. Häfele. Zunächst muß man ja einmal sagen, daß 
der Spitzensteuersatz eine relativ unwichtige Sache 
ist. Die Wichtigkeit ist umgekehrt proportional zur 
Bedeutung, die er in der öffentlichen Diskussion hat. 

(Abg. Dr. Häfele meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage.) 
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— Ich gestatte keine Zwischenfragen. 

(Abg. Dr. Häfele: Haben Sie nicht gehört, 
daß ich von ,der Summierung sprach? Die 
Summierung ist das Ausschlaggebende!) 

— Sie können ja nachher antworten, Herr Dr. 
Häfele. 

(Abg. Dr. Häfele: Das ist kein ökonomi

-

sches Verfahren!) 

— Ich spreche jetzt vom Spitzensteuersatz, Herr 
Dr. Häfele. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Dr. Häfele, wenn der Redner 
keine Zwischenfragen gestattet, dann können Sie 
lediglich Zwischenrufe machen. 

(Abg. Dr. Häfele: Habe ich gemacht!) 

Offergeld (SPD) : Ich habe den Zwischenruf sehr 
wohl verstanden, und ich werde auch auf einige 
Punkte eingehen. Das ist auch in der Summierung 
durchaus nicht tragisch. Aber man muß ja zunächst 
einmal über jeden einzelnen Punkt sprechen, z. B. 
über den Spitzensteuersatz. Da ist nun mit diesen 
60 % der Weltuntergang und der Untergang der 
deutschen Wirtschaft nahe. 

(Abg. Dr. Häfele: Die Summierung, die 
Summierung!) 

Ich darf nochmals auf den Finanzbericht hinweisen, 
Herr Dr. Häfele. Nur ein paar Beispiele, wie es in 
anderen Ländern aussieht; da kann man beliebig in 
die Kiste greifen. Sie werden kaum eine Industrie-
nation finden, die nennenswert niedriger liegt als 
wir künftig mit unseren 60 %. 

(Abg. Dr. Häfele: Die Summierung! Sie 
müssen auf das Argument eingehen!) 

USA 75 %, Staat New York; England 88,75 %; 
Frankreich 63 % Spitzensteuersatz. 

(Abg. Dr. Häfele: Die Summierung ist das 
Entscheidende!) 

Sogar Italien, ein romanischer Staat — die Romanen 
sind ja bekannt dafür, daß sie bei den direkten 
Steuern sehr bescheiden sind —, 68 %. Das sind 
die Zahlen im Ausland. Und wenn wir nun einen 
Spitzensteuersatz von 60 % bei Einkommen ab 
200 000 DM jährlich verlangen, dann behaupten Sie, 
Sie nähmen bei der Ablehnung die Interessen der 
Mittelschichten wahr. Sie verteidigen hier in Wirk-
lichkeit Privilegien derjenigen, die schon in den 
vergangenen Jahren bei uns zuviel gehabt haben. 

(Abg. Dr. Häfele: Das ist doch unerhört! 
Herr Offergeld, das sagen Sie wider besse

-

res Wissen!) 

60 % Spitzensatz bei Einkommen über 200 000 DM! 
Man muß ja auch einmal überlegen, wieviel Prozent 
der Bevölkerung in unserem Land das betrifft. Das 
sind weniger als 1 /2 %, das sind 0,3 % der Bevölke-
rung. Wenn man mit einem derartigen Spitzensatz 
versucht, diesen Bevölkerungsteil mehr als bisher 
zur Finanzierung der öffentlichen Aufgaben heran-
zuziehen, dann geht ein CDU-Abgeordneter des 

Deutschen Bundestages ans Podium und behauptet, 
das gefährde die Leistungsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft. 

(Abg. Dr. Häfele: Herr Offergeld, das ist / 
nicht wahr! Ich habe gesagt: Die Summie

-

rung!) 

Das war Punkt 1, der Spitzensteuersatz. Ich darf zu 
einem weiteren Punkt kommen. Man muß ja einmal 
ein paar Beispiele herausgreifen, um den Gehalt der 
pauschalen Verdächtigungen gegenüber unserer 
Partei zu prüfen. 

Zweiter Punkt, die § 7 b-Vergünstigung. Wir ha-
ben auf unserem Parteitag gefordert, diese Ver-
günstigung des § 7 b durch direkte Subventionen zu 
ersetzen. Das hat z. B. sogar die Steuerreformkom-
mission des Herrn Eberhard gefordert, weil dieser 
§ 7 b heute so wirkt, daß derjenige, der am meisten 
verdient, die größte Steuerersparnis beim Bau eines 
Hauses hat. Das ist ein unhaltbarer Zustand. Auch 
das ist ein Punkt, auf den Herr Häfele hier hinge-
wiesen hat. Dieser § 7 b ist eine Form der Vermö-
gensbildung für besonders Privilegierte in diesem 
Lande. 

(Abg. Dr. Häfele: Die Summierung der Be

-

lastung! Sie reden am Thema vorbei!) 

Wenn jemand sich ein Einfamilienhaus baut und 
dafür Steuervergünstigungen bekommt, so hat das 
mit Summierung von Belastungen der Wirtschaft 
überhaupt nichts zu tun. § 7 b ist in der jetzigen 
Form eine ungerechtfertigte Steuervergünstigung. 

(Abg. Dr. Häfele: Darf er also kein Haus 
bauen?) 

Ich nehme also gern zur Kenntnis, Herr Dr. Häfele, 
daß Sie das für recht und billig halten. 

Nur um die Liste der Beispiele noch etwas auszu-
weiten, ein dritter Punkt, das Ehegatten-Splitting. 
Herr Dr. Häfele unterscheidet sich, wie ich glaube, 
in diesem Punkt ganz wesentlich von seinem Kolle-
gen, der im Augenblick neben ihm sitzt, Herrn Vogt; 
denn selbst die Sozialausschüsse der CDU sagen, 
daß dieses Ehegatten-Splitting begrenzt werden 
müsse. 

(Abg. Vogt: Sind Sie auch bereit, die ande

-

ren Punkte zur Kenntnis zu nehmen?) 

Auch hier will ich noch einmal deutlich machen, was 
wir wollen, um den Gehalt der Kritik von Herrn 
Häfele deutlich zu machen: die Begrenzung des 
Splittingvorteils bei Ehegatten auf 5000 DM jährlich. 
Das bedeutet ein Einfrieren dieser Splittingvorteile 
bei einem Jahreseinkommen von 80 000 DM. Ich 
meine, auch das ist eine Forderung, die niemand im 
Ernst als Gefährdung der Leistungsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft hier im Deutschen Bundestag 
hinstellen kann. Auch hier bei der Begrenzung des 
Splittingvorteils zeigt sich der durchgängige Effekt 
unseres Steuerrechts: Wer am meisten verdient, hat 
von Steuervorteilen den größten Nutzen. Der Nor-
malverdiener hat vom Splittingverfahren einen Vor-
teil von 300 oder einigen hundert Mark jährlich. Bei 
Spitzenverdienern wächst dieser Vorteil weit über 
10 000 oder 11 000 DM an. Das wollen wir auf 5000 
DM Steuervorteil begrenzen. Auch das ist eine 
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durchaus vertretbare Forderung. Man muß sich auch 
hier fragen, wie man die Stirn haben kann, das alles 
mit der Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
in Verbindung zu bringen. 

Ich komme auf die Schlußfolgerung und unter-
stütze da voll und ganz die Position meines Kolle-
gen Porzner. Es wird hier behauptet, die Leistungs-
fähigkeit der deutschen Wirtschaft sei in Gefahr. In 
Wirklichkeit geht es aber nur um die Verteidigung 
von Privilegien einiger weniger gut Verdienender, 
die in den letzten Jahrzehnten in unserer Bundes-
republik ohnehin vom Steuersystem profitiert ha-
ben. Uns geht es darum, diese Privilegien abzu-
bauen, zu mehr Steuereinnahmen zu kommen und 
dabei diejenigen, die es verkraften können, in ver-
tretbarem Umfang stärker als bisher zu belasten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ichhabe mich nur deswegen 
nochmals gemeldet, weil der Herr Offergeld keine 
Zwischenfragen zugelassen hat. Die Sache hätte 
ökonomischer abgehandelt werden können, nach-
dem er mich angesprochen 'hat, diese Zwischenfra-
gen zuzulassen. Deswegen nur ein paar ganz kurze 
Sätze. 

Wir haben hier den Eindruck, daß diejenigen, die 
beim SPD-Parteitag 'unterlegen sind, sich jetzt 
stimmgewaltig zum Fürsprecher der Mehrheit des 
SPD-Parteitages machen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Häfele, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Lenz? 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Häfele, sind Sie mit mir der Meinung, daß die Zu-
lassung von Zwischenfragen nicht nur ökonomi-
scher, sondern auch demokratischer gewesen wäre? 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Ich kann Ihnen voll 
zustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Lenz, ich muß Ihnen leider sagen, daß 
die Geschäftsordnung dem Redner ausdrücklich das 
Recht gibt, Fragen zuzulassen oder nicht. Die von 
Ihnen unterstellte Bewertung ist daher unzutref-
fend. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Offergeld, Sie sind 
wirklich nicht fair auf meine Ausführungen einge-
gangen. Ich habe ausdrücklich gesagt — Sie können 
das nachlesen —, über jeden einzelnen Punkt kann 
man immer verschiedener Meinung sein. Das Ent-
scheidende ist die Summierung der Belastung. Auf  

dieses Argument sind Sie nicht eingegangen. Ich 
habe Ihnen nachgewiesen, daß Unternehmensbe-
lastungen bis zu 90 % und darüber stattfinden. Da-
zu haben Sie nichts gesagt. Da können Sie nicht mit 
den Zahlen der Steuerlastquote kommen, sondern 
das führt im Endergebnis dazu — das hat Ihr eigener 
Parteivorsitzender gesagt —, daß die Kuh nicht 
weggeht, sondern daß sie geschlachtet wird. Meine 
Damen 'und Herren, wenn der Herr Kollege Dr. 
Farthmann selber bei Ihrer Diskussion gesagt hat, 
daß ein Spitzensteuersatz von 60 % einfach zu hoch 
sei, sonst könne man in der Vermögensbildung_— — 

(Abg. Dr. Farthmann: Das stimmt doch gar 
nicht! Ich habe gesagt, man kann nicht dar

-

über hinausgehen!) 

— Ja, Sie sagten, dann könne es keine Vermögens-
bildungsabgabe mehr geben. Das ist doch das Argu-
ment. Aber Sie haben beschlossen, daß da noch et-
was kommen muß. Dann können Sie doch hier nicht 
sagen, das sei sozusagen ein koscherer Spitzen-
steuersatz. 

Ich wende mich vor allem gegen eines, auch ge-
gen Sie, Herr Porzner. Es war zu erwarten — das 
ist bei der Steuerreformdiskussion sowieso zu er-
warten —, daß Sie jeden, der diesen extremen 
Beschlüssen von Ihnen jetzt nicht folgt, sozusagen 
in eine Ecke stellen wollen. Da gibt es natürlich 
demagogische Mittel: man ist ein Mann des Groß-
kapitals und was weiß ich alles. Um das geht es gar 
nicht. Es geht darum, daß Sie die Kuh schlachten, 
daß Sie vor allem die Mittelschichten an der Ver-
wirklichung des Leistungswillens behindern. Wenn 
Sie diesen Weg gehen wollen, meine Damen und 
Herren, dann 'schaffen Sie keine inneren Reformen, 
sondern dann zerstören Sie die Wirtschaft und ge-
fährden die Arbeitsplätze und schaffen die Gefahr, 
daß am Schluß an inneren Reformen überhaupt 
nichts mehr möglich ist. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Und die Kapi

-

talflucht!) 

Diese sachlichen Argumente — — 

(Zuruf von der SPD.) 

— Das ist nicht demagogisch. Wenn S i e so etwas 
sagen, dann ist es nicht demagogisch. So ist es bei 
Ihnen. Aber, meine Damen und Herren, — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Häfele, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Matthöfer? 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Ja, bitte. 

Matthöfer (SPD) : Herr Kollege, wollen Sie damit 
andeuten, daß etwa der Leistungswille von Ärzten 
und von ähnlichen Berufen, die doch wohl auch zu 
den Mittelschichten gehören, ausschließlich von der 
materiellen Belohnung abhängt? 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Nein, sicher nicht. Da 
bin  ich ganz Ihrer Meinung, daß das auf dieser Welt 
nicht das einzige ist. Da sind wir völlig gleicher Mei-
nung. Es geht auch nicht allein um die Selbständi- 
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gen; ich muß das nochmals betonen. Die eigentlichen 
sind auch die abhängig Beschäftigten, die in die 
Mittelschichten hineinwachsen; sie dürfen nicht 
durch ein Übermaß an Besteuerung in ihrem Lei-
stungswillen gehemmt werden. Sonst vernichten 
Sie letztlich den Fortschritt. 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen nur 
das zurufen, was Ihr Wirtschafts- und Finanzmini-
ster Ihnen zugerufen hat: Lassen Sie die Tassen im 
Schrank! 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Stücklen. 

Stücklen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich werde mich nicht 
weiter mit der Steuerreform befassen, schon aus 
dem Grunde nicht, weil Ihr eigener Bundeskanzler 
Ihre eigenen Beschlüsse, die Ihres Parteitages, nicht 
ernst nimmt und als für ihn nicht verbindlich erklärt. 
Da werden Sie einige Schwierigkeiten haben. 

(Zurufe von der SPD.) 

Aber ich sehe hinter Ihnen den früheren Finanz-
minister Alex M ö 11 e r. Er ist aus seinem Amte 
ausgeschieden. Er hat seine Gründe in einem län-
geren Schreiben, wie in der Öffentlichkeit bekannt-
geworden ist — nicht der Inhalt des Schreibens ist 
bekanntgeworden —, dem Bundeskanzler mitgeteilt. 
Soweit wir das erkennen konnten, Herr Kollege 
Möller, sind Sie deshalb ausgeschieden, weil Sie 
nicht bereit waren, die Finanzpolitik dieser Regie-
rung weiter zu verantworten. Wer Sie kennt, Ihre 
Gewissenhaftigkeit und Ihre Kenntnisse 

(Abg. Dr. Farthmann: Das haben Sie aber 
vorher nie gesagt, solange er noch im Amt 

war!) 

— er hat immer meine Achtung gehabt, das können 
Sie nicht bestreiten —, der weiß, wie schwerwiegend 
das sein muß. 

Dann gab es einen Deserteur, der aus dem Kabi-
nett geflohen ist — nicht wie Möller; das war ein 
Rücktritt —, den Kollegen Rosenthal,  den 
Renommiermillionär. Herr Rosenthal ist aus die-
sem Kabinett ausgeschieden mit der Bemerkung, daß 
er dieser Regierung nicht mehr angehören könne, 
weil der Wirtschafts- und Finanzminister eine Poli-
tik verfolge, die die Reichen begünstige und die 
Armen noch ärmer mache. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
würde Ihnen dringend empfehlen, daß Sie sich ein-
mal in Ihrer eigenen Fraktion und Partei darüber 
klarwerden, was nun eigentlich in der Regierung für 
eine Politik betrieben wird, und wenn Sie darüber 
Klarheit geschaffen haben, dann können wir auch 
über die anderen Fragen noch diskutieren. 

Nun zurück zu dem eigentlichen Thema dieser 
Diskussion hier im Bundestag. Die Regierung hat die 
Große Anfrage der CDU/CSU mit ausweichenden 

Bemerkungen beantwortet. Sie ist den konkreten 4  
Aussagen ausgewichen. 

(Abg. Katzer: Sehr wahr!) 

Sie hat nicht dargelegt, welche Reformen solide 
finanziert werden können. Sie hat nicht erklärt, 
welche Prioritäten gesetzt werden sollten. Diese 
Bundesregierung muß davon ausgehen, daß ihr 
eigener Bundeskanzler gesagt hat: Wir können 
nicht alles auf einmal machen. Wir als Opposition, 
wir als CDU/CSU hätten gerne gehört, welche Re-
formen denn überhaupt noch im Katalog dieser Re-
gierung stehen, mit welchem Zeitprogramm und mit 
welcher Finanzierung. 

Statt dessen haben Sie uns mitgeteilt, wieviel 
routinemäßige Arbeit diese Regierung erledigt hat. 
Natürlich wird diese Regierung produzieren. Sie hat 
einen großen, einen guten Beamtenapparat, und der 
wird auch entsprechende Gesetzentwürfe auf den 
Tisch legen. 

Wenn ich Ihre Antwort, meine Damen und Herren, 
nun in Details aufgegliedert sehe, muß ich sagen, 
daß die Leistungen, die diese Regierung aufzuwei-
sen hat, im umgekehrten Verhältnis zum Propa-
gandaaufwand für diese geringen Leistungen ste-
hen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Herr Bundeskanzler hat in einem Interview 
erklärt, daß er, wenn er noch einmal die Regierungs-
erklärung abgeben müßte, sie anders abgeben 
würde; er würde manches ändern. Er hat eingese-
hen, daß sich die Regierung — jetzt sinngemäß — 
mit der Regierungserklärung übernommen hat. Hier 
wäre also der richtige Ort gewesen, zu erklären, 
wie nun die Realität der Reformen dieser Regierung 
aussehen kann. 

Statt dessen täuscht man weiterhin der Öffentlich-
keit etwas vor, gibt man weiterhin Versprechungen 
ab, man wolle die großangekündigten Reformen wei-
terhin durchführen, ohne uns die Details mitzuteilen, 
worauf doch die Opposition — ich glaube, daß dar-
über Einverständnis besteht — einen Anspruch hat. 

Nun, es ist noch keine Leistung, große Programme 
zu verkünden. Leistung entsteht erst, wenn die Pro-
gramme auch solide finanziert und sachgerecht 
durchgeführt werden können. Dieser soliden Finan-
zierung und dieser sachgerechten Durchführung steht 
eben die inflationäre Entwicklung entgegen. Wenn 
diese inflationäre Entwicklung nicht abgestoppt wer-
den kann, wenn es nicht möglich ist, daß wir wieder 
stabile Verhältnisse bekommen, werden wir nicht 
in der Lage sein, die notwendigen Investitionsauf-
gaben, die wir zur Bewältigung unserer Zukunft auf 
das Jahr 2000 hin vor uns haben, tatsächlich zu 
lösen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Sprecher meiner Fraktion haben bereits dargelegt, 
wie besorgniserregend sich die derzeitige Situation 
auf die Investitionen und Infrastrukturmaßnahmen 
auf einer ganzen Reihe von Gebieten auswirkt, wie 
besorgniserregend das auch für uns ist; denn wir 
alle und unsere Kinder werden darunter leiden, 
wenn wir in diesen Jahren infolge des Verschuldens 
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dieser Regierung nicht das leisten können, was not-
wendig ist, um den Wettbewerb nicht nur im natio-
nalen, sondern auch im internationalen Bereich zu 
bestehen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Es wird von keiner Seite bestritten, daß Sie, 
meine Damen und Herren, den guten Willen haben. 
Es wird auch nicht bestritten, daß Sie höhere An-
sätze in den Haushaltspositionen haben. Aber trotz 
der höheren Ansätze in den Haushaltspositionen 
wird effektiv weniger Leistung erzielt, als mit we-
sentlich geringeren Ansätzen unter normalen Um-
ständen erzielt werden könnte. Wir können die 
Behauptung aufstellen und können nachweisen, daß 
die Investitionen heute geringer sind als vorher. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der der 
SPD zugehörige Vorsitzende der Gewerkschaft für 
Erziehung und Wissenschaft, Herr Frister, hat im 
Zusammenhang mit dieser Misere im Bildungsbe-
reich behauptet — und es ist sehr schade, daß der 
Wissenschaftsminister nicht hier ist, denn vielleicht 
hätte er das Wort ergriffen und hätte 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Ja, was denn?) 

Herrn Frister, den Vorsitzenden der Gewerkschaft, 
widerlegen können —, „mit dieser Haushaltspolitik 
könnten die Arbeiten am Bildungsgesamtplan ein-
gestellt werden". Wir fragen auch heute: wohin sind 
die 7,5 Milliarden DM Bildungsreserven in der mit-
telfristigen Finanzplanung verschwunden? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des 
Abg. Dr. Schäfer [Tübingen].) 

Wie wollen Sie die, man muß schon sagen — ich 
bitte das zu entschuldigen  , großsprecherische An-
kündigung, daß 1980 über 100 Milliarden DM für 
Bildungsaufgaben zur Verfügung stünden, verwirk-
lichen, nachdem schon im ersten Vierjahresplan zur 
Realisierung dieser Prophezeiung ein Defizit von 
7,5 Milliarden DM entstanden ist? Die Bildungs-
reform wird also auch eine der Reformruinen sein, 

(Abg. Katzer: Sehr wahr!) 

wie wir sie allenthalben, bei einer ganzen Reihe 
Ihrer Reformvorhaben feststellen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Katzer: 
Leider!) 

Wir bedauern das außerordentlich. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
wissen, daß ich nicht nur ein bißchen, sondern noch 
eine große Neigung und Liebe zur Post habe. Diese 
werde ich auch behalten, nicht nur weil ich Phila-
telist bin, sondern weil ich in diesem Unternehmen 
lange verantwortlich gearbeitet habe und heute 
noch dem Verwaltungsrat angehöre. Die Bundes-
regierung hat einerseits verkündet, sie habe nur 300 
Millionen DM Neuverschuldung aufgenommen. An-
dererseits weiß man aber, daß Bundesbahn und 
Bundespost allein in einem einzigen Jahr eine zu-
sätzliche Verschuldung in Höhe von 6,5 Milliarden 
DM eingehen mußten, um ihre Pflichtaufgaben über-
haupt noch erfüllen zu können. Wenn ich mir das 

vorstelle, muß ich schon sagen, mein lieber Freund 
Staatssekretär Hermsdorf, Sie dürfen Bahn und Post 
nicht als Stiefkinder behandeln; 

(Abg. Dr. Schneider [Nürnberg]:: Sehr gut! 
Abg. Katzer: Sehr wahr!) 

denn sie sind wichtige, elementare Einrichtungen, 
ohne die unsere Gesellschaft und unsere Wirtschaft 
nicht funktionieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Katzer: 
Sehr gut!) 

Das Defizit der Post in Höhe von 1,6 Milliar-
den DM in einem Jahr ist besorgniserregend, und 
das nach einer Gebührenerhöhung, die größer war 
als je zuvor. Sie müssen doch einmal zugeben, daß 
diese Opposition, die CDU/CSU, hier im Bundestag 
fair gewesen ist. Wir haben keine Sondersitzung 
beantragt, nachdem Herr Leber die große Gebüh-
renerhöhung bei der Post dem Verwaltungsrat vor-
gelegt hatte und durchziehen mußte, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

weil wir wissen, daß diese Unternehmen, die durch 
Kosten, die sie nicht zu verantworten haben, bela-
stet werden, natürlich auch das brauchen, was man 
als zusätzliche Einnahmen mit Tariferhöhungen be-
zeichnet. Nur wissen wir, daß der inflationäre Trend 
auch bei der Post zusätzlichen Schaden angerichtet 
hat. Das gleiche gilt für die Bahn mit 2,3 Milliar-
den DM. 

Aber nicht genug damit: während die Drucker-
schwärze der Hefte, die wegen der neuen Gebühren-
erhöhung gedruckt werden mußten, beinahe noch 
feucht ist, müssen schon wieder neue Gebührenerhö-
hungen durchgeführt werden. Heute morgen habe 
ich in der Zeitung gelesen, daß sie einen ganz be-
achtlichen Umfang haben werden. Das Briefporto 
soll auf 40 Pf erhöht werden. Damit stünden wir 
allmählich in der Welt an der Spitze. Darüber hinaus 
soll die Gebühr im Fernsprechdienst von 21 Pf auf 
24 Pf, d. h. innerhalb eines einzigen Jahres von 18 Pf 
auf 24 Pf angehoben werden. Diese Maßnahmen tra-
gen nicht zur Stabilität bei und haben keine preis-
drückende Funktion, sondern sie werden wiederum 
eine preissteigernde Wirkung haben, und das müs-
sen Sie verantworten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer 
ist schuld an dieser Misere? Hier ist viel von den 
Finanzen, der Steuerreform, der Wirtschaftspolitik, 
der Konjunkturpolitik und der Währungspolitik ge-
sprochen worden. Wenn man über Reformen spricht, 
kann man nicht einfach an der Preisentwicklung vor-
beigehen; denn diese Dinge hängen unmittelbar 
zusammen. Wir alle wissen, daß wir wirkliche Re-
formen nur dann durchführen können, wenn unsere 
Wirtschaft in Ordnung ist und wenn wir bei ent-
sprechender Stabilität ein angemessenes Wachstum 
haben. 

Die Regierung hat sich in der Beurteilung dessen, 
was möglich ist, maßlos überschätzt. Die verfehlte 
Wirtschafts- und Währungspolitik, die zu der infla-
tionären Entwicklung geführt hat, ist eine der ent-
scheidenden Ursachen dafür, daß wir nur zögernd 
vorwärtskommen. Meine Damen und Herren, der 



8872 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 154. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 2. Dezember 1971 

Stücklen 
Finanzminister ist in Rom, und dafür haben wir 
natürlich Verständnis. Wenn er aber da wäre, würde 
ich genau das sagen, was ich jetzt in seiner Abwe-
senheit sage. Von dieser Stelle aus hat der damalige 
Sprecher der Opposition, der SPD, Herr Schiller, der 
Regierung unter Führung des Bundeskanzlers Erhard 
vorgehalten, daß eine Regierung nicht mehr tragbar 
sei, die eine Preissteigerung im Verbrauchersektor 
von 3 % zulasse. Er hat darauf hingewiesen, daß 
eine Regierung, die eine Preissteigerung von mehr 
als 3 % zuläßt, nur eine Konsequenz ziehen kann: 
zurücktreten. Wenn Herr Schiller sich selber treu 
bleiben will, muß er bei einer Preiserhöhung im 
Verbrauchersektor von 6 % seinerseits die Konse-
quenzen ziehen und zurücktreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Glombig: 
Sie möchten wohl gern Nachfolger von 

Herrn Schiller werden?) 

— Nein, diese Absicht habe ich nicht. Sie können 
beruhigt sein. Sie können auch Herrn Schiller sagen, 
daß er beruhigt schlafen kann. Ich werde ihn nicht 
aus dem Sessel heben. Ich hoffe nur, daß die Wähler 
ihn aus dem Sessel heben werden, und gleich mit 
der ganzen Galerie der Minister dazu. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dabei, Frau Kollegin Strobel, war ich so zurück-
haltend, die Damen nicht mit einzuschließen. Sehen 
Sie, solche Kavaliere sind die CSU-Abgeordneten 
hier im Hause. Das wird nur bedauerlicherweise 
nicht immer erkannt. 

Meine Damen und Herren, nun komme ich noch 
mit ein paar Bemerkungen zu Herrn Staatssekretär 
Hermsdorf. Sie haben gestern wieder eines der 
Schlagworte hier losgelassen. Es gibt das Schlag-
wort von der Konfrontation. Darauf brauche ich 
heute nicht einzugehen. Wieso Konfrontation? Wenn 
wir mit einer Frage, mit einer Entscheidung hier im 
Bundestag nicht einverstanden sind, dann sagen wir 
nein. Wir werden nein sagen zu all den Fragen, von 
denen wir der Meinung sind, daß sie nicht unserer 
Grundauffassung, unseren politischen Zielen ent-
sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie malen nun in der Öffentlichkeit ein schwarzes 
Bild, oder Sie malen es mit starken roten Tupfern, 
Sie behaupten, daß wir hier Konfrontation betrie-
ben. Meine Damen und Herren, wir von der Oppo-
sition sind kein Jasagerclub und werden es nicht 
sein. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Neinsager seid 
ihr!) 

Wenn Sie diese Hoffnung gehabt haben sollten, 
dann müssen Sie sie spätestens heute begraben. — 
Ich habe doch 30 Minuten? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Stücklen, die Uhr ist von dem Herrn Schrift-
führer falsch eingestellt worden. Ihre Fraktion 
hatte entsprechend mehr Redezeit angemeldet. 

(Abg. Dr. Apel: Wie lange haben wir 
denn noch den Spaß?) 

Stücklen (CDU/CSU): Herr Apel, ob das für Sie 
ein Spaß ist, weiß ich nicht, - was glauben Sie, 
wie komisch Sie oft auf uns wirken! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. — 
Lachen bei der SPD.) 

Wir ertragen das, sage ich Ihnen, mit Gelassenheit, 
mit Ruhe. Es ist für uns geradezu ein Vergnügen. 
Ich sage immer: wenn Sie hier nicht ein bißchen vor-
laut — das ist nicht unbedingt im negativen Sinn 
gemeint —, schnellsprecherisch wären, dann wäre 
manchmal die Würze in diesem Parlament nicht da. 

(Abg. Dr. Apel: Schönen Dank!) 

— Bitte schön! 

Herr Wehner ist nicht da. Er ist erkrankt, 
das wissen wir. Ich glaube, daß es auch eine Pflicht 
zur menschlichen Solidarität gibt, und sage des-
halb, daß die CDU/CSU-Fraktion Herrn Wehner 
baldige Genesung wünscht. 

(Beifall.) 

Nun kommt das zweite Schlagwort von Herrn 
Hermsdorf. Er sagt: Wir sind Panikmacher und 
Schwarzmaler. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: So ist es!) 

— Ich komme schon noch auf Sie zu sprechen, meine 
Herren. Sie haben auch die Eigenschaft, etwas zu 
früh auf etwas zu reagieren, was nach Ihrer Erwar-
tung aber mit Sicherheit nicht so kommen wird. Herr 
Hermsdorf wirft uns also Schwarzmalerei und Panik-
mache vor. Andere haben uns sogar Verbrecher 
genannt. Das wollen wir allmählich begraben. Wir 
sind ja nicht so, daß wir hier einen Verbalbeleidi-
gungskatalog — so würde der Jurist wahrschein-
lich sagen — aufzählen wollen. 

Herr Staatssekretär Hermsdorf, Sie können un-
sere Mahnungen, unsere Kritik, unsere Besorgnis 
über die inflationäre Entwicklung in diesem Lande 
nicht einfach mit einer Handbewegung abtun und 
sagen, das •sei Schwarzmalerei, das sei Panikmache. 
Meine Damen und Herren, auch hier muß ich auf 
Grund der Zeitökonomie darauf verzichten, Ihnen 
einmal vorzulesen, was für kräftige Aussagen Sie 
1964, 1965 und 1966 gegen die Regierung Erhard 
im Kohlenpott, im Schwerpunkt unseres Ruhrgebie-
tes, gemacht haben, ohne daß wir uns so beleidigt 
gezeigt hätten. 

Wir müssen der Inflationsmentalität in unserem 
Volke wirkungsvoll begegnen. Es ist die erste Auf-
gabe dieser Bundesregierung, eben diese Inflations-
mentalität nicht einfach einreißen zu lassen und sie 
zu dulden. Wir müssen vielmehr gegen dieses schlei-
chende Gift ankämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn wenn wir die Inflationsentwicklung nicht ab-
stoppen können, hat das doch alles keinen Sinn. 
Die Sparer, das sind doch nicht die Großkopfeten, 
die Sie manchmal hier zitieren. Die sind es nicht, 
um die wir die Sorge haben. Ich kenne einige, die 
sich auch nach Ihrer Steuerreform noch ein Schnitzel 
kaufen können. So ist es nicht. Ich möchte sagen: die 
vielen Millionen Sparer, die wir in Deutschland 
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Gott sei Dank haben, mußten allein in der letzten 
Zeit, in den letzten eineinhalb Jahren 23 Milliarden 
DM Inflationsverluste hinnehmen 

(Zuruf von der CDU/CSU: In einem Jahr!) 

- in einem Jahr! Das sind dann eben auch die 
Rentner — glauben Sie mir das! -, das sind die 
Arbeiter und Angestellten, die Mittelständler und, 
und, und. 

Dabei gehe ich gar nicht darauf ein, was das 
für einen Bauwilligen bedeutet, für einen, der ein 
Eigenheim bauen will — die mögen Sie ja gar 
nicht so sehr, Herr Offergeld. Sie wollen hier die 
Begünstigung für die Eigenheimbauer wegnehmen. 

(Abg. Dr. Apel: Das ist doch falsch!) 

- So, habe ich Sie falsch verstanden? Ist es falsch? 

(Abg. Häfele: Doch, das wollen Sie 
einschränken!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Apel? 

Stücklen (CDU/CSU) : Ja, zur Klärung. 

Dr. Apel (SPD) : Darf ich Sie darauf hinweisen, 
daß der SPD-Parteitag beschlossen hat, für denjeni-
gen, der ein Eigenheim baut bzw. eine Eigentums-
wohnung kauft, die besonderen Abschreibungen 
nicht einzuschränken. Es geht um die, die das für 
Zweitwohnungen an der Ostsee usw. in Anspruch 
nehmen. 

(Abg. Häfele: Doch doch! Es ist anders be

-

schlossen worden!) 

— Ich kenne doch meine eigenen Beschlüsse, Herr 
Häfele. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann haben Sie 
falsch gestimmt! — Abg. Dr. Apel: Reden 

Sie doch keinen Unsinn!) 

Stücklen (CDU/CSU) : Herr Apel, ich war nicht 
auf Ihrem Parteitag. Sie möchten mich fragen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Stücklen, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Häfele? 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Darf ich Ihnen, Herr 
Stücklen, in Form einer Frage sagen, daß der SPD-
Parteitag, wie die beiden Steuerexperten mit Kopf-
nicken hier bestätigen, beschlossen hat, daß das 
eingeschränkt wird, indem nur noch bis zu 20 % von 
der Steuerschuld — nicht vom Einkommen — ab-
zugsfähig werden. 

Stücklen (CDU/CSU) : Also es tritt für den Eigen-
heimbau eine Verschlechterung ein; das kann man 
feststellen, ohne es genau zu fixieren. 

(Abg. Apel: Nein, eben nicht, nur für die 
Reichen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage, des 
Herrn Abgeordneten Offergeld? 

Offergeld (SPD) : Herr Kollege Stücklen, wollen 
Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß unser Beschluß 
folgenden Inhalt hat. Wir wollen bei den Großver-
dienern die Förderung, die durch den § 7 b in die-
sen Einkommensklassen jetzt am größten ist, ein-
schränken, das Gesamtvolumen gleich lassen und 
dadurch denjenigen, die weniger verdienen, mehr 
zukommen lassen als bisher. Das ist der Inhalt un-
seres Beschlusses. 

(Abg. Dr. Häfele: So haben Sie es aber 
nicht beschlossen!) 

Stücklen (CDU/CSU) : Wir werden uns das noch 
einmal genau anschauen. Wir bekommen die Steuer-
reform ohnedies nicht als eine Gesetzesvorlage, 
weil die FDP sowieso schon ganz finster schaut. 
Was glauben Sie,• was sich da drüben schon alles 
angesammelt hat. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Ich bin nicht dazu da, um zu sagen: Nun, also jetzt 
aufeinander losgehen! Das machen Sie dann im 
Bungalow des Palais Schaumburg. Da wird die 
Schlacht dann geschlagen. 

Ich war noch bei Herrn Hermsdorf. Ich darf ab-
schließend dazu sagen: die Preissteigerungen und 
die inflationäre Entwicklung sind keine Erfindung 
der Opposition, sondern das traurige Ergebnis einer 
verfehlten Wirtschafts- und Finanzpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Nun wird die Opposition immer wieder gefragt —
und ich möchte dieser Frage wirklich nicht auswei-
chen —: Welche Alternativen haben Sie? Ich be-
ziehe mich jetzt nicht auf Erler, der hier in diesem 
Bundestag gesagt hat, daß es nicht Aufgabe der 
Opposition sei, der Regierung zu sagen, wie man 
es besser macht, sondern daß es Aufgabe der Oppo-
sition sei, die Regierung zu kontrollieren und ihr 
auf die Finger zu sehen. Das wäre ganz einfach 
ein — — 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Wo wurde 
das gesagt?) 

— Von Herrn Erler, hier im Bundestag, im Deut-
schen Bundestag, Herr Schäfer, und Sie sind lange 
genug darin. Aber ich bin überzeugt, Sie sind so ge-
wissenhaft und lesen das nach, und Sie bestätigen 
mir das bitte, mit einem Weihnachtsgruß verbunden. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Sie helfen 
mir das Zitat finden!) 

- Jawohl. 

Noch ein Wort zu unseren Vorschlägen und Alter-
nativen, die von uns verlangt worden sind. Ich darf 
vorweg sagen, daß wir 67 Gesetzentwürfe vorge-
legt haben. Das sind Initiativen, das sind Alter-
nativen. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Abgeschrie

-

bene!) 
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— Nun, Herr Schäfer, wenn Sie bekennen müßten, 
was Sie schon alles von den Beamten dieser Bun-
desregierung abgeschrieben haben, dann müßten 
Sie rot vor Scham werden. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
67 Initiativen, 67 Alternativen allein in diesem 
Bundestag, also in diesen zwei Jahren, gegenüber 
der Regierung! Und da fragt man immer noch: Wo 
sind die Alternativen? 

Zu der ganz schwerwiegenden Frage einer rich-
tigen Wirtschafts-, Finanz- und Währungspolitik hat 
— ich zähle es auf — erstens der Fraktionsvorsit-
zende, Dr. Barzel, hier angeboten, die Anwendung 
aller ausgabewirksamen Gesetze aufzuschieben, um 
die Konjunktur in den Griff zu bekommen und die 
Preisentwicklung zu stoppen. Die SPD und die FDP 
haben abgelehnt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Im Dezember 
1969! — Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Nicht 

wahr!) 

Zweitens. Strauß hat für die CDU/CSU hier ver-
bindlich erklärt, daß er es für notwendig und sinn-
voll halte, mit einem ordentlichen Haushalt und 
einem Eventualhaushalt zu kommen, um die Kon-
junktur steuern zu können. Auch dieser Vorschlag 
ist abgelehnt worden. 1972 machen Sie einen ganz 
schüchternen Versuch mit einem ordentlichen Haus-
halt und einem Eventualhaushalt. Sie haben schon 
ein bißchen von dem gelernt, was Strauß Ihnen hier 
empfohlen hat; aber es reicht leider noch nicht aus. 
Sie müssen also noch möglichst schnell einen ge-
wissen Nachholbedarf abdecken. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Stücklen, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Möller? 

Stücklen (CDU/CSU) : Selbstverständlich. 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Herr Kol-
lege Stücklen, ist Ihnen bekannt, daß die sozial

-

demokratische Bundestagsfraktion in der Krise des 
Jahres 1966 als erste Fraktion dieses Hauses die 
Konstruktion eines Eventual- und Konjunkturhaus-
halts vorgetragen hat und daß wir uns erst seit 
diesem Zeitpunkt mit solchen Möglichkeiten be-
schäftigen? 

Stücklen (CDU/CSU) : Herr Kollege Möller, das 
weiß ich. Ich bin auch überzeugt — und das ist jetzt 
keine Eloge Ihnen gegenüber, ich sage das gern —: 
wenn Sie weiterhin Finanzminister gewesen wären, 
hätten Sie sich auch so verhalten. Aber Ihr Amts-
nachfolger, der ganz eigene Wege geht, der auch 
vieles besser weiß — ob er es wirklich besser kann, 
ist eine andere Frage  , Herr Schiller, ist diesen 
Weg eben nicht gegangen, Herr Kollege Möller. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Stücklen, gestatten Sie eine 

weitere Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Möller? 

Stücklen (CDU/CSU) : Herr Präsident, es ist mir 
ein wahres Vergnügen, diese Fragen zu bekommen. 
Aber ich möchte Sie darum bitten, daß Sie, wie das 
auch bei dem gestrigen Fußballspiel geschehen ist, 
die Ausfallzeiten nachspielen lassen — hoffentlich 
für uns dann mit besserem Erfolg als bei der so gut, 
aber so unglücklich kämpfenden Mannschaft von 
Mönchengladbach. 

(Heiterkeit.) 

Dr. h. c. Dr. -Ing. E. h. Möller (SPD) : Wobei, 
Herr Kollege Stücklen, Sie bitte nicht vergessen 
wollen, daß von uns kein Foul ausgeht. — Ich wollte 
Sie fragen: Ist Ihnen nicht bekannt, daß der Streit 
um einen Kernhaushalt und einen Konjunkturhaus-
halt das Jahr 1971 betroffen hat und daß für das 
Jahr 1971 nicht mein Nachfolger, sondern ich die 
Verantwortung getragen habe? 

Stücklen (CDU/CSU) : Teils, teils. Ich wollte Sie 
damit nicht belasten. Wenn Sie aber selber hier ein 
Bekenntnis ablegen, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Möller — hoffentlich tut das unserer 
Freundschaft keinen Abbruch —, muß ich sagen: Es 
ist dann also auch bei Ihnen noch sehr viel Sünde 
geschehen. 

Wir haben als Drittes angeboten, alle Möglich-
keiten des Stabilitätsgesetzes auszuschöpfen. Wir 
haben weiter erklärt, daß wir, 

(Zuruf des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]) 

wenn dieses Gesetz zur Stabilisierung nicht ausrei-
chend ist, bereit sind, mitzuwirken, die fehlenden 
Maßnahmen einzubauen, die dann auf dem Gesetzes-
wege oder auf administrativem Wege notwendig 
sind, 

(Zuruf des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]) 

um die Stabilität herbeizuführen, weil unter einer 
Instabilität nicht nur die Regierung und die Regie-
rungskoalition, sondern das ganze deutsche Volk zu 
leiden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Schäfer [Tübingen]:: Und dann haben Sie 

die Konjunkturzulage abgelehnt!) 

— Sie haben falsche Maßnahmen getroffen; das 
können wir Ihnen oftmals beweisen. — Man hat 
sich aber gescheut, diese unpopulären Maßnahmen 
durchzuführen, die auch Strauß in einer Rede im 
Bundestag dargelegt hat. 

Viertens. Wir haben empfohlen, § 23 des Außen-
wirtschaftsgesetzes zur Absicherung des Devisen-
zuflusses anzuwenden; die Regierung hat abgelehnt. 

Fünftens. Wir haben bereits im Jahre 1969 mit 
Nachdruck betont, daß eine einseitige Aufwertung 
keine Lösung darstellt und dadurch die Stabilität 
nicht herbeigeführt wird. 
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Minister Schiller hat sich darüber hinweggesetzt, 
hat uns und auch der deutschen Öffentlichkeit — 
das war doch ein ganz wesentlicher Bestandteil der 
Wahlauseinandersetzungen im Jahre 1969 — klar-
zumachen versucht, daß durch die Aufwertung die 
Stabilität der Preise herbeigeführt und die Kon-
junktur unserer Wirtschaft gesichert werden würde. 
Und was ist eingetreten? Nach der Aufwertung 1969 
und nach dem Floaten in diesem Jahr sind die Preise 
nicht rückläufig, sondern sie sind weiterhin ange-
stiegen. Abgesehen von dem Preisanstieg ist die 
Wirtschaft in eine ernsthafte Situation geraten, über 
die heute schon von meinen Freunden gesprochen 
worden ist: die Wirtschaft befindet sich am Rande 
einer Rezession. Es ist doch keine Schwarzmalerei 
und keine Panikmache, wenn 100 renommierte Wis-
senschaftler und Wirtschaftler ihre Stimme laut er-
heben und davor warnen, den Weg des Herrn Schil-
ler weiterzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist nicht nur ein schwacher, es ist überhaupt 
kein Trost, wenn Sie davon sprechen, in anderen 
Ländern gebe es auch Preissteigerungen, manchmal 
sogar höhere als in Deutschland. Die Hausfrauen in 
Deutschland fragen nicht, ob in Frankreich oder 
Amerika oder Australien die Lebensmittel, die Ver-
brauchsgüter und die Gebrauchsgegenstände eben-
falls so teuer geworden sind wie bei uns. Sie leiden 
darunter. Wir alle, die wir Ehemänner sind und zu 
Hause unseren Haushalt in Ordnung halten müssen, 
wissen ja, welche Forderungen an uns gestellt wer-
den.  

Herr Schiller sollte sich ernsthaft bemühen, von 
dem hohen Roß herabzusteigen und von seiner 
Wunderdroge Aufwertung wegzukommen. Er sollte 
versuchen, wieder Stabilität durchzusetzen. Er hat 
in diesem Bundestag einen Rückgang der Preisstei-
gerung auf 1 O/o versprochen. Gehalten worden ist 
dieses Versprechen nicht. 

Wir haben zu den Reformen im einzelnen Antwor-
ten erwartet. Wir haben sie leider nicht konkret 
und solide bekommen. Wir haben ausweichende 
Antworten bekommen. Es ist für uns bedauerlich, 
sehen zu müssen, daß man der deutschen Öffentlich-
keit Sand in die Augen streut. Wir haben gesagt, 
und ich sage es hier im Deutschen Bundestag erneut: 
Wenn man bessere Krankenhäuser haben will, wenn 
man eine saubere Luft und sauberes Wasser haben 
will, wenn man ein größeres Bildungsangebot haben 
will und, und, und, dann darf man der Öffentlichkeit 
eben keine Steuersenkungen versprechen, sondern 
dann muß man dem Bürger unserer mündigen Ge-
sellschaft sagen, daß wir, wenn wir das alles besser 
haben wollen, dafür Opfer bringen müssen. Wir 
kreiden Ihnen an, daß Sie die Öffentlichkeit ge-
täuscht haben, solange noch die Landtagswahlen vor 
uns standen. Jetzt mußten Sie die Hose lüften, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

und der Bürger konnte 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Jetzt wird's 
bayrisch!) 

sehen, was nun wirklich in dieser Richtung in die-
ser Regierung an Solidität vorhanden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. - Abg. Dr. 
Apel: Vorsicht, Vorsicht!) 

Wir werden an der Lösung aller wirklichen Re-
formaufgaben mitarbeiten. Wir müssen aber leider 
erkennen, daß diese Regierung die Voraussetzung 
für eine tatsächliche und effektive Investition in die 
Zukunftsaufgaben heute noch nicht wahrzunehmen 
bereit ist. Wenn wir die Stabilität nicht erreichen, 
werden die Chancen vergeben. Sie haben behauptet, 
Sie würden ein moderneres Deutschland bauen. Ich 
sage Ihnen, wenn Sie so mit diesem inflationären 
Trend weiterfahren, dann werden Sie nicht das mo-
dernere Deutschland bauen, dann werden Sie das 
moderne Deutschland gefährden, das wir in den 
letzten 20 Jahren gebaut haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Apel. 

Dr. Apel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich am Ende dieser Debatte 
fünf Bemerkungen machen. 

Erste Bemerkung, Herr Stücklen! Bundeskanzler 
Brandt und unser Kollege Alex Möller haben hier in 
diesem Hohen Hause wiederholt in einer sehr hono-
rigen Weise die Gründe für den Rücktritt des dama-
ligen Finanzministers Möller dargestellt. Sie sollten 
endlich diese honorige Weise, mit der die Dinge in 
gegenseitiger Freundschaft und unter Einbeziehung 
der vollen Aktivität und Leistungsfähigkeit unseres 
Kollegen Möller in die parlamentarische Arbeit er-
ledigt und abgewickelt worden sind, zur Kenntnis 
nehmen. Ich finde es nicht in Ordnung, daß Sie 
immer wieder versuchen, aus diesem Rücktritt poli-
tisches Kapital zu schlagen. Das tut man ganz ein-
fach nicht, 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

um so mehr nicht, wenn Sie hier betonen, in wel-
chem guten Verhältnis Sie zu dem Kollegen Möller 
stehen. Ich halte es auch für ein ausgemacht schwa-
ches Argument, wennn Sie dem Amtskollegen Karl 
Schiller, der nun seit einem halben oder einem Drei-
vierteljahr das Amt von Herrn Möller mit übernom-
men hat, vorwerfen, seine Finanzpolitik sei weniger 
solide. Im Gegenteil! Wenn Sie die Debatten aus 
dem Kabinett kennen, wenn Sie wissen, daß wir 
einen Eventualhaushalt haben, dann können Sie 
doch feststellen, daß dieser Wirtschafts- und Finanz-
minister Schiller die Politik von Alex Möller fort-
setzt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der CDU/CSU: Nein!) 

— Seien Sie doch nicht so aufgeregt. — Das war 
meine erste Bemerkung. 

Meine zweite Bemerkung ist folgende. Herr Kol-
lege Stücklen, ich habe in Ihrer Rede eigentlich die 
logische Konsequenz vermißt. Sie haben der Bun-
desregierung auf der einen Seite vorgeworfen, sie 
habe nicht den Mut, der Bevölkerung zu sagen, man 
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müsse Opfer bringen; schließlich habe die Regierung 
einmal Steuersenkungspläne verfolgt. Auf der ande-
ren Seite haben Ihre Kollegen in dieser Debatte, wie 
bereits vorher, mit Nachdruck und mit Leidenschaft 
betont, daß sie die Einnahmenverbesserungen, die in 
den Ausschüssen zur Debatte stehen, in der näch-
sten Woche im Plenum ablehnen wollen. Wie kön-
nen Sie es eigentlich intellektuell vor sich selbst ver-
antworten, auf der einen Seite zu sagen, diese Bun-
desregierung habe nicht den Mut, Opfer zu verlan-
gen, und auf der anderen Seite die Einnahmeverbes-
serungen, die wir leider beschließen müssen, abzu-
lehnen? 

Eine dritte Bemerkung. Sie haben der sozial-libe-
ralen Koalition in dieser Debatte zwei Vorwürfe ge-
macht. Sie haben zum einen gesagt, das, was bisher 
geschehen sei, sei nicht eindrucksvoll. Ich will nicht 
alles wiederholen. Sie können in die Beantwortung 
der Großen Anfrage hineinschauen; Sie können das 
im Protokoll nachlesen. Sie werden diesem Protokoll 
wie auch der Beantwortung der Großen Anfrage ent-
nehmen, daß Dinge geschehen sind, die Sie — das 
hat gestern insbesondere Herr Kirst, aber auch der 
Herr Kollege Nölling unterstrichen — nie durchge-
setzt haben, obwohl Sie sich das bereits 1957 vor-
genommen hatten. 

Zum anderen sagen Sie, es würde auch in der 
zweiten Hälfte der Legislaturperiode nichts mehr 
passieren. Ich werde Ihnen einiges vortragen, was 
passieren wird. Ich überlasse es dann Ihrer Beur-
teilung und der Beurteilung der Wähler, ob das 
viel oder wenig ist. Wir werden am 16. Dezember 
— so hat es wohl der Ältestenrat festgelegt — 
hier eine große Rentendebatte führen. Diese Bun-
desregierung und die sozial-liberale Koalition wer-
den dann ihr Konzept zur flexiblen Altersgrenze, 
zur Anhebung der Mindestrenten, zur Öffnung der 
Rentenversicherung für die Selbständigen, zur Ein-
führung des Babyjahres vorlegen. Sie können sa-
gen: Das ist nichts. Für uns ist das ein großer ge-
sellschaftspolitischer Durchbruch. Wir wären froh 
darüber, wenn wir mit Ihnen über diese Fragen 
sachlich reden könnten, damit wir schnell zu ver-
nünftigen Regelungen kommen können. Wir wer-
den eine Debatte über den Umweltschutz führen. 
Die Eckwerte der Bundesregierung zur Steuerre-
form liegen vor. Von Ihrer Seite liegt nichts vor. 
Die Bundesregierung hat umfassende Vorschläge 
zur Reform des Strafrechts, insbesondere des Se-
xualstrafrechts und des Eherechts, vorgelegt. Wir 
erwarten für das nächste Jahr eine Novellierung 
des Bundesbahngesetzes. 

Alles das sind weitreichende und tief in die ge-
genwärtigen verkrusteten Strukturen einschnei-
dende Reformen. 

Ein Satz zur Vermögensbildung. Herr Pieroth 
ist im Augenblick nicht da; nun, das soll vorkom-
men. Hier muß aber zu Protokoll gegeben werden, 
daß Ihr Vermögensbildungsplan, den Sie Burg-
bacher-Plan nennen, nach unbestrittenen Zahlen, 
die Sie selber nachrechnen können, für die öffent-
lichen Kassen von Bund und Ländern im ersten 
Jahr einen Einnahmeausfall von 4 1/2 Milliarden 
DM mit sich bringt. Das ist Ihre finanzpolitische 

Solidarität und Solidität: Sie schlagen uns einen 
Vermögensbildungsplan vor, der die öffentlichen 
Kassen angesichts der auch von Ihnen beklagten 
Finanznot 4 1/2 Milliarden DM kostet. Ich kann nicht 
sehen, wie das ein Beitrag zu einer vernünftigen 
Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Lassen Sie mich zum vierten Punkt kommen. 
Herr Kollege Stücklen hat auf Bahn und Post ab-
gehoben und auf die Sorgen, die wir hier haben. 
Diese Sorgen kann ich gar nicht bestreiten. Nur, 
Herr Kollege Stücklen, ist die Situation doch wohl 
etwas anders, als Sie sie dargestellt haben. Die 
Situation ist ja wohl so, daß das enorme Wachs-
tum des Defizits bei diesen beiden Unternehmen 
darauf zurückzuführen ist, daß es in beiden Unter-
nehmen in einem Jahre Besoldungsanhebungen 
zwischen 15 und 17 % gegeben hat. Gut. Wenn Sie 
dafür jemand verantwortlich machen wollen, dann 
bitte nicht die Bundesregierung, lieber Herr Stück-
len, sondern uns alle zusammen. Die Besoldungs-
vereinheitlichung ist von einer interfraktionellen 
Arbeitsgruppe ausgearbeitet, allen Fraktionen vor-
gelegt und in diesem Hause beschlossen worden, 
wobei ich Ihnen und  mir  zubilligen will, daß wir 
Dinge beschlossen haben, deren Konsequenz und 
Durchsichtigkeit vielleicht nicht voll gegeben wa-
ren. Diese Lawine ist dann auf die öffentlichen 
Unternehmen zugerollt. Wenn hier jemand von 
Schuld sprechen will, dann bitte für dieses Hohe 
Haus insgesamt, Opposition wie Koalition, Herr 
Stücklen. 

(Abg. Katzer: Nein!) 

Das muß man sehen. Hier ist absichtlich oder un-
absichtlich nicht ganz korrekt gerechnet worden. 
Ich kann das nachträglich jetzt nur noch zur Kennt-
nis nehmen und muß zusehen, wie ich mit Ihnen 
zusammen in der Post, wo wir im Postverwaltungs-
rat Verantwortung tragen, diese Dinge in Ord-
nung bringen kann. Wie wir sie in Ordnung brin-
gen können, das wissen wir. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Stücklen? 

Dr. Apel (SPD) : Ja, das gestatte ich. 

StüCklen (CDU/CSU) : Herr Kollege Apel, darf ich 
Sie fragen, ob Sie mich nicht falsch verstanden 
haben? Ich habe nicht von Schuld, sondern davon 
gesprochen, daß dieses Defizit entstanden ist, daß 
die Gebührenerhöhungen in diesem Jahr nicht 
ausreichen, daß neue vor der Tür stehen und daß 
diese Gebührenerhöhungen nicht preisdämpfend 
sind, sondern weiteren Anreiz für Preissteigerun-
gen bieten. 

(Zuruf von der SPD: Was soll das?) 

Ich habe weiterhin erklärt, daß zwar der Bund 
nur 300 Millionen DM an Neuverschuldung auf-
genommen hat, aber allein diese beiden Betriebs-
verwaltungen 6,5 Milliarden DM, und ich habe an 
den Herrn Staatssekretär die freundliche Bitte ge- 
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richtet, diese beiden Verwaltungen nicht als Stief-
kinder der Bundesregierung zu behandeln. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Na, und?) 

Dr. Apel (SPD) : Herr Stücklen, ich nehme das zur 
Kenntnis. Aber in Ihrer Intervention haben Sie 
gesagt, die Ursache für diese Probleme bei den 
beiden öffentlichen Unternehmen sei die Infla-
tionspolitik der Bundesregierung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich!) 

Gut, das haben Sie hiermit korrigiert. Dann sind wir 
einer Meinung, und dann halten wir hier in diesem 
Hause fest, daß die Besoldungsneuregelung, die zur 
Vereinheitlichung der Besoldung notwendig war, 
diese unangenehmen Konsequenzen gehabt hat, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht allein!) 

und dann halten wir bitte fest, daß die Gebühren-
erhöhungen nicht ausgereicht haben, und dann hal-
ten wir bitte weiter fest, daß wir uns beide in der 
Verantwortung für dieses Unternehmen in der näch-
sten Woche in den Verwaltungsgremien der Post 
zusammenfinden müssen, um diese Dinge in Ord-
nung zu bringen. Wie man sie in Ordnung bringen 
kann, das wissen wir, nämlich über Gebührenerhö-
hungen. Gut, Sie haben dazu Ihre Meinung im Post-
verwaltungsrat gesagt und haben damals deutlich 
gemacht, daß Ihnen die Gebührenerhöhungen nicht 
ausreichten. So war es richtig. Dann können Sie 
aber jetzt nicht diese Gebührenerhöhung von damals 
beklagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Apel, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Müller-Her-
mann? 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Apel, darf ich Sie daran erinnern, daß wir uns im 
vergangenen Frühjahr als Opposition dieser sehr 
unbequemen und unpopulären Entscheidung nicht 
nur gebeugt, sondern auch vorgeschlagen haben, 
mit der Anpassung der sogenannten administrativen 
Preise die Konsequenzen aus einer zwangsläufigen 
Entwicklung zu ziehen, daß damals Sie und vor 
allem Bundeswirtschaftsminister Schiller die Konse-
quenzen nicht gezogen haben, weil das die Optik 
hätte gefährden können, und daß wir als Folge die-
ser unterlassenen Anpassung der administrativen 
Preise jetzt nicht nur eine übergewichtige Preis-
anpassung im Verkehrswesen zu verzeichnen haben, 
sondern obendrein noch die Zuwendung weiterer 
erheblicher öffentlicher Mittel, um die Löcher der 
Bundesbahn zu stopfen? 

Dr. Apel (SPD) : Herr Müller-Hermann, Sie haben 
in der Debatte im Frühjahr folgendes gemacht. Sie 
haben zweierlei beklagt, erstens die Steigerungen 
des Preisindex und zweitens die Defizite bei den 
Unternehmen. Das war wiederum in sich nicht 
schlüssig; denn daß die stärkere Anhebung der admi-
nistrierten Preise auf den Index zurückgewirkt 

hätte, ist klar. Man kann also nicht beides gleich-
zeitig fordern. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das wäre aber 
wahrhaftig gewesen!) 

— Augenblick, ich bin jetzt noch nicht ganz zu Ende. 
— Ich persönlich habe mich damals der Meinung 
des Wirtschaftsministers angeschlossen, daß es in 
jeder Beziehung vernünftiger wäre, administrierte 
Preise schrittweise an gewachsene Kosten anzuglei-
chen — schrittweise! —, um damit nicht Auslösungs-  
und Wunscheffekte bei denen hervorzurufen, die das 
verfrühstücken wollen, was an Gebührenerhöhun-
gen hereinkommt. 

Das war der zentrale Unterschied; im übrigen kein 
Unterschied zwischen Opposition und Koalition, 
sondern sehr wohl auch ein Unterschied innerhalb 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion, in der 
man über diese Fragen sehr unterschiedlicher Mei-
nung war. So ist das gewesen, und so stellt sich 
das auch heute dar. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Apel, gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Müller-Hermann? 
Selbstverständlich werde ich das bei der Bemessung 
der Redezeit berücksichtigen. 

Dr. Apel (SPD) : Ja. 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Apel, sind wir uns dann darin einig, daß sich die 
Konsequenzen dieser Unterlassungen vom vergan-
genen Frühjahr für den Haushalt und für die Ver-
braucher jetzt doppelt auswirken? 

Dr. Apel (SPD) : Nein, Herr Müller-Hermann, die 
Konsequenz sieht völlig anders aus. Um bei der 
Post zu bleiben: wir hätten einmal kräftig hinlangen 
können— dann hätten wir jetzt nicht hinzulangen 
brauchen --, oder wir hätten zweimal mittelpräch-
tig hinlangen können. Das ist die Alternative. Ich 
bin für das zweite Vorgehen gewesen, weil es 
neben der Problematik der Ankündigungseffekte 
starker administrativer Preiserhöhungen auch die 
von Ihnen kritisierte Problematik der Auswirkung 
auf den Index gab. 

Ich komme zum letzten, fünften Punkt. Herr Kol-
lege Stücklen, wir wollen keine Konjunkturdebatte 
führen. Dennoch haben Sie das getan. Lassen Sie 
mich dazu einige wenige Bemerkungen machen 
unter der Prämisse, daß wir zu gegebener Zeit eine 
Konjunkturdebatte in diesem Hause haben werden. 

Vorweg: Ich finde, daß es nicht in Ordnung ist, 
wenn wir angesichts der laufenden Währungsver-
handlungen — in Rom scheinen sie zu Ende zu sein, 
die nächste Runde in Paris liegt vor uns, und Ende 
Dezember gibt es eine weitere Runde in Washing-
ton - den Weg, den Herr Schiller gegangen ist, 
auf die von Ihnen gewählte saloppe Art abwerten. 
Wir schwächen damit unsere eigene Verhandlungs-
position. Wir sollten sehr vorsichtig argumentieren. 
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Jedes Wort zuviel zur Währungspolitik in diesem 
Hause kann politisch wie finanziell teuer werden. 

(Abg. Lemmrich: Haben Sie das auch 1969 
im Wahlkampf bedacht? — Abg. Dr. Mül

-l

er-Hermann: Da haben Sie sich sehr staats

-

bewußt verhalten!) 

Aber jetzt einige Bemerkungen zur Vergangen-
heit und Gegenwart. Wenn ich es richtig sehe, hat 
die Bundesregierung vier Maßnahmen ergriffen, um 
die überschäumende Konjunktur zu dämpfen: Auf-
wertung 1969, Mitte des darauf folgenden Jahres 
dann Steuervorauszahlungen, degressive Abschrei-
bungen und im Mai dieses Jahres das Floaten, das 
— Herr Stücklen, das ist interessant — ja eine 
ganze Zeitlang von der CDU durchaus beifällig auf-
genommen wurde. 

(Widerspruch des Abg. Stücklen.) 

— Ich bitte Sie, wir kennen doch alle den Beschluß 
des Präsidiums der CDU. Daß die CSU dann immer 
dagegen war und ihren Willen durchgesetzt hat wie 
auch in anderen Fragen, wissen wir ja auch. 

Das waren die vier Etappen, Herr Stücklen. In 
all diesen vier Etappen haben Sie nein gesagt. 

Die Rücknahme ausgabewirksamer Beschlüsse des 
Bundestages ist auch so eine Sache, wenn wir gleich-
zeitig wissen, daß Sie uns einen Vermögensbil-
dungsplan oktroyieren wollen, der 4 1/2 Milliarden 
DM Steuerausfall bedeuten wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Apel, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Pieroth? 

Dr. Apel (SPD) : Ja. 

Pieroth (CDU/CSU) : Würden Sie mir bestätigen, 
daß bei der Rechnung, nach der der Beteiligungslohn

-

gesetzentwurf 4 1/2 Milliarden DM kosten würde, 
die Zahl berücksichtigt werden muß, die an Kosten 
auf den Staat dadurch zukommen, daß das 624-DM- 
Gesetz in Anspruch genommen wird, und daß, wenn 
Ihre Zielsetzung, alle Arbeitnehmer am 624-DM- 
Gesetz partizipieren zu lassen, erreicht wäre, der 
gleiche Betrag verwandt werden müßte? 

Dr. Apel (SPD) : Ja, aber dann sehe ich nicht ein 
— und das haben ja Klügere in diesem Saal gesagt, 
die davon etwas verstehen —, was dann Ihr Plan 
eigentlich noch mehr bringt. Aber ich bitte Sie, dar-
über müssen Sie mit Fachleuten reden. Ich kann 
Ihnen hier nur sagen, Ihr Plan kostet 4,5 Milliarden 
DM, es sei denn, sie wollten das 624-DM-Gesetz 
damit vom Tisch wischen. 

Lassen sie mich abschließen. Wir haben alles an-
dere als die Absicht, in dieser Debatte über die in-
neren Reformen und in den kommenden Debatten 
über Konjunktur- und Wirtschaftspolitik den Ver-
such zu unternehmen, die Preissteigerungsraten, die 
zur Zeit in unserem Lande sind, zu verniedlichen. 
Alles andere als das ist unsere Absicht. Nur, meine 
Damen und Herren von der Opposition, ich warne 
Sie im Interesse dieses Landes davor, die Zahlen, , 

die wir alle kennen, zur Demagogik zu mißbrau-
chen. Bitte, lassen Sie uns diese Dinge nüchtern und 
sachlich debattieren. Lassen Sie uns zur Kenntnis 
nehmen, daß es erstens eine importierte Inflation 
gibt und insofern die Vergleichszahlen mit den 
Preissteigerungen anderer Länder — — 

(Abg. Rösing: Seit zehn Jahren!) 

— Aber, Herr Rösing, da gab es nicht diese Preis-
steigerungsraten anderer Länder. Daß es also ne-
ben dem Element der importierten Inflation 

(Abg. Dr. Evers: Die hausgemachte gibt!) 

das Problem, daß es durch das — — Sie haben mich 
direkt durcheinandergebracht, Herr Dr. Evers. 

(Heiterkeit.) 

Durch die Tatsache der importierten Inflation gibt 
es eben doch Auswirkungen der Preissteigerungs-
raten anderer europäischer und westlicher Industrie-
nationen, die doch nicht weggewischt werden kön-
nen. Sie werden durch das Floaten gemildert, aber 
das Floaten wollen Sie ja aufgeben, das hört man 
ja immer wieder. Das muß man zur Kenntnis neh-
men. Hier ist die Macht einer Bundesregierung weit-
gehend zu Ende, auch zu Ende, wenn sie den § 23 
des Außenwirtschaftsgesetzes anwendet. Das bringt 
nichts. 

Zweitens. Wir haben auch eine hausgemachte 
Inflation, gut. Aber wir alle in diesem Haus be-
kennen uns doch zur Tarifautonomie der Sozialpart-
ner. Wir haben doch soeben zur Kenntnis genommen 
— das wurde ja nicht bestritten, auch von Herrn 
Stücklen nicht —, daß dieses Haus mit den Besol-
dungsbeschlüssen auch seinen Anteil trägt. Und da-
neben — Herr Vogt, das haben Sie mir ja gestern 
gesagt, und das wiederhole ich jetzt hier; insofern 
erübrigt sich wahrscheinlich eine Zwischenfrage — 
gibt es eine Verantwortung der Bundesregierung für 
die Konjunkturpolitik. Diese Verantwortung haben 
wir bisher wahrgenommen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Eben nicht!) 

— Das bestreiten Sie. Während Sie sich bei jedem 
Entschluß der Mitarbeit entzogen haben, indem Sie 
nein gesagt haben, haben wir viermal kräftig zu-
gelangt. Und was wäre eigentlich passiert, Herr Dr. 
Müller-Hermann, wenn wir es nicht getan hätten, 
wenn Sie Wirtschaftspolitik betrieben hätten? Wo 
wären wir dann eigentlich heute mit den Preissteige-
rungsraten? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, wollen Sie noch eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Vogt und des Herrn 
Abgeordneten Müller-Hermann zulassen? 

Dr. Apel (SPD) : Herr Vogt sitzt gerade. Nehmen 
wir Herrn Müller-Hermann. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Dann nehmen wir noch die Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneter Dr. Müller-Hermann. Bitte! 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 154. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 2. Dezember 1971 	8879 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Apel, wann wird denn eigentlich diese Koalition, 
die uns Schwarzmalerei vorwirft und selbst eine 
ständige Schönfärberei betreibt, 

(Widerspruch bei der SPD) 

aufhören, alles, was gut geht, an ihre Fahnen zu 
heften und für alles, was nicht funktioniert, ein 
Alibi zu suchen, ganz gleich, ob es das Ausland ist, 
ob es die Tarifpartner sind, die schlechte Politik der 
Länder und Gemeinden, der Spekulanten, der Haus-
besitzer oder der CDU/CSU-Opposition? Sind Sie 
nicht auch der Meinung, daß zur Wahrnehmung von 
Regierungsverantwortlichkeit auch der Mut gehört, 
die schlechten Seiten dieser Politik sich selbst zuzu-
schreiben und nicht immer die Schuld auf andere zu 
schieben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dr. Apel (SPD) : Herr Dr. Müller-Hermann, das 
war ja eine sehr lange Frage, aber es erspart viel-
leicht einen Debattenbeitrag hier oben. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: So war es auch 
aufzufassen!) 

— Gut. Das tut doch hier gar keiner. Wer malt denn 
hier eigentlich schön? Herr Staatssekretär Hermsdorf 
hat die Haushaltsproblematik dargestellt. Er hat sich 
nur dagegen gewandt, daß Übertreibungen in der 
Art, wie sie vorgetragen wurden, akzeptiert werden. 
Ich habe Ihnen deutlich gesagt, daß die Preissteige-
rungsraten für uns ein tiefes Problem sind und daß 
wir deswegen diesem Problem weiter unsere zen-
trale Aufmerksamkeit widmen müssen. Wir haben 
in anderen Punkten zur Debatte über die innere 
Reform deutlich gemacht, wo hier Probleme liegen. 
Was wir nur nicht akzeptieren können, das ist in 
der Tat die Art von Debatteführung und Panik-
mache, die Sie hier versuchen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Jetzt kommen 
Sie wieder mit der Panikmache!) 

— Herr Dr. Müller-Hermann, wenn ich Ihnen hier 
gesagt habe, daß wir Probleme haben, dann müssen 
Sie bitte aber auch gleichzeitig zur Kenntnis neh-
men, daß wir versuchen, auf diese Probleme Ant-
worten zu geben, während Sie den Versuch gar nicht 
erst unternehmen, sondern im Stile von Herrn 
Stücklen polemisieren und sogar noch in sich nicht 
logisch und inkonsequent polemisieren. Dies ist der 
Unterschied zwischen Ihnen und uns. Dies ist aber 
auch — das hat die Zwischenfrage meines Kollegen 
Möller deutlich gemacht — der Unterschied zwi-
schen der damaligen Opposition, der SPD, in den 
frühen sechziger Jahren und der heutigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Ich hatte ur-
sprünglich nicht die Absicht, diese ohnehin schon 
ausgeuferte Debatte zu verlängern. Aber eine Reihe 

von Rednern von Herrn Häfele bis zu Herrn Stück-
len haben mich veranlaßt, doch wenigstens fünf 
Minuten Ihrer Zeit in Anspruch zu nehmen. 

Herr Kollege Stücklen, Sie haben zum Abschluß 
Ihrer Ausführungen festgestellt, daß Sie mit der Be-
antwortung der Fragen nicht zufrieden sind. Es 
wäre auch etwas Ungewöhnliches, wenn eine Oppo-
sition mit den Antworten, die sie bekommen hat, 
zufrieden wäre. So kenne ich das in diesem Hause, 
solange ich diesem Hause angehöre, ob als Opposi-
tion oder in der Regierungsverantwortung. 

Aber ich möchte für die Freien Demokraten fest-
stellen: die Fragen, die Sie gestellt haben, sind in 
der Drucksache VI/2709 schriftlich beantwortet, sie 
sind in der Debatte durch die Redner der Koalitions-
fraktionen in diesen beiden Tagen vertieft beant-
wortet worden, sie sind auch beantwortet durch 
die Drucksache VI/2651, nämlich die Finanzplanung 
des Bundes von 1971 bis 1975 und sie sind beant-
wortet durch die Drucksache VI/1953, nämlich die 
Antwort der Bundesregierung vom März 1971 auf 
Ihre damalige Große Anfrage. 

(Abg. van Delden: Sind Sie denn mit den 
Antworten zufrieden, Herr Spitzmüller?) 

— Herr Kollege van Delden, ich möchte dazu nur 
sagen, ein Politiker sollte eigentlich nie voll zu-
frieden sein; denn die Aufgabe eines Politikers ist 
es immer, kritisch an die Dinge heranzugehen. Nur 
wenn er kritisch herangeht, kann er sie in eine 
bessere Richtung vorwärtsbewegen. 

(Allgemeiner Beifall. — Abg. Dr. Müller

-

Hermann: Das ist fast ein versöhnlicher Ab

-

schluß!) 

Ein Zweites. Herr Kollege Stücklen, Sie haben uns 
— darauf hat Herr Kollege Apel schon hingewie-
sen — vorgeworfen, wenn wir reformieren wollten, 
koste das Geld, man müsse das den Leuten sagen 
und man müsse notfalls bereit sein, den Leuten 
Opfer zuzumuten. Nun, als die Konjunktur über-
schäumte und wir zur Stabilisierung den Leuten mit 
dem Konjunkturzuschlag ein Opfer zumuteten, ha-
ben Sie als Opposition leider zu diesem Opfer nein 
gesagt. Das müssen wir hier auch festhalten und 
feststellen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Nein, ich habe mir fünf Minuten vorgenommen, 
ich bitte um Verständnis. 

Was die Frage des Beteiligungslohnes anbelangt, 
so glaube ich, daß das ein liebenswerter Auftakt 
für die Mittelstandsdebatte ist, die wir in der näch-
sten Woche hier zu absolvieren haben. Da werden 
wir mit Sicherheit noch einmal auf diese Frage zu-
rückkommen können. 

Der wirkliche Grund, warum ich hier heraufge-
gangen bin, ist die Tatsache, daß Herr Kollege Hä-
fele begonnen hat, sich mit Parteitagsbeschlüssen der 
SPD auseinanderzusetzen. Es mag sicherlich reizvoll 
sein, sich mit jeweiligen Parteitagsbeschlüssen im 
Parlament auseinanderzusetzen. Aber ich glaube, 
daß dies hier der falsche Ort ist und daß es zumin-
dest der falsche Tagesordnungspunkt war; denn 
mit dem Arbeitsprogramm der Bundesregierung zu 
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den inneren Reformen in der 6. Legislaturperiode 
haben diese Beschlüsse des SPD-Parteitags wahr-
haftig nichts zu tun. Für die Steuerreform sind die 
Eckwerte entscheidend, wie sie vom Kabinett in der 
Steuerreform festgesetzt worden sind. 

Meine Damen und Herren, solche Parteitage aber, 
wie sie die Freien Demokraten und wie sie die So-
zialdemokraten gehabt haben, dienen der öffent-
lichen Meinungsbildung mehr als die vielfältigen 
Verlautbarungen aller möglichen Arbeitskreise und 
Ausschüsse der CDU/CSU, die sich nämlich oft 
diametral entgegenstehen. Hier muß man einfach 
zur Kenntnis nehmen, daß solche Parteitage und 
ihre Beschlüsse ein Teil der Meinungsbildung sind, 
aber daß sie nicht sofort in die Regierungsarbeit 
einfließen können. Von daher habe ich sehr bedau-
ert, daß diese Beschlüsse hier so intensiv diskutiert 
worden sind; denn sie haben mit dem Punkt 2 der 
Tagesordnung nichts zu tun. 

(Abg. Rösing: Wieso nicht?) 

Das möchte ich für die Freien Demokraten noch ein-
mal ausdrücklich feststellen. Die Eckwerte, die auf 
dem sozialdemokratischen Parteitag beschlossen 
worden sind, werden in die regierungsamtliche Poli-
tik sicherlich nicht einfließen, wenn die Freien De-
mokraten Regierungspartner sind. 

(Abg. Rösing: Sehr interessant!) 

Zum Letzten. Herr Kollege Stücklen, ich glaube, 
Sie könnten doch aus den vielfältigen Erfahrungen 
dieses Parlaments die Überzeugung mitnehmen, daß 
auch diese Regierung niemals ein Gesetz vorlegen 
wird, das die Wirtschaft lähmen oder sie in ihrer 
Substanz gefährden wird. Denn ich glaube, alle Mi-
nister und alle Abgeordneten der Koalition haben 
zu allen Zeiten deutlich gemacht, daß unsere ge-
samte Leistungsfähigkeit im Innern wie im Äußern 
entscheidend davon abhängt, wie stark die Wirt-
schaftskraft der Bundesrepublik ist und bleiben wird. 
Daß jede Regierung die Aufgabe haben wird, diese 
Wirtschaftskraft zu erhalten, das ist, glaube ich, eine 
Selbstverständlichkeit. Deshalb sollte man hier nicht 
gelegentlich mit Unterstellungen arbeiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, damit ist die Debatte 
über die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betreffend Arbeitsprogramm der Bundesregierung 
zu den inneren Reformen in der 6. Legislaturperiode 
abgeschlossen. 

Auf Grund interfraktioneller Vereinbarung wird 
das Umweltprogramm der Bundesregierung — 
Drucksache VI/2710 — morgen früh aufgerufen. 

Ich rufe nunmehr den Punkt 4 der heutigen Tages-
ordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Dr. Evers, Dr. Eyrich, Burger, Bie-
chele, Dr. Schmidt (Wuppertal) und Genossen 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 
— Drucksache VI/2131 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirt-
schaft (8. Ausschuß) 

— Drucksache VI/2797 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schacht-
schabel 

(Erste Beratung 123. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, wir treten in die zweite 
Beratung ein. Das Wort wird nicht gewünscht. Ich 
rufe auf Art. 1, Art. 2, Art. 3, Einleitung und Über-
schrift. Wer dem Gesetz in der zweiten Beratung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Einstimmige Beschlußfassung. 

Wir treten ein in die 

dritte Beratung. 

Das Wort wird gewünscht von Herrn Abgeordneten 
Evers. 

Ich darf noch feststellen, daß der Herr Bericht-
erstatter auf eine mündliche Ergänzung seines Be-
richtes verzichtet hat. 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die Fraktion der 
CDU/CSU begrüßt es, daß diese Gesetzesinitiative 
der CDU/CSU eine Mehrheit in diesem Hause fin-
det, nachdem sie im zuständigen Wirtschaftsaus-
schuß einstimmig befürwortet und auch in der zwei-
ten Lesung soeben einstimmig beschlossen worden 
ist. Wir begrüßen dies insbesondere deswegen, weil 
sich die sozialdemokratische Fraktion damit als in 
diesem Punkt einsichtiger erwiesen hat als das 
Wirtschafts- und Finanzministerium, dessen Mini-
ster ebenfalls von dieser Fraktion gestellt wird. Ich 
hatte, bevor wir diesen Gesetzesantrag einbrach-
ten, die gleiche Problematik in einer Kleinen An-
frage der Bundesregierung vorgelegt, und der dama-
lige Parlamentarische Staatssekretär beim damali-
gen Wirtschaftsminister hat in einer schriftlichen 
Antwort mitgeteilt, daß das Ministerium das Anlie-
gen begrüße, um das es uns hier gehe, daß aber 
ein dringendes Bedürfnis zu einer Gesetzesänderung 
nach Meinung der Bundesregierung nicht bestehe. 

(Abg. Rösing: Hört! Hört!) 

Wir sind sehr froh, daß der Deutsche Bundestag 
hier eine andere und bessere Auffassung vertreten 
hat. Denn an diesen Dingen zeigt sich die tatsäch-
liche Sozialfreundlichkeit des Hauses und einer 
Regierung. 

Worum geht es, meine sehr geehrten Damen und 
Herren? Es geht darum, daß in Zukunft Bürger, die 
von einem gesetzlichen Sparguthaben Abhebungen 
vornehmen, dann in geringerem Maße mit Straf-
zinsen belegt werden, wenn sie mehr als 1000 DM 
ihres eigenen Kontos verfügungsberechtigt haben 
möchten. Nach der gegenwärtigen, aus der Vor-
kriegszeit stammenden Regelung, ist es nur möglich, 
von einem Sparguthaben mit gesetzlicher Kündi-
gungsfrist 1000 DM abzuheben. Wer mehr abhebt, 
muß für den überschießenden Betrag eine Verzin-
sung entrichten, so als ob er von der Bank ein Dar- 
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lehen gewährt bekäme. Wir meinen, daß diese 
Regelung mit einem Betrag von 1000 DM dringend 
der Anpassung bedarf. Die Gesetzesinitiative, die 
heute hier von Ihnen verabschiedet werden wird, 
bezweckt, diesen Betrag auf 2000 DM anzuheben; 
eine zeitgemäße Erhöhung dieses Betrages, nach-
dem nunmehr über 30 Jahre seit der Festsetzung 
des Betrages auf 1000 DM monatlich verstrichen 
sind. 

Wir verbinden mit diesem Antrag die Erwartung 
und die Aufforderung an die Regierung, daß diese 
Erhöhung des frei abzuhebenden Betrages nicht da-
zu benutzt werden möge, nunmehr den Kapital-
marktcharakter der Sparguthaben zu verändern. Wir 
sind der Überzeugung und ich möchte dies als 
einen Wunsch hier ausdrücklich vorbringen —, daß 
im Rahmen des Liquiditätsgrundsatzes II die Dek-
kungsfähigkeit der Sparguthaben bei der Liquidi-
tätsberechnung unverändert aufrechterhalten blei-
ben sollte, weil die Anpassung des Betrages von 
1000 DM auf 2000 DM keine strukturelle Verände-
rung beinhaltet, sondern die Anhebung einer 
Grenze, die infolge der in dieser Zeit eingetretenen 
Preisentwicklung nicht mehr den Verhältnissen an-
gemessen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Professor Dr. 
Schachtschabel. 

Dr. Schachtschabel (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, daß es ratsam ist 
und zweckmäßig erscheint, zuerst einmal einen Hin-
weis darauf zu geben, daß die hier anstehende 
Erhöhung des Abhebungsbetrages nach dem Kredit-
wesengesetz sozusagen in der Luft liegt. Es ist nicht 
so, daß sich die Bundesregierung dagegen gesperrt 
hätte, sondern es ist so, daß eine Novellierung des 
Kreditwesengesetzes ansteht und daß im Zuge die-
ser Novellierung auch die Anhebung des Abhe-
bungsbetrages vorgesehen ist. 

Wir haben uns 	und ich darf für die FDP-Bun

-

destagsfraktion wie auch für die SPD-Bundestags-
fraktion sprechen — sowohl über die Notwendigkeit 
dieser Anhebung des Abhebungsbetrages unterhal-
ten, wie wir auch vor allen Dingen die Wirkungen 
geprüft haben. Denn das damalige Kreditwesen-
gesetz in der ursprünglichen Fassung ist doch davon 
ausgegangen, in erster Linie einen Schutz für die 
Kreditinstitute aufzubauen. Wir müssen den ganzen 
Vorgang im Zusammenhang mit den damaligen 
Bankenzusammenbrüchen sehen. 

Der ursprüngliche Betrag war mit nur 300 Reichs-
mark angesetzt; er ist dann erst im Jahre 1938 auf 
1000 Reichsmark erhöht worden. Aber selbst im 
Jahre 1961, als die Möglichkeit bestand, den Abhe-
bungsbetrag schon zu erhöhen, ist der Betrag von 
1000 Mark beibehalten worden und auch in dieser 
Höhe in das Gesetz eingegangen. 

Die jetzt vorgeschlagene Erhöhung hat insofern 
ihre Berechtigung, als seit Jahren eine starke 
Sparneigung breitester Bevölkerungsschichten fest

-

zustellen ist. Wenn dieser Vorgang berücksichtigt 
wird, erscheint eine Erhöhung des Abhebungs-
betrages durchaus vertretbar, ohne daß die zu er-
wartenden Abhebungen den Schutz der Kredit-
institute beeinträchtigten. 

Viel wichtiger erscheint es uns aus der Sicht der 
FDP- wie der SPD-Bundestagsfraktion aber, die Er-
höhung des Abhebungsbetrages im Interesse der 
Sparer zu sehen. Denn in Anbetracht wesentlich 
erhöhter Sparguthaben sowie eines allgemein ge-
hobenen Lebensstandards erscheint es zweckmäßig, 
eine solche Erhöhung vorzunehmen. 

Der Antrag kommt, wie wir gehört haben, aus 
der CDU/CSU-Fraktion. Ich verweise auch auf die 
Drucksache VI/2131, wo die nähere Begründung 
gegeben ist. Und dabei, meine Damen und Herren, 
glaube ich auch feststellen zu können, ohne daß 
ich damit diesen Antrag kritisieren möchte, daß 
ein Antrag auf eine solche Erhöhung, wenn man in 
den letzten Monaten die diesbezügliche Diskussion 
in den wirtschaftswissenschaftlichen Zeitschriften 
verfolgt hat, regelrecht nahegelegen hat und daß 
wir das auch entsprechend berücksichtigt haben. 

Allerdings ist noch zu vermerken — darauf 
mache ich zum Schluß noch einmal aufmerksam —, 
daß der Antrag eine Regelung innerhalb der an-
stehenden Novellierung des Kreditwesengesetzes 
vorwegnimmt. In unseren Kreisen ist sogar geltend 
gemacht worden, ob nicht sofort eine stärkere Er-
höhung vorgesehen werden könnte. Wir haben 
uns aber hierbei dem Antrag der CDU/CSU ange

-

geschlossen. Das ist nach Lage der Dinge vertret-
bar, denn auch die Bundesregierung beabsichtigt, 
bei dieser soeben von mir erwähnten Novellierung 
den Abhebungsbetrag heraufzusetzen, wobei die 
künftige Höhe des Betrages dann näher zu er-
örtern wäre. 

Ich kann zusammenfassend sagen, daß somit 
auch die FDP- sowie die SPD-Bundestagsfraktion 
dem Antrag in Drucksache VI/2797 und damit der 
genannten Erhöhung des Abhebungsbetrages ihre 
Zustimmung geben können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache in der dritten Beratung. 

Wer dem Gesetz in der dritten Beratung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. 
- - Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Ich 
stelle einstimmige Beschlußfassung fest. 

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
21. Mai 1971 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Argentinischen Repu-
blik über das Einlaufen von Reaktorschiffen 
in argentinische Gewässer und ihren Aufent-
halt in argentinischen Häfen 

Drucksache VI/2655 — 
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Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Verkehr und für das Post- und Fernmelde-
wesen (13. Ausschuß) 

— Drucksache VI/2808 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Matthes 
(Erste Beratung 140. Sitzung) 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf eine Er-
gänzung seines Schriftlichen Berichts. 

Ich rufe in zweiter Beratung auf Art. 1, Art. 2, 
Art. 3, Einleitung und Überschrift. — Wer dem 
Gesetz in der zweiten Beratung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Ich stelle ein-
stimmige Beschlußfassung fest. 

Das Wort zur Schlußabstimmung wird nicht ge-
wünscht. Wer dem Gesetzentwurf in der Schluß-
abstimmung zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Ich stelle einstimmige Beschlußfassung 
fest. 

Punkt 6 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu ,dem Vertrag vom 
29. Januar 1971 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Portugiesischen Repu-
blik über die Benutzung portugiesischer Ge-
wässer und Häfen durch N. S. „Otto Hahn" 
— Drucksache VI/2657 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ver-
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 
— Drucksache VI/2809 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Matthes 
(Erste Beratung 140. Sitzung) 

Der Herr Berichterstatter hält eine Ergänzung 
seines Schriftlichen Berichts nicht für notwendig. 

Ich rufe in zweiter Beratung die Artikel 1, 2 und 
3 sowie Einleitung und Überschrift auf. — Wer dem 
Gesetzentwurf in der zweiten Beratung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Angenommen. 

Das Wort zur Schlußabstimmung wird nicht ge-
wünscht. Wer dem Vertrag in der Schlußabstim-
mung zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Ich stelle einstimmige Beschlußfassung fest. 

Punkt 7 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Durchführung des mittelfristi-
gen finanziellen Beistands in der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft 
— Drucksache VI/2431 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaft (8. Ausschuß) 
— Drucksache VI/2827 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Sprung 
(Erste Beratung 145. Sitzung) 

Der Herr Berichterstatter, der Abgeordnete Dr. 
Sprung, hat um eine kurze Ergänzung seines Schrift-
lichen Berichts gebeten. 

Dr. Sprung (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich nehme Bezug auf den vor-
liegenden Schriftlichen Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaft Drucksache VI/2827. Im Abschnitt A die-
ses Berichts wird darauf hingewiesen, daß der Wirt

-

schaftsausschuß den Gesetzentwurf behandelt und 
ihm vorbehaltlich einer abweichenden Stellung-
nahme des mitberatenden Haushaltsausschusses zu-
gestimmt hat. Auch der Haushaltsausschuß stimmt 
dem Gesetzentwurf zu, mit dem er sich erst in sei-
ner heutigen Sitzung befassen konnte. 

Zum Antrag des Wirtschaftsausschusses, der unter 
B wiedergegeben ist, bittet der Haushaltsausschuß 
jedoch, die Ziffer 2 dahin zu ergänzen, daß neben 
dem Wirtschaftsausschuß auch der Haushaltsaus-
schuß laufend über wichtige Entwicklungen im Be-
reich des mittelfristigen Beistands unterrichtet wird. 
Ich bitte daher, den Antrag des Wirtschaftsausschus-
ses insoweit zu ergänzen. Die Ziffer 2 des Antrags 
erhält damit folgenden Wortlaut: 

die Bundesregierung wird ersucht, den Wirt-
schaftsausschuß und den Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages laufend über wichtige 
Entwicklungen im Bereich des mittelfristigen 
Beistands zu unterrichten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter für die Ergän-
zung des Schriftlichen Berichts, die, wie ich anneh-
me, im Einvernehmen mit allen Fraktionen erfolgt. 

Wir treten in die zweite Beratung ein. Das Wort 
wird nicht gewünscht. Ich rufe Art. 1, 2 und 3 sowie 
Einleitung und Überschrift auf. Wer den aufgerufe-
nen Artikeln, der Einleitung und der Überschrift in 
der zweiten Beratung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. -- Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetz in 
der dritten Beratung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Ich stelle einstimmige Beschlußfas-
sung fest. 

Wir haben noch über den Antrag des Ausschus-
ses unter Ziffer 2 in der vom Herrn Berichterstatter 
vorgeschlagenen ergänzten Form zu befinden. Wer 
diesem Antrag mit der vorgetragenen Ergänzung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstim-
mig angenommen. 

Zu Punkt 8 der Tagesordnung, dem Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung der Pfändungsfrei

-

grenzen, muß ich Ihnen leider mitteilen, daß ein 
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Punkt morgen aufgerufen wird. 

Ich rufe die Punkte 9, 11 und 12 auf: 

9. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Steuerbeamten-Ausbildungs-
gesetzes 
— Drucksache VI/2800 —

11. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung der Justizbeitreibungsordnung 
— Drucksache VI/2855 — 

12. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
den Verkehr mit DDT (DDT-Gesetz) 
— Drucksache VI/2857 — 

Ich stelle fest, daß das Wort dazu nicht gewünscht 
wird. 

Die Überweisungsvorschläge des Ältestenrates 
bitte ich Sie aus der Tagesordnung zu ersehen. Ist 
das Haus mit den vorgeschlagenen Überweisungen 
einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Damit sind überwiesen das Gesetz zur Änderung 
des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes an den Fi-
nanzausschuß und den Innenausschuß, das Gesetz 
zur Änderung der Justizbeitreibungsordnung an den 
Rechtsausschuß und das DDT-Gesetz an den Aus-
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit als feder-
führenden Ausschuß sowie an den Innenausschuß 
und den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zur Mitberatung. 

Ich rufe nunmehr Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes betreffend die Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
— Drucksache VI/2854 — 

Das Wort zur Begründung wünscht zunächst Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Bayerl. 

Dr. Bayerl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die 
Bundesregierung legt dem Hohen Hause heute den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen-
schaften vor. Mit diesem Entwurf setzt die Bundes-
regierung die Bemühungen fort, die Rechtsformen, 
die den Wirtschaftsunternehmen nach geltendem 
Recht zur Verfügung stehen, in ihrem Aufbau und 
ihrer Ausgestaltung den heutigen Anforderungen 
des Wirtschaftslebens anzupassen. Im Jahre 1965 
wurde ein neues Aktengesetz verabschiedet. In 
Kürze wird Ihnen der Entwurf eines neuen GmbH-
Gesetzes vorgelegt werden. Mit dem dritten großen 
gesellschaftsrechtlichen Gesetz werden Sie heute 
befaßt. 

Der Entwurf zielt nicht auf eine Gesamtreform des 
Genossenschaftsgesetzes ab. Er begnügt sich mit 
einer Novellierung. Für eine Gesamtreform, wie sie 
zu Beginn der sechziger Jahre versucht worden ist, 
hat sich die Zeit als noch nicht reif erwiesen. Die 
Zeit hätte auch nicht ausgereicht, einen Gesetzent-
wurf in dieser Legislaturperiode vorbereiten und 
vorlegen zu können. Andererseits hat sich heraus-
gestellt, daß die Genossenschaften, wenn sie im 
Wettbewerb bestehen wollen, nicht auf die Gesamt-
reform warten können, sondern der sofortigen Hilfe 
des Gesetzgebers durch gezielte, punktuelle Reform-
maßnahmen bedürfen. Das Ziel einer Gesamtreform 
sollten wir aber nicht aus dem Auge verlieren. Die 
Novelle ist so angelegt, daß die besonders dringlich 
gewordenen Maßnahmen, die sie vorwegnimmt, 
einer künftigen Gesamtreform nicht im Wege stehen. 

Die Änderungen und Ergänzungen des Genossen-
schaftsgesetzes durch die Novelle sind umfangreich 
und in einigen Punkten sehr einschneidend. Den 
Genossenschaften werden einige völlig neue Ge-
staltungsmöglichkeiten eröffnet, die man in den An-
fängen nach dem Erlaß des Genossenschaftsgesetzes 
im Jahre 1889 noch gar nicht für möglich oder sogar 
als mit dem Gedankengut der Genossenschaftsbe-
wegung nicht vereinbar gehalten haben würde. 
Ebenso wie die wirtschaftlichen Gegebenheiten ha-
ben sich aber auch die Auffassungen über die Stel-
lung der Genossenschaften im Wirtschaftsleben ge-
ändert. Jetzt kommt es darauf an, die gesetzlichen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß auch die 
Genossenschaften als schlagkräftige Unternehmen 
ihren Platz in unserer Wirtschaft auch unter den An-
forderungen des härter werdenden Wettbewerbs be-
haupten können. Vornehmlich diesem Ziel dient die 
Novelle. Sie soll den Übergang zu einem insgesamt 
erneuerten Genossenschaftsgesetz ebnen und einige 
wesentliche Reformmaßnahmen bereits jetzt vor-
wegnehmen. 

Der Entwurf soll den Genossenschaften in erster 
Linie durch die Gewährung größerer Statutenfreiheit 
die Möglichkeiten einräumen, die sie brauchen, um 
sich auf die heutigen wirtschaftlichen Bedürfnisse 
einstellen zu können. Die neuen Geltungs- und Ge-
staltungsmöglichkeiten durch das Statut müssen aber 
dort ihre Grenze finden, wo das bewährte und echt 
demokratische Personalprinzip des Genossenschafts-
wesens so stark beeinträchtigt würde, daß es nicht 
mehr das Wesensmerkmal der Genossenschaft wäre. 
Der Grundsatz, daß die Genossenschaft das Unter-
nehmen aller ihrer Mitglieder ist und in erster Linie 
deren Interessen zu fördern bestimmt ist, muß er-
halten bleiben. Die Genossenschaft als Personenge-
meinschaft zu erhalten und zu verhindern, daß eine 
Abwanderung in andere Rechtsformen stattfindet, 
war deshalb einer der entscheidenden Leitgedanken 
der Novelle. 

Der Entwurf will sein Ziel vornehmlich auf zwei 
Wegen erreichen. 

Erstens sollen organisatorische Maßnahmen die 
Handlungsfähigkeit der Genossenschaften als Unter-
nehmen im Wettbewerb verbessern. In diesem Zu-
sammenhang ist vor allem die Stärkung der Stel-
lung des Vorstandes hervorzuheben. Ähnlich wie 
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der Vorstand der Aktiengesellschaft soll der Vor-
stand der Genossenschaft künftig das Unternehmen 
eigenverantwortlich leiten. Hierdurch wird nicht nur 
eine beweglichere Geschäftsführung ermöglicht, die 
schnell und sachgerecht auf wechselnde Gegeben-
heiten reagieren kann. Es wird den Genossenschaf-
ten auch leichter werden, für ihre Führungsaufgaben 
geeignete Unternehmerpersönlichkeiten zu gewin-
nen. Dies wird auch nicht ohne Einfluß auf die Stel-
lung der Genossenschaften im Wettbewerb mit Un-
ternehmen anderer Rechtsformen bleiben. 

Auf organisationsrechtlichem Gebiet ist ferner 
zu erwähnen, daß auch Genossenschaften künftig 
Prokuristen und Generalbevollmächtigte sollen be-
stellen können. Dies gibt ihren Vorständen die Mög-
lichkeit, Aufgaben und Entscheidungen zu delegie-
ren. Das ist in einem großen genossenschaftlichen 
Unternehmen genauso nötig und sinnvoll wie in 
einem vergleichbaren Unternehmen anderer Rechts-
form. 

Der zweite Schwerpunkt der Novelle sind Maß-
nahmen zur Erleichterung der Eigenkapitalbildung. 
Diese Maßnahmen sind unterschiedlicher Art und 
suchen die Lösung des Problems, die genossenschaft-
liche Eigenkapitalbasis ohne Beeinträchtigung der 
personalistischen Struktur der Genossenschaft zu 
stärken, auf verschiedenen Wegen zu erreichen. 
Diese Wege werden durch die Novelle jedoch nur 
geöffnet. Ob die einzelnen Genossenschaften sie 
beschreiten, insbesondere ob sie das von uns ins 
Auge gefaßte Ziel auf diesem oder jenem oder auch 
auf mehreren der durch den Gesetzentwurf gang-
bar gemachten Wege zu erreichen versuchen, ist 
ihre Sache. Die Novelle gewährt in diesen Fragen 
Statutenfreiheit. Die Bundesregierung ist nicht der 
Auffassung, daß den Genossenschaften bestimmte 
ordnungspolitische Vorstellungen aufgenötigt oder 
sonst durch zwingende Vorschriften einzelne Ge-
staltungsformen vorgeschrieben werden sollten. Sie 
hält die grundsätzliche Statutenfreiheit zumindest 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen für ein 
Grundprinzip des Genossenschaftwesens. 

Wie ich schon erwähnte, hält die Bundesregierung 
die Novelle für dringlich. Das ist auch die Meinung 
der Genossenschaftsverbände. Ich freue mich, daß 
die Verbände nicht nur in diesem Punkt mit mir 
übereinstimmen, sondern vor allem auch den Inhalt 
des Entwurfs sehr begrüßen. Es mag noch den einen 
oder anderen offenen Wunsch vor allem einzelner 
Genossenschaftszweige geben. Aber insgesamt be-
stärkt mich das allgemeine positive Echo, das der 
Entwurf in der Öffentlichkeit gefunden hat, in der 
Hoffnung, daß seine Regelungen dazu beitragen 
werden, die genossenschaftliche Rechtsform auch 
weiterhin attraktiv und praktikabel zu gestalten und 
so zu verhindern daß diese gesunde und demokra-
tische Unternehmensform durch andere Rechtsfor-
men verdrängt wird. 

Namens der Bundesregierung darf ich das Hohe 
Haus bitten, den Entwurf möglichst bald zu beraten 
und zu verabschieden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Gnädinger. 

Gnädinger (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die sozialdemokrati-
sche Bundestagsfraktion begrüßt die Vorlage einer 
Novelle zum Genossenschaftsgesetz durch die Bun-
desregierung. Wir sind damit einverstanden, daß 
zunächst die dringendsten Probleme in Angriff ge-
nommen werden, die eine Verabschiedung noch in 
dieser Legislaturperiode ermöglichen. Ich bin dem 
Herrn Staatssekretär dankbar für die Erklärung, daß 
die Gesamtreform nicht aus dem Auge verloren 
werden soll. 

Ich glaube, alle Beteiligten sind sich darüber 
einig, daß die Wettbewerbsfähigkeit der Genossen-
schaft gegenüber Unternehmen anderer Rechtsfor-
men gestärkt werden muß. Dazu gehört, daß wir 
auch den Eintritt in eine Genossenschaft attraktiver 
machen. Die Regierungsvorlage macht dazu einige 
begrüßenswerte und konkrete Vorschläge. 

In aller Kürze möchte ich noch ein Problem an-
sprechen, nämlich die Zulassung von Mehrstimm-
rechten nach der Regierungsvorlage. Ich glaube, 
daß wir diese Frage in den Ausschußberatungen mit 
besonderer Sorgfalt werden prüfen müssen. Immer-
hin wird hier einer der Grundsätze des Genossen-
schaftsrechts geändert. Die Zulassung von Mehr-
stimmrechten ist im Entwurf allerdings stark ein-
geschränkt; die Zahl wird auf drei beschränkt, und 
die Möglichkeit, von Mehrstimmrechten Gebrauch zu 
machen, wird gleichfalls begrenzt. Insgesamt scheint 
jedoch eine solche Regelung im Sinne einer besse-
ren Attraktivität der Genossenschaft begrüßenswert 
zu sein. 

Wir hoffen, daß nach Beratung und Verabschie-
dung dieser Novelle die Gesamtrevision des Ge-
nossenschaftsrechts nicht allzu lange auf sich warten 
lassen wird. Wir stimmen dem Vorschlag des Älte-
stenrates bezüglich der Überweisung an die Aus-
schüsse zu. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Der Über-
weisungsvorschlag des Ältestenrates wird nicht 
durch Anträge aus dem Hause ergänzt. - Ich stelle 
fest, daß das Haus dem Vorschlag des Ältestenrats 
zustimmt, die Vorlage an den Rechtsausschuß — fe-
derführend - sowie an den Ausschuß für Wirtschaft 
und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten zur Mitberatung zu überweisen. 

Ich schlage vor, daß wir Punkt 13 für heute von 
der Tagesordnung absetzen, damit die Fragestunde 
möglichst schnell begonnen werden kann. Wir 
werden Punkt 13 morgen aufrufen. 

Ich rufe Punkt 14 auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (7. Ausschuß) über die An-
träge des Bundesministers der Finanzen 

betr. Entlastung der Bundesregierung wegen 
der Bundeshaushaltsrechnung für das 
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Rechnungsjahr 1966 auf Grund der Be-
merkungen des Bundesrechnungshofes 

betr. Bundeshaushaltsrechnung für das Rech-
nungsjahr 1966 

hier: Nachträgliche Genehmigung der 
über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben 

Drucksachen V/4066, V/2925, VI/2818 —

Berichterstatter: Abgeordneter Esters 

Der Herr Berichterstatter wünscht keine Ergän-
zung des Berichtes. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Ich stelle ein-
stimmige Annahme fest. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (7. Ausschuß) über den An-
trag des Präsidenten des Bundesrechnungs-
hofes betr. Rechnung und Vermögensrech-
nung des Bundesrechnungshofes für das Rech-
nungsjahr 1966 — Einzelplan 20 — 

Drucksachen V/4055, VI/2819 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Esters 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf eine Er-
gänzung des Berichtes. — Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zustimmt, den 
darf ich um ein Zeichen bitten. — Ich danke. Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? -- Einstimmig an-
genommen. 

Punkt 16 der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (7. Ausschuß) über den An-
trag des Bundesministers für Wirtschaft und 
Finanzen betr. Veräußerung des Pionierwas-
serübungsplatzes Bützfleth an das Land Nie-
dersachsen 

Drucksachen VI/2548, VI/2820 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Bremer 

Der Berichterstatter wünscht keine Ergänzung und 
bittet um Zustimmung. 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Ich stelle einmütige Annahme fest. 

Ich rufe Punkt 17 auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) über den Antrag 
der Abgeordneten Dr. Bardens, Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim), Bay, Dr. Schmidt (Krefeld), 
Grüner, Jung, Frau Dr. Diemer-Nicolaus, Dr. 
Rutschke und der Fraktionen der SPD, FDP 
betr. thermische Belastung von Gewässern 
durch Kernkraftwerke 
— Drucksachen V1/740, VI/2826 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Gruhl 

Der Berichterstatter hat nicht um das Wort zur 
weiteren Ergänzung gebeten, sondern bittet, dem 
Antrag des Ausschusses unter Buchstabe B der 
Drucksache zuzustimmen. — Das Wort wird nicht 
begehrt. 

Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Ich stelle einmütige An-
nahme fest. 

Ich rufe Punkt 18 der heutigen Tagesordnung auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) über den Bericht 
des Bundesministers des Auswärtigen vom 
19. November 1970 betr. Rechtsstellung und 
Ausbildung der deutschen Beamten für inter-
nationale Aufgaben 
— Drucksachen VI/ 1465, V1/2829 —

Berichterstatter: Abgeordneter Biechele 

Der Herr Abgeordnete Biechele hat um das Wort 
zu einer kurzen Ergänzung seines Schriftlichen Be-
richts gebeten. Bitte, Herr Kollege! 

Biechele (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf den Schriftlichen Be-
richt des Innenausschusses -- Drucksache VI/2829 

- wie folgt ergänzen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung 
am 11. November 1971 vom Antrag des Innenaus-
schusses zustimmend Kenntnis genommen. In sei-
ner Mitteilung vom 16. November 1971 an den 
Vorsitzenden des Innenausschusses regt der Haus-
haltsausschuß an, daß über die Möglichkeiten der 
Zentralstelle für Arbeitsvermittlung in Frankfurt 
hinaus eine breitere Bekanntgabe der zu besetzen-
den Stellen für internationale Aufgaben erfolgt, 
urn möglichst viele Bewerbungen und dadurch auch 
eine größere Anzahl von qualifizierten Kräften zu 
erreichen. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Funcke.) 

Diese Anregung, die den Intentionen des Innen-
ausschusses durchaus entspricht, die uns aber we-
gen eines zeitlichen Mißverständnisses zu spät 
erreichte, darf ich als Berichterstatter aufnehmen 
und insoweit den Bericht des Innenausschusses 
ergänzen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Vielen Dank. 
Wird weiterhin das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Beschlußfassung. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! - Enthaltungen? - Es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 19 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Fi-
nanzausschusses (6. Ausschuß) über den von 
der Bundesregierung zur Unterrichtung vor-
gelegten 
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Entwurf einer Verordnung des Rates über 
die Begriffsbestimmung „Grenzverkehr" 

Vorschlag einer zweiten Richtlinie des Ra-
tes zur Harmonisierung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften über die Umsatzsteuern 
und Sonderverbrauchsteuern im grenzüber-
schreitenden Verkehr 

Bericht der Kommission über die Anwen-
dung der Richtlinie des Rates vom 28. Mai 
1969 zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Befreiung 
von den Umsatzsteuern und Sonderver-
brauchsteuern bei der Einfuhr im grenzüber-
schreitenden Reiseverkehr durch die Mit-
gliedstaaten 

— Drucksachen VI/2511, VI/2825 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Wagner 
(Trier) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Aus-
sprache gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Es  ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 20 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen (13. Ausschuß) über den 
Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
hier: Randziffer 229 betr. Verbesserung 

der Unfallrettung 

— Drucksachen aus VI/ 1350, VI/2846 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Seefeld 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? 
— Das ist nicht der Fall. — Das Wort zur Aus-
sprache wird nicht gewünscht. 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Es  ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen damit 
zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 

— Drucksache VI/2861 — 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
deskanzlers und des Bundeskanzleramtes. Bei bei-
den Fragen ist der Fragesteller mit schriftlicher Be-
antwortung einverstanden. Die Antworten werden 
in der Anlage abgedruckt. Damit ist dieser Ge-
schäftsbereich erledigt. 

Nunmehr ist an sich die Beantwortung der Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen vorgesehen. Meine Herren 
und Damen, sind Sie einverstanden, daß wir die 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz vorziehen, einerseits weil aus die-
sem Geschäftsbereich nur zwei Fragen vorliegen, 
andererseits weil Herr Staatssekretär Hermsdorf 
lange genug ausgeharrt hat und ihm eine kurze 

Pause zu gönnen ist? Ist der Herr Kollege Arndt 
einverstanden? — Dann ziehe ich die Fragen aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers der Ju-
stiz vor. 

Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Arndt auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß mehrere Bundesländer 
im Bundesrat eine Gesetzesinitiative zu ergreifen beabsichtigen, 
um das Inkrafttreten der §§ 64 und 65 des Zweiten Gesetzes zur 
Reform des Strafrechts vom 4. Juli 1969 (BGBl. I S. 717) auf den 
1. Januar 1976 zu verschieben? 

Herr Staatssekretär, bitte schön! 

Dr. Bayerl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz: Frau Präsident, 
gestatten Sie, daß ich die beiden Fragen 11 und 12 
gemeinsam beantworte? 

Vizepräsident Frau Funcke: Der Herr Frage-
steller ist einverstanden. Ich rufe auch die Frage 12 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung eine solche Initiative im 
Hinblick auf die Bedeutung der §§ 64 und 65 StGB n. F. für die 
Große Strafrechtsreform? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Dr. Bayerl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz: Herr Kollege Arndt, 
die Bundesregierung betrachtet die Reform des Maß-
regelrechts im Rahmen des Zweiten Gesetzes zur 
Reform des Strafrechts als ein Kernstück der Straf-
rechtsreform. Sie legt deshalb größten Wert darauf, 
daß das neue Maßregelrecht und damit auch die Vor-
schriften über die sozialtherapeutischen Anstalten 
und die Entziehungsanstalten so bald wie möglich 
in Kraft treten. 

Nach Art. 7 des Zweiten Gesetzes zur Reform des 
Strafrechts ist für das Inkrafttreten des neuen Maß-
regelrechts der 1. Oktober 1973 vorgesehen. In dem 
Entwurf eines Einführungsgesetzes zum Strafgesetz-
buch, der dem Hohen Hause demnächst vorgelegt 
werden wird, ist aus verwaltungstechnischen Grün-
den vorgesehen, den Zeitpunkt für das Inkrafttreten 
auf den 1. Januar 1974 zu verlegen. 

Der Bundesregierung ist bekannt, Herr Kollege, 
daß es für die Länder aus personellen, finanziellen 
und organisatorischen Gründen sehr schwierig ist, 
die im Zweiten Gesetz zur Reform des Strafrechts 
vorgesehenen sozialtherapeutischen Anstalten bis zu 
diesem Zeitpunkt in genügender Zahl einzurichten. 
Es werden deswegen Überlegungen angestellt, wie 
diesen Schwierigkeiten begegnet werden kann. Hier-
bei wird auch an eine modifizierte Regelung im Hin-
blick auf das Inkrafttreten von Rechtsvorschriften 
gedacht. Die Bundesregierung steht wegen dieser 
Frage im Meinungsaustausch mit den Landesjustiz-
verwaltungen. Entscheidungen in den Verantwor-
tungsbereichen des Bundes und der Länder sind bis-
her nicht gefallen. 

Ich darf noch einmal wiederholen, daß die Bundes-
regierung größtes Gewicht darauf legt, daß die so-
zialtherapeutischen Anstalten ihre Arbeit so bald 
wie möglich in vollem Umfange aufnehmen können. 
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Sie wird sich bemühen, zu einem solchen Ergebnis 
mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln beizu-
tragen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Ist die Bundesregie-
rung bereit, die Erklärung des Stellvertretenden 
Vorsitzenden des Rechtsausschusses dieses Hauses 
entgegenzunehmen und den Ländern weiterzugeben, 
daß gegenwärtig keine Mehrheit im Deutschen Bun-
destag vorhanden ist, die einem entsprechenden Ge-
setzentwurf des Bundesrates, sollte er dort beschlos-
sen werden, zustimmen würde? 

Dr. Bayerl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz: Ganz selbstver-
ständlich, Herr Kollege Arndt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Zusatz-
frage? — Bitte schön! 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Ist die Bundesregie-
rung auch bereit, die Länder darauf hinzuweisen, 
daß sie sich fast ein halbes Jahrzehnt auf die Kosten 
aus dem Zweiten Gesetz zur Reform des Strafrechts 
haben vorbereiten und einstellen können, weil ihnen 
der Wortlaut bekannt war, und daß es der Bundes-
tag als einen Verstoß gegen den Grundsatz der 
Bundestreue ansehen würde, wenn die Länder ihre 
finanziellen Prioritäten nicht so setzten, daß sie in 
Kraft getretene Gesetze nicht verletzen? 

Dr. Bayerl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz: Auch hier, Herr 
Kollege, antworte ich mit Ja. 

Vizepräsident Frau Funcke: Dritte Zusatz-
frage! 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Ist die Bundesregie-
rung bereit, die Länder darauf aufmerksam zu ma-
chen, daß die Neuordnung des Strafrechts das Ziel 
hat, die Kriminalität in diesem Lande wirksamer als 
bisher zu bekämpfen und damit auch für die Volks-
wirtschaft die von dieser Kriminalität verursachten 
finanziellen und wirtschaftlichen Schäden auf lange 
Sicht und auch auf kürzere Distanz zu senken? 

Dr. Bayerl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz: Ja, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage? — Bitte schön, Herr Kollege! 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wenn ich Sie richtig verstanden habe, 
sprachen Sie eben davon, Sie wollten die Län-
der mit den Ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln 
unterstützen. Welche Mittel wird die Bundesre-
gierung hierfür einsetzen? 

Dr. Bayerl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz: Herr Kollege, na-
türlich keine finanziellen Mittel. Sie wissen, daß das 
nach unserer Finanzverfassungsordnung nicht geht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Der Herr Abgeordnete Rollmann hat um schrift-
liche Beantwortung seiner Frage 13 gebeten. 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär Dr. Bayerl! 

Ich rufe jetzt die Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Wirtschaft und 
Finanzen auf. Zur Beantwortung ist Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Hermsdorf anwesend. 
Frage 14 des Herrn Abgeordneten Kaffka: 

Hält es die Bundesregierung für richtig, daß — wie in einer 
Anzeige des HUK-Verbandes behauptet wird — das Bundesauf-
sichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwesen die Kfz

-

Versicherer für die am 1. August 1971 erfolgte Prämienerhöhung 
angewiesen hat, auch von den Versicherungsnehmern, die ihre 
vertraglich vereinbarte Leistung (nämlich die Zahlung der 
Jahresprämie für eine über den 1. August hinausreichende 
Versicherungsperiode) bereits erbracht hatten, anteilig die er-
höhte Prämie zu verlangen? 

Bitte schön! 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Frau Präsidentin, vielleicht gestatten Sie mir zu-
nächst eine Bitte an die verehrten Kollegen dieses 
Hohen Hauses. Sie wissen, daß ich heute in der 
Fragestunde zum erstenmal das Ressort Wirtschaft 
aus unserem Hause vertrete. Wenn das etwas hol-
prig geschehen sollte, bitte ich um Ihre gütige Nach-
sicht. Ich verspreche von vornherein Besserung. 

Ich komme jetzt zu der Antwort auf die Frage 
des Abgeordneten Kaffka. Es trifft nicht zu, daß das 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bau-
sparwesen die Kraftfahrzeugversicherungsunterneh-
men angewiesen hat, die am 1. August 1971 erfolgte 
Prämienerhöhung auch anteilig von den Versiche-
rungsnehmern zu verlangen, die bereits durch Zah-
lung einer Jahresprämie über den 1. August hinaus 
ihre Verpflichtungen für eine längere Versicherungs-
periode erfüllt hatten. 

Richtig ist vielmehr, daß die Versicherungsunter-
nehmen bei den Genehmigungsbehörden beantragt 
hatten, die Prämienerhöhung zum 1. August 1971 
anteilig für alle Verträge zu genehmigen, d. h. auch 
für die Verträge, für die bereits vor diesem Zeit-
punkt Versicherungsleistungen für einen späteren 
Zeitraum erbracht waren. 

Allerdings hat das BAV bei vorausgegangenen 
Gesprächen, unter anderem bei einer Anhörung von 
Sachverständigen am 30. Juni 1971, zu erkennen ge-
geben, daß es aus Gründen der gleichmäßigen Be-
handlung aller Versicherungsnehmer die sofortige 
Anpassung auch der laufenden Versicherungsver-
träge an das gestiegene Schadenniveau für gerecht-
fertigt halte. Dementsprechend ist auf Antrag der 
Versicherungsunternehmen in die Tarifbestimmun-
gen folgende Vorschrift aufgenommen worden: 

Für Verträge, die am 1. August 1971 bestehen, 
gelten die zu diesem Zeitpunkt in Kraft gesetz- 
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ten Tarifänderungen auch für den noch nicht 
abgelaufenen Teil des Versicherungsjahres. 

Rechtsgrundlage für diese Anträge und Genehmi-
gungen ist § 10 des Pflichtversicherungsgesetzes, der 
folgenden Wortlaut hat: 

Wird die Änderung eines Tarifs genehmigt, so 
findet der geänderte Tarif auch auf die in die-
sem Zeitpunkt bestehenden Versicherungsver-
hältnisse vom Beginn der nächsten Versiche-
rungsperiode ab Anwendung, es sei denn, daß 
in dem Tarif oder bei der Erteilung der Geneh-
migung etwas anderes bestimmt wird. 

Durch diese Genehmigung der sofortigen Wirk-
samkeit der Tarifänderung konnte das Ausmaß der 
Prämienerhöhung niedriger gehalten werden, als 
wenn die Prämienerhöhung im Einzelfall erst zu 
einem späteren Zeitpunkt, unter Umständen nach 
mehr als zehn Monaten, wirksam geworden wäre. 
Gleichzeitig wurde damit die in den letzten Jahren 
immer häufiger zu beobachtende Praxis unterbun-
den, den Beginn des Versicherungsjahres willkürlich 
auf die letzten Tage des Kalenderjahres zu ver-
legen, um Prämienerhöhungen, die zum 1. Januar 
eines Jahres wirksam geworden sind, möglichst 
lange auszuweichen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Kaffka. 

Kaffka (SPD) : Herr Staatssekretär, welche 
Schritte gedenkt die Bundesregierung für den Fall 
zu unternehmen, daß in dem vom Deutschen Ver-
sicherungsschutzverband initiierten Musterprozeß 
die Unrechtmäßigkeit dieser Maßnahme klargestellt 
wird? Würde sie dann z. B. dafür Sorge tragen, daß 
den Versicherungsnehmern die zu Unrecht gezahlten 
Prämien zurückgezahlt werden? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Der Bundesregierung ist bekannt, daß ein derartiger 
Prozeß schwebt. Solange kein rechtskräftiges Urteil 
ergangen ist, kann die Bundesregierung zum Gegen-
stand des Rechtsstreites jedoch nicht Stellung be-
ziehen. Ihre Frage, Herr Abgeordneter, kann des-
halb hier und heute nicht beantwortet werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Kaffka (SPD) : Herr Staatssekretär, wird die Bun-
desregierung in diesem Zusammenhang dafür Sorge 
tragen, daß durch individuelle Tarifgestaltung 
Marktabsprachen verhindert werden, die für ein-
zelne Versicherungsunternehmen schließlich zu Kar-
tellrenten führen würden? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Wir werden versuchen, diesem Gesichtspunkt und 
Ihrem Anliegen Rechnung zu tragen. Ich kann mich 
noch nicht festlegen, in welcher Weise das gesche-
hen wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten van Delden. 

van Delden (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
vorhin wurde hier der schwebende Prozeß erwähnt. 
Ist die Bundesregierung generell bereit, beim Auf-
sichtsamt darauf hinzuwirken, daß vor künftigen 
Tarifgenehmigungen mehr als bisher Alternativvor-
schläge geprüft werden? Ich nenne beispielsweise 
hinsichtlich der Autokaskoversicherung das schwe-
dische Modell, das auf eine Begünstigung soge-
nannter reparaturfreundlicher Wagen hinausläuft. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege, ich kenne die Praxis, wie das bisher 
gehandhabt worden  ist,  nicht. Ich halte es aber von 
der Sache her für absolut notwendig, daß solche 
Alternativvorschläge vorgelegt und geprüft werden. 

(Abg. van Delden meldet sich zu einer wei

-

teren Zusatzfrage.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage? Tut mir leid. Aber es kommt noch eine 
Frage hierzu, vielleicht geht es dann. 

Ich rufe auf die Frage 15 des Abgeordneten 
Kaffka: 

Hat die Bundesregierung auf Grund des Gutachtens des For-
schungsinstituts für Wirtschaftspolitik an der Universität Mainz 
über „Möglichkeiten zur Verstärkung des Wettbewerbs im Be-
reich der Kfz-Versicherung" die Absicht, die Genehmigungs-
pflicht in der Kfz-Versicherung aufzuheben, um damit auch in 
dieser Sparte jegliche Ansätze zu einer staatlichen Preisbildung 
oder die Vermutung einer solchen Handhabung für die Zukunft 
auszuschließen? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Kaffka, das vom Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen beim Forschungsinstitut für 
Wirtschaftspolitik an der Universität Mainz in Auf-
trag gegebene Gutachten über „Möglichkeiten zur 
Verstärkung des Wettbewerbs im Bereich der Kraft-
fahrzeugversicherung" ist vom Gutachter vor eini-
gen Wochen abgeliefert worden. Im Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Finanzen ist eine beson-
dere Arbeitsgruppe gebildet worden, die den Auf-
trag hat, die Möglichkeiten für eine Neuordnung des 
derzeitigen Systems der Kraftfahrtversicherung zu 
untersuchen. Diese Arbeitsgruppe prüft zur Zeit 
unter anderem auch die Vorschläge des Gutachtens. 

Die betroffenen Verbände und Organisationen der 
Versicherungswirtschaft und die „Arbeitsgemein-
schaft von Versicherungsnehmern für Fragen der 
Kraftfahrtversicherung" — Automobilklubs usw. —, 
die um Stellungnahme gebeten worden sind, haben 
sich erst in den letzten Tagen und auch erst nur zum 
Teil geäußert. Deshalb ist die Meinungsbildung im 
Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen 
noch nicht abgeschlossen. Eine Entscheidung dar-
über, ob, unter welchen Voraussetzungen und in 
welchem Umfang eine Freigabe der Tarifbindung 
möglich ist, kann im übrigen auch nur gemeinsam 
mit dem für das Pflichtversicherungsgesetz federfüh-
renden Bundesminister der Justiz und den übrigen 
beteiligten Ressorts getroffen werden. 
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Bei dieser Sachlage ist eine abschließende Erklä-

rung über die zukünftige Regelung für die Tarife in 
der Kraftfahrzeugversicherung verständlicherweise 
noch nicht möglich. Bei der Schwierigkeit und Viel-
seitigkeit der damit verbundenen Fragen ist auch 
nicht damit zu rechnen, daß bereits in den nächsten 
Wochen eine Entscheidung in der einen oder ande-
ren Richtung getroffen werden kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Kaffka. 

Kaffka (SPD) : Darf ich trotzdem eine Frage an-
sprechen, die vielleicht wichtig werden könnte. Be-
absichtigt die Bundesregierung, die Versicherungs-
aufsicht dahin gehend zu verstärken, daß die Scha-
densrückstellungen und die Abwicklung dieser Rück-
stellungen intensiver überprüft werden können? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich bin überfordert, wenn ich Ihnen sagen sollte, 
daß die Bundesregierung dies beabsichtige. Ich halte 
aber den Gedankengang, den Sie hier aufbringen, 
für schlüssig und werde mich bemühen, festzustel-
len, wieweit die Bundesregierung Ihrem Anliegen 
nachgehen kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten van Delden. 

van Delden (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie vorhin freundlicherweise erklärt ha-
ben, daß Sie diesen Bereich neu vertreten, was wir 
selbstverständlich —

(Parlamentarischer Staatssekretär Herms

-

dorf: Versuchen, jetzt auszunutzen?!) 

— nein, gerade nicht, sondern war wir respektieren; 
da haben Sie mir etwas Falsches unterstellt —, was 
wir respektieren, und nachdem Sie vorhin freund-
licherweise gesagt haben, Sie seien der Auffassung, 
daß man dem Gedanken der Prüfung von Alter-
nativvorschlägen nachgehen sollte, darf ich Sie dar-
auf aufmerksam machen, daß das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Finanzen der Dienstherr des 
Aufsichtsamtes ist, und darf Sie bitten, daß der 
Dienstherr sich der Frage des Schutzes der Versi-
rungsnehmer einmal annimmt; denn die Versiche-
rungsnehmer sind der Auffassung, daß das Auf-
sichtsamt eher ein verlängerter Arm der Versicherer 
ist und den zweiten Teil der Aufgabe weniger wahr-
nimmt. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich halte es für dringend notwendig, daß wir und 
die Aufsichtsbehörde sich des Schutzes der Ver-
sicherungsnehmer annehmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rule auf die Frage 16 des Herrn Abgeordneten 
Wolfram. Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Ebenfalls die 
Frage 17 des Herrn Abgeordneten Wolfram. 

Die Fragen 18 und 19 des Herrn Abgeordneten 
Pohlmann sind vom Fragesteller zurückgezogen 
worden. 

Ich rufe die Frage 20 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Schneider (Nürnberg) auf: 

1st die Meldung der Zeitschrift „test" vom November 1971 zu-
treffend, wonach das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Finanzen beabsichtige, ähnlich der Verkehrssünderkartei in, 
Flensburg bei dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft in 
Frankfurt eine Zentralkartei für „sündige" Kaufleute einzu-
richten? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Schneider, die Meldung bezieht sich 
auf den im Bundesministerium für Wirtschaft und 
Finanzen erstellten Referentenentwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Titels X und anderer Vor-
schriften der Gewerbeordnung. Hiernach soll im 
Zusammenhang mit der vorgesehenen Umwandlung 
von Vergehen geringeren Unrechtsgehalts und von 
Übertretungen in Ordnungswidrigkeiten ein Gewer-
bezentralregister eingerichtet werden. In dieses 
Register sollen gewerbebezogene Ordnungswidrig-
keiten sowie Verwaltungsentscheidungen, durch die 
die Ausübung eines Gewerbes untersagt, eine Er-
laubnis versagt oder zurückgenommen worden ist, 
eingetragen werden. Die zentrale Erfassung der 
genannten Verwaltungs- und Bußgeldentscheidun-
gen dient dem Zweck, den zuständigen Behörden 
das erforderliche Material für gewerberechtliche 
Maßnahmen gegen unzuverlässige Gewerbetrei-
bende zur Verfügung zu stellen. Damit wird die 
Lücke geschlossen, die dadurch entsteht, daß die 
genannten Vergehen und Übertretungen in Ord-
nungswidrigkeiten umgewandelt werden und des-
halb nicht mehr im Strafregister bzw. ab Januar 
1972 im Bundeszentralregister erfaßt werden. Durch 
die Errichtung des Gewerbezentralregisters wird 
gleichzeitig ein Beitrag zur wirksameren Bekämp-
fung der Wirtschaftskriminalität geleistet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Schneider (Nürnberg) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, ist den Betroffenen die Möglichkeit 
gegeben, jederzeit in die Kartei Einsicht zu neh-
men? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich kann nicht übersehen, ob diese Möglichkeit ge-
geben ist. Aber ich halte es für logisch und selbst-
verständlich, daß man ein solches Register für die 
Betroffenen offenlegen muß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage. 
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Dr. Schneider (Nürnberg) (CDU/CSU) : Hei r 
Staatssekretär, sind sonstige Rechtsmittel vorgese-
hen, die einem Betroffenen an die Hand gegeben 
werden können? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Die Rechtsmittel sind für das vorhergehende Sta-
dium vorgesehen, also gegen die Auferlegung der 
Buße bzw. des Bußgeldes. In diesem Fall bietet das 
allgemeine Gewerberecht selbstverständlich die 
Möglichkeit, einen entsprechenden Einspruch einzu-
legen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich rufe die Frage 
21 des Abgeordneten Dr. Schneider (Nürnberg) auf: 

Hält die Bundesregierung die von der Gemeinschaft zum Schutz 
der deutschen Sparer geschätzten realen Vermögensverluste der 
Sparer durch Preissteigerungen im Jahre 1971 in Höhe von 23 
Milliarden DM  für zutreffend? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Schneider, die Bundesregierung hält 
derart pauschale einseitige Aussagen und Schät-
zungen nicht nur für unzutreffend, sondern sogar 
für schädlich. Sie können sich negativ auf die Spar-
bereitschaft der Bevölkerung auswirken und zu 
massiertem Nachfragedruck in bestimmten Berei-
chen führen. Die Stabilitätsbemühungen von Bun-
desregierung und Bundesbank würden noch mehr 
erschwert, wenn auf Grund solcher — mehr als 
angreifbarer — Schätzungen unsere anhaltend hohe 
Sparquote beeinträchtigen würde. 

Ich kann nur wiederholen, was die Bundesregie-
rung auf die Vielzahl der Anfragen der Opposi-
tion zu diesem Thema gesagt hat, nämlich, daß 
zum Sparen auch der Zinsertrag gehört und daß 
dieser bei längerfristigen Anlagen trotz der Be-
schleunigung des Preisanstiegs noch immer zu einer 
beachtlichen Realverzinsung führt. 

Die Beeinträchtigung der Kaufkraft des Geld-
vermögens wird also bei längerfristigen Anlagen 
nicht nur überkompensiert, sondern der Realwert 
von Vermögen einschließlich Zinsertrag steigt. Zu-
sätzlich fließen dem langfristigen Sparer durch 
Spar- und Bausparprämien, Leistungen nach dem 
Dritten Vermögensbildungsgesetz und durch Steuer-
verzicht — hier Sonderausgabenabzug für Lebens-
versicherungsprämien und Bausparen — erhebliche 
Einkommensübertragungen zu. 

Nur bei Spareinlagen mit gesetzlicher Kündi-
gungsfrist liegt die Realverzinsung zur Zeit nied-
riger. Solche Spareinlagen werden jedoch eher 
unter Liquiditätsgesichtspunkten gehalten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Schneider (Nürnberg) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, ist der Bundesregierung bekannt, 
daß nicht nur die hier angeführte Stelle die Be-
hauptung erhoben hat, daß bei den Sparern weit 
über 20 Milliarden DM Verluste innerhalb der letz-
ten zwölf Monate eingetreten sind? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich kann mir nicht vorstellen, daß das der Bundes-
regierung nicht bekannt war oder ist; denn wir 
führen in diesern Hause seit über einem halben 
Jahr über diesen Punkt Debatten. Selbstverständ-
lich ist der Bundesregierung das bekannt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Schneider (Nürnberg) (CDU/CSU) : Ist die 
Bundesregierung bereit, die jetzt in sehr gedräng-
ter Form und in aller Kürze gegebene Antwort 
detaillierter zu geben, insbesondere angesichts der 
Tatsache, daß es zahlreiche Wirtschaftsforschungs-
institute gibt, die die gleiche Auffassung wie die 
Gemeinschaft zum Schutz der deutschen Sparer 
vertreten haben? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Schneider, man kann sich selbstver-
ständlich bemühen, diesen Punkt im einzelnen noch 
mehr zu begründen, als ich das gemacht habe. Aber 
ich verweise doch auf die vielen Debatten, die wir 
zu dieser Frage geführt haben, teilweise auch auf 
die unterschiedlichen Ausgangspunkte in der Be-
trachtungsweise dieser Frage. 

Ich bin nicht sicher, ob Ihnen damit gedient ist, 
wenn die Bundesregierung jetzt im einzelnen noch 
einmal darstellt, wie die reale Verzinsung aussieht, 
sondern es muß uns eigentlich allen damit gedient 
sein, wenn die Bundesregierung weiterhin wie bis-
her versucht, mit konjunkturpolitischen Maßnah-
men preisdämpfend zu wirken und damit den infla-
tionistischen Trend in den Griff zu bekommen und 
so zu einer realen Verzinsung zurückzufinden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
für Herrn Abgeordneten Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie die Höhe der 23 Milliarden angezwei-
felt und darauf hingewiesen haben, daß es sich of-
fensichtlich um eine pauschalierte Betrachtung han-
dele, möchte ich Sie fragen, ob denn nicht im Bun-
desministerium für Wirtschaft und Finanzen schon 
nichtpauschalierte Betrachtungen angestellt worden 
sind und welche Höhe die Bundesregierung auf 
Grund ihrer eigenen Berechnungen beim Schwund 
einrechnen würde. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich kann hier keine genaue Zahl nennen. Ich bin im 
Augenblick überfordert. Ich bin gern bereit, Ihnen 
hierüber eine schriftliche Mitteilung zu machen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Vogt. 

Vogt (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie fragen, wie Sie ihre Behauptung begründen, 
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Vogt 
daß die Angaben, auf die sich der Kollege Dr. 
Schneider bezogen hat, anfechtbar seien? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Dr. Schneider hat nicht schlüssig nach-
weisen können — und zwar auch nicht in der 
Frage —, wie er zu diesen 23 Milliarden kommt. 

(Abg. Dr. Schneider [Nürnberg]:: Ich habe 
die Quelle genannt!) 

Wir haben aber hier von den unterschiedlichsten 
Institutionen und auch von den unterschiedlichsten 
Richtungen unterschiedlichste Zahlen. Ich bin gar 
nicht so sicher, ob Sie letzten Endes eine Zahl zu-
grunde legen können, die für alle verbindlich ist. 
Hier wird es je nach Ausgangsbasis sicher sehr 
unterschiedliche Bewertungen geben, und ich 
glaube nicht, daß wir in diesem Punkt eine für alle 
schlüssige Zahl haben werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage mehr. Ich rufe auf die Fragen 22 und 23. Die 
Fragen werden auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Tut mir leid, es war zu spät. Die Frage war ab-
geschlossen. Ich habe es nicht gesehen. Dann müssen 
Sie ein bißchen früher kommen; es tut mir leid. 

Ich rufe die Frage 24 des Herrn Abgeordneten 
Fuchs auf: 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung des Sachverstän-
digenrats der Bundesregierung für die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung zu, daß der Abschwung der Wirtschaft und die 
Einleitung eines neuen Aufschwungs besonders geeignet sind, 
die beabsichtigte regionale Strukturpolitik durchzusetzen? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Dr. Fuchs, dem Gutachten des Sachverständi-
genrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung ist eine Auffassung, wie sie von 
Ihnen genannt wird, nicht zu entnehmen. Es zieht 
daher für die bestehende konjunkturelle Situation 
nur in Betracht, die Mittel für die laufenden regio-
nalen Aktionsprogramme zu erhöhen und Infra-
strukturInvestitionen in konjunkturempfindlichen 
Regionen, die dort ohnehin vorgesehen sind, zeit-
lich vorzuziehen. Ich bitte doch, dafür Verständnis 
zu haben, daß ich jetzt nicht zu einzelnen Teilen des 
Gutachtens Stellung nehmen möchte. Die Bundes-
regierung nimmt im Jahresbericht Anfang nächsten 
Jahres zum Sachverständigengutachten im einzelnen 
Stellung. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
bitte schön! 

Dr. Fuchs (CDU/CSU) : Aber, Herr Staatssekretär, 
Sie stimmen mir also zu, daß die derzeitige Phase in 
der Wirtschaftsentwicklung besonders geeignet ist, 
um strukturverbessernde Maßnahmen durchzufüh-
ren? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich würde sehr vorsichtig sein, Ihnen hier generell 
zuzustimmen. Sie lachen, Kollege Breidbach. Ich 
will es gleich begründen, warum. Die Konjunk-
entwicklung verläuft weder regional oder sektoral 
gleichmäßig. Wir haben sektoral und auch regional 
sehr unterschiedliche Entwicklungen, und es kann 
und muß meiner Ansicht nach Aufgabe der Regie-
rung oder des Bundeswirtschafts- und -finanzmini-
sters sein, hier genau zu beobachten, wo sektoral 
und regional die Entwicklung so weit ist, daß man 
eventuell anfangen muß, sie mit bestimmter Dosie-
rung zu beeinflussen. 

Ich will hier einen Punkt als Beispiel nennen, wie 
wir das praktiziert haben. Als wir sahen, daß im 
Tiefbau die Entwicklung viel schlechter ging, als 
anzunehmen war, haben wir von uns aus versucht, 
die Bindungsermächtigungen, die im Haushalt für 
1972 ausgewiesen sind, im November dieses Jahres 
schon zu 70 %o, nämlich 750 Millionen DM, freizu-
geben, um sozusagen den Anschluß zu finden und 
gar nicht erst in das Tief hinunterzukommen. Das ist 
das, was ich unter Dosierung verstehe. Ich bitte des-
halb, mich nicht festlegen zu wollen, wo und wie und 
wann die einzelnen Maßnahmen erfolgen müssen. 
Dies kann sehr unterschiedlich sein. Es muß hier nur 
genau beobachtet werden, und man darf es nicht 
erst so weit kommen lassen, daß man herunter-
rasselt, weil dann die Geschichte viel teurer wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Fuchs (CDU/CSU) : Sie geben also zu, daß auf 
jeden Fall ein differenzierter, je nach den Schwer-
punkten geballter Einsatz der Mittel erforderlich ist? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Das war bisher die Praxis im Bundesministerium für 
Wirtschaft und Finanzen, und sie wird weiter fort-
gesetzt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, 
bite schön, Herr Kollege! 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, ist die Bundesregierung bereit, bei 
ihren Überlegungen, wirtschaftlich schwache Räume, 
wie beispielsweise das Zonenrandgebiet, den Raum 
Braunschweig, Wolfsburg und Salzgitter, der in we-
sentlichen Produktionssektoren bis zu 80 % export-
abhängig ist, bei konjunkturellem Rückgang abzu-
stützen, wenn es um Förderung von Straßenbau-
maßnahmen geht, dem größten Autoproduktions-
werk Europas, dem VW-Werk, endlich eine direkte 
Verbindung zur Autobahn zu schaffen? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege, es tut mir außerordentlich leid, Sie 
können mich hier nicht darauf festlegen, für einen 
bestimmten Raum jetzt etwas zu tun. Dies kann nur 
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geschehen, wenn wir eine Gesamtübersicht haben 
und an Hand dieser Gesamtübersicht erkennen kön-
nen, was an erster Stelle gemacht werden soll. 
Wenn ich hier eine Festlegung treffen würde, würde 
das gleich andere Kollegen auf die Beine bringen, die 
sagen: Aber bei uns ist das noch schlimmer. — Ent-
schuldigen Sie, wenn ich mich hier nicht festlege. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. — Ich rufe die Frage 25 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Fuchs auf : 

ist die Bundesregierung bereit, im Zeichen des konjunkturellen 
Rückgangs alle geeigneten Schritte zu unternehmen, um in wirt-
schaftlich schwachen Räumen, insbesondere im Zonenrandgebiet, 
durch die Bereitstellung von zusätzlichen Mitteln, besonders 
fur den Bundesstraßenbau, die Infrastruktur nachhaltig zu ver-
bessern und die Wirtschaftskraft zu heben? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Die Bundesregierung beobachtet die konjunkturelle 
Entwicklung insbesondere auch in den Struktur- und 
wirtschaftsschwachen Gebieten mit großer Aufmerk-
samkeit. Sie wird, wenn das notwendig ist, alle ge-
eigneten Maßnahmen des Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 
nutzen und hat für diesen Fall auch bereits einen 
Eventualhaushalt in Höhe von 2,5 Milliarden DM 
nicht nur aufgestellt, sondern darin auch schon de-
klariert, in welcher Richtung die Maßnahmen gehen 
sollen. 

Bedeutsame Investitionen der Gemeinden, gezielt 
in Gebiete der regionalen Aktionsprogramme, wür-
den aus diesem Haushalt ebenso gefördert werden 
wie zusätzliche Investitionsmaßnahmen bei der 
Deutschen Bundesbahn und auf den Gebieten des 
Straßenbaus, des Wasserbaus sowie der Luftfahrt, 
aber auch im Wohnungsbau und bei Althaussanie-
rungen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Fuchs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir in etwa die Höhe angeben, in der die 
von Ihnen angekündigten Sondermittel zur Verfü-
gung gestellt werden? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich würde jetzt nicht spezialisieren wollen. Sie wis-
sen, daß die Höhe 2,5 Milliarden DM beträgt und 
daß es dann Unterteilungen für die verschiedensten 
Sektoren gibt. Sie wissen auch, daß das Parlament 
am Schluß über den Eventualhaushalt zu entschei-
den hat. Die Regierung kann hier Vorschläge ma-
chen, aber letztlich hat das Parlament das Recht, 
eventuell anders zu verfahren und von den Vor-
schlägen der Regierung abzuweichen. Ich würde Sie 
bitten, mich heute noch nicht auf Einzelheiten hin-
sichtlich des Eventualhaushaltes festlegen zu wol-
len. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Fuchs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, er-
wägt die Bundesregierung, ein Sonderprogramm, so 
wie im Jahre 1968, eventuell in Zusammenarbeit mit 
den Bundesländern und mit der Bundesanstalt für 
Arbeit für die besonders strukturschwachen Gebiete 
vorzulegen? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Man kann diesen Eventualhaushalt nur im Zusam-
menhang mit den Eventualhaushalten der einzelnen 
Bundesländer sehen. Es wäre eine schlechte Politik, 
wenn man die Programme nicht gegenseitig mitein-
ander abstimmte. Nur dadurch kann man den Effekt 
erreichen, der notwendig ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. — Ich rufe die Frage 26 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Schmidt (Wuppertal) auf: 

Hält es die Bundesregierung mit dem Sinn und Zweck des 
Berlinförderungsgesetzes vereinbar, daß in der Rechtsform einer 
GmbH & Co KG betriebene Leasing-Gesellschaften, die sich mit 
der Vermietung von Antiquitäten und ähnlichen Wirtschafts-
gittern in Berlin befassen, ihren Kommanditisten Verlustzuwei-
sungen über 200 v. H. versprechen können? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich darf die beiden Fragen, wenn es möglich ist, zu-
sammen beantworten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Dann rufe ich 
auch die Frage 27 auf: 

Wenn die vorstehende Frage verneint wird, gedenkt die Bun-
desregierung gegen eine solche Ausnutzung des Berlinförde-
rungsgesetzes Maßnahmen zu ergreifen, und welche Maßnahmen 
kommen hierfür in Betracht? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es 
nicht der Sinn und Zweck des Berlinförderungsge-
setzes ist, die Gründung von Leasing-Gesellschaften 
zu fördern, die sich mit der Vermietung von Anti-
quitäten und ähnlichen Wirtschaftsgütern in Berlin-
West befassen. Sie wird deshalb mit dem Senat von 
Berlin prüfen, ob sich durch eine dem Sinn und 
Zweck des Gesetzes entsprechende Auslegung aus-
schließen läßt, daß in derartigen Fällen unvertret-
bare Steuervorteile erzielt werden. 

Schon jetzt kann jedoch festgestellt werden, daß 
für Wirtschaftsgüter, die an private Haushalte ver-
mietet werden, weder erhöhte Absetzungen nach 
§ 14 noch Investitionszulagen nach § 19 des Berlin-
förderungsgesetzes gewährt werden, weil es in die-
sen Fällen an der Voraussetzung fehlt, daß die  Wirt-
schaftsgüter mindestens drei Jahre lang in einer Ber-
liner Betriebsstätte verbleiben. 

Ob sich für die Vermietung von Antiquitäten im 
betrieblichen Bereich in Berlin ein ausreichender 
Markt finden wird, erscheint mir zweifelhaft. Es 
wird deshalb insbesondere geprüft werden, ob die 
von den Leasing-Gesellschaften erworbenen Anti-
quitäten tatsächlich an Berliner Unternehmen ver-
mietet oder nur auf Lager gehalten werden, um sie 
nach Ablauf der Sperrfrist von drei Jahren auch 
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außerhalb von Berlin zu vermieten oder zu ver-
äußern. Soweit letzteres der Fall ist, scheiden die 
Steuervergünstigungen des Berlinförderungsgeset-
zes gleichfalls aus. 

Sollte eine zufriedenstellende Lösung im Verwal-
tungsweg nicht erreicht werden können, wird die 
Bundesregierung zur Vermeidung einer unerwünsch-
ten Ausnutzung des Berlinförderungsgesetzes die 
Möglichkeit einer Gesetzesänderung prüfen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Wider-
spricht nicht der Begriff der Antiquität überhaupt 
dem Begriff des abnutzbaren Wirtschaftsguts in 
einer Betriebsstätte? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich bin Ihrer Auffassung und — —

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Ich habe 
gar keine Auffassung geäußert! — Heiter

-

keit.) 

- Ich habe das als eine Auffassung angesehen. Nach 
meiner Meinung liegt darin ein Widerspruch. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Die Fragen 28 und 29 sollen schriftlich beant-
wortet werden. Die Antworten werden als Anlage 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 30 des Herrn Abgeordneten 
Meinike auf: 

Sind Verlautbarungen richtig, daß die Bestimmung des § 164 a 
der Reichsabgabenordnung keine Anwendung mehr findet? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Meinike, die Frage ist im Prinzip mit 
Nein zu beantworten. Die Verwaltung hat gesetz-
liche Vorschriften bis zu ihrer Aufhebung anzuwen-
den. § 164 a der Abgabenordnung verbietet den 
öffentlichen Hinweis auf mögliche Tricks, Schliche 
oder Kniffe, mit denen steuerliche Vorschriften um-
gangen werden können. Zulässig ist jedoch der Hin-
weis auf durch Gesetz oder Verordnung ausdrück-
lich vorgesehene Steuervergünstigungen. Es ist auch 
erlaubt, unter Hinweis auf solche legale Steuer-
ersparnismöglichkeiten Kunden zu werben. Dies ge-
schieht z. B. in großem Umfang bei der Werbung der 
Versicherungsgesellschaften und der Bausparkassen. 

Die praktische Bedeutung des § 164 a ist aller-
dings geringer geworden, seitdem im Jahre 1956 
eine früher bestehende Strafvorschrift gestrichen 
wurde. Verstöße gegen § 164 a der Abgabenordnung 
sind in der Regel zugleich als unlauterer Wettbe-
werb anzusehen. Die Behörden der Finanzverwal-
tung machen deshalb in geeigneten Fällen die In-
dustrie- und Handelskammern auf solche verbotenen 
Werbemaßnahmen aufmerksam, um diese zum Ein-

greifen zu veranlassen. Wegen der geringen prak-
tischen Bedeutung des § 164 a für das Steuerrecht 
wurde diese Vorschrift nicht mehr in den Entwurf 
der Abgabenordnung aufgenommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Meinike. 

Meinike (Oberhausen) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, darf ich Sie unter Hinweis auf Zeitungsanzeigen, 
die die Möglichkeit anpreisen, Sonderabschreibun-
gen von 150 und mehr Prozent vorzunehmen, fragen, 
ob Sie gegenwärtig noch beabsichtigen, gegen diese 
Zeitungen vorzugehen? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich würde so formulieren wollen: Im Augenblick be-
steht nicht die Absicht, dagegen vorzugehen. Ich 
gebe Ihnen aber zu, daß dies in letzter Zeit ein 
Ausmaß angenommen hat, daß die Bundesregierung 
die Möglichkeit, in absehbarer Zeit erneut dagegen 
vorzugehen, sich ernsthaft überlegen muß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz-
frage. 

Meinike (Oberhausen) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, stimmen Sie mir zu, daß die von mir genannten 
Beispiele wie auch die Frage des Kollegen Dr. 
Schmidt zuvor eigentlich erneut die Dringlichkeit 
einer Durchforstung von Steuervergünstigungen 
unterstreichen? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Das versuchen wir sowieso bei der Steuerreform zu 
erreichen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Jetzt rufe ich die Frage 37 des Herrn Abgeord-
neten Meinike auf, die ressortmäßig hierhin gehört: 

Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere im Hinblick 
auf angekündigte Betriebsstillegungen die Arbeitsplatzsituation 
in der westdeutschen Stahlindustrie? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Im Augenblick deuten sämtlichen wesentlichen Kon-
junturdaten auf eine allgemeine Beruhigung der 
wirtschaftlichen Aktivität hin. In einer solchen 
Situation gibt es in den unterschiedlichen Branchen 
sehr differenzierte Erscheinungen. So hält in be-
stimmten Branchen der Boom noch an, in einigen 
kommt es zur Normalisierung, und in bestimmten 
Branchen wird es besonders schwierig. Letztere ge-
raten schon bei der Normalisierung der gesamten 
wirtschaftlichen Aktivität in einen nicht mehr ganz 
normalen Abschwung. 

Zu diesen Branchen gehört insbesondere die Stahl-
industrie. Die jetzige Arbeitsmarktlage in der Stahl- 
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industrie ist also in erster Linie ein Ergebnis der 
Konjunktursituation. Zu den konjunkturellen Ein-
flüssen kommen weitere Faktoren hinzu. Hier sind 
in erster Linie der starke Importdruck und der 
Rückgang der Exporte zu nennen. Diese Entwick-
lung hat noch nicht zu Stillegungen geführt, jedoch 
bereits zu Kurzarbeit. 

Wir beobachten diese Entwicklung mit großer 
Aufmerksamkeit. Ich bin jedoch im Augenblick noch 
nicht in der Lage, hier bereits konkrete Maßnahmen 
zu nennen, die erforderlich wären, um Abhilfe zu 
schaffen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Meinike. 

Meinike (Oberhausen) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, darf ich Sie unter Hinweis auf bekanntge-
wordene Ankündigungen von Betriebsstillegungen, 
die den Rahmen von tausend und mehr Arbeitsplät-
zen erreichen, fragen, ob dann, wenn es sich in der 
Tat um leistungsfähige wirtschaftliche Anlagen 
handelt, die stillgelegt werden sollen, diese Unter-
nehmerentscheidungen mit der im Grundgesetz ver-
ankerten Sozialpflichtigkeit des Eigentums verein-
bar sind. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Dies kann nur von Fall zu Fall beantwortet werden. 
Ich von mir aus kann darauf hier keine schlüssige 
Antwort geben. Ich kann Ihnen nur sagen, daß wir 
diese Dinge mit großer Aufmerksamkeit verfolgen. 
Bei dem, was Sie jetzt erwähnt haben, handelt es 
sich um Androhungen. Auch hier muß genau über-
legt werden, ob diese Androhungen an die Voraus-
setzungen gebunden sind, die ich hier genannt habe, 
oder ob sie über diese Voraussetzungen hinaus-
gehen. Ob sie über diese Voraussetzungen hinaus-
gehen und den Tatbeständen entsprechen, die Sie 
genannt haben, kann ich beim besten Willen von 
dieser Stelle aus nicht sagen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Meinike (Oberhausen) (SPD) : Darf ich Sie fragen, 
ob Sie dann, wenn ich Ihnen diese Informationen 
zustelle, prüfen werden, welche konkreten Maßnah-
men die Bundesregierung vor allen Dingen im Be-
reich der regionalen Strukturpolitik ergreifen wird, 
um den Städten, die ja von derartigen Entscheidun-
gen in ihrer Existenzfähigkeit tatsächlich schwer 
getroffen werden, zu helfen. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Selbstverständlich werden wir die Informationen, 
die Sie uns geben, prüfen. Zu welchen Entscheidun-
gen wir dann kommen werden, kann ich heute noch 
nicht sagen; das kann ich erst nach den Prüfungen 
tun. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
steht nicht, da Sie auf die Ursachen — nämlich auf 
den Rückgang des Exports und auf den Importdruck 
— hingewiesen haben, die Befürchtung an, daß der 
von Ihnen ja offensichtlich gewünschte Konjunktur-
rückgang in diesen monostrukturierten Bereichen 
im Ruhrgebiet, vielleicht in Baden-Württemberg 
usw., die ja bei dem Stichwort „Stahlindustrie" 
hauptsächlich angesprochen sind, in eine Struktur-
krise umschlägt? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich habe dies nicht einmal bestritten. Wenn Sie mir 
genau zugehört haben, wissen Sie, daß ich einer-
seits die konjunkturelle Situation und andererseits 
das, was an Importdruck- und Exportverlust auf uns 
zukommt, angesprochen habe. Aber in Fortsetzung 
der Debatte von heute morgen — und darauf wollen 
Sie wohl hinaus, Herr Breidbach — möchte ich sa-
gen, daß dies nun wirklich keine hausgemachte 
Angelegenheit ist. Sie kennen die Maßnahmen der 
Amerikaner, und Sie kennen den Druck, mit dem 
Japan und auch Ostblockländer im Augenblick auf 
dem Stahlsektor hier auf unseren Markt kommen. 
Das wissen Sie ganz genau, und Sie können also 
nicht von vornherein sagen: ätsch! ätsch! So geht 
es also nicht. 

Wir können diese Dinge nur beobachten und kön-
nen uns überlegen, zu welchen Gegenmaßnahmen 
wir kommen. Und wir überlegen uns, zu welchen 
Gegenmaßnahmen wir kommen. Aber auch dies ist 
erst dann zu machen, wenn wir — wie z. B. heute — 
Ergebnisse an der Währungsfront haben und wenn 
wir durch diese Ergebnisse an der Währungsfront 
dann wahrscheinlich auch zu einer anderen Import- 
und Exportsituation kommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Vogt. 

Vogt (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie mir zustimmen, wenn ich sage, daß Unterneh-
mer, wenn sie leistungsfähige Betriebseinheiten 
stillegen, dies tun, weil sie keinen Absatz mehr für 
die Produkte dieser leistungsfähigen Betriebseinhei-
ten sehen, und würden Sie mir weiter zustimmen, 
daß dieser Fall nichts mit der Frage der Sozial-
pflichtigkeit des Eigentums zu tun hat? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich möchte die Fragen in zwei Gruppen unterteilen. 
Im ersten Punkt, nämlich wann Unternehmer Be-
triebsstillegungen vornehmen, bin ich der Auffas-
sung, daß das, was Sie gesagt haben, der Normal-
fall ist. Ich kann nicht ausschließen, daß es auch 
andere Fälle gibt; aber ich gehe hier vom Normal-
fall aus, und da stimme ich Ihnen zu. 

Was die Sicherheit und die Sozialpflicht angeht, 
so bin ich davon überzeugt, daß in der Mehrzahl 
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der Fälle sehr darüber gewacht wird, daß die So-
zialpflicht nicht verletzt wird. In dem Augenblick, 
wo sie verletzt wird, ist dies nicht nur eine Frage 
des Einschreitens der Regierung; vielmehr bin ich 
ganz sicher, daß dann auch von seiten des Betriebs-
rats Alarm geschlagen wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, wären Sie 
bereit, unter den von Ihnen genannten Voraus-
setzungen das mit den Ländern abgesprochene 
regionale Strukturprogramm noch einmal zu über-
prüfen? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege, das werden wir sozusagen bis zur 
Verabschiedung überprüfen. Bis zur Verabschie-
dung können sich immer noch neue Gesichtspunkte 
ergeben, die zu einer Veränderung zwingen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Jahn. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, die Lage in der Stahlindustrie ist 
der Bundesregierung seit Monaten bekannt. Sie 
haben soeben gesagt, es würden Maßnahmen er-
griffen. Können Sie uns auch sagen, wann die Über-
legungen, Maßnahmen zu ergreifen, bei der Bun-
desregierung abgeschlossen sein werden? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: Ich 
muß Sie leider enttäuschen. Schon in Ihrer Frage 
liegt eine falsche Behauptung. Die Lage der Stahl-
industrie ist nicht seit Monaten so, sondern die 
gibt es erst in den letzten Wochen, und sie spitzt 
sich zu, aber nicht seit Monaten. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

- Sie können ruhig abwinken. Herr Breidbach, 
das ist sehr unterschiedlich. Auch ich verstehe eini-
ges davon, und ich kenne einige Stahlindustriefir-
men sehr genau. Also das ist nicht seit Monaten 
so. 

Außerdem müßten Sie hinzufügen, daß die Stahl-
industrie zu einer bestimmten Zeit einen solchen 
Schluck aus der Pulle genommen hat, daß sie 
durchaus über ein gewisses Polster verfügt und 
damit Durststrecken überwinden kann. Dieses 
Überwinden von Durststrecken gehört auch zur 
unternehmerischen Leistung. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Damit sind wir am Ende dieses Geschäftsbereichs. 
Haben Sie vielen Dank, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Hermsdorf. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers des Innern. Zur Be-
antwortung steht Herr Bundesminister Genscher zur 
Verfügung. Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abge-
ordneten Hussing auf: 

Stimmen Pressemeldungen, wonach die Bundesregierung vor-
erst keine Mittel für Modellversuche zur Bewegungspause am 
Arbeitsplatz zur Verfügung stellen wird? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Frau Prä-
sidentin, ich möchte die beiden Fragen gern wegen 
des Sachzusammenhangs zusammen beantworten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Der Fragesteller 
ist einverstanden. Ich rufe auch die Frage 2 auf: 

Wenn ja, was veranlaßt die Bundesregierung, entgegen der 
Aussage des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 18. Juni 
1971 keine Mittel für derartige Modellversuche bereitzustellen? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Presse-
meldungen, nach denen die Bundesregierung vor-
erst keine Mittel für Modellversuche zur Bewe-
gungspause am Arbeitsplatz zur Verfügung stellen 
wird, treffen in dieser Allgemeinheit nicht zu. 

Am 14. Oktober 1971 haben im Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit Vertreter des 
Deutschen Sportbundes ihre Vorstellungen zur Be-
wegungspause am Arbeitsplatz vorgetragen. Das 
Ministerium hat seine Bereitschaft erklärt, die Be-
mühungen zu diesem Projekt in ideeller Hinsicht zu 
unterstützen. Darüber hinaus hat das Bundesmini-
sterium für Jugend, Familie und Gesundheit zuge-
sagt, zu prüfen, ob es unter Berücksichtigung der 
Finanzierungskompetenz des Bundes und der ver-
fügbaren Haushaltsmittel möglich ist, begleitende 
wissenschaftliche Untersuchungen finanziell zu för-
dern. In einem weiteren Gespräch sollen insbeson-
dere klar strukturierte Pläne zu den wissenschaft-
lichen Untersuchungen und methodische Fragen er-
örtert werden. Nach Abschluß der Besprechungen 
soll ein Antrag auf Zuwendungen aus dem Bundes-
haushalt gestellt werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Hussing. 

Hussing (CDU/CSU) : Herr Minister, treffen 
Pressemeldungen zu, wonach die Gesundheitsmini-
sterin Käte Strobel entgegen der im Bundestag am 
18. Juni 1971 gegebenen Versprechen vorerst die 
Gewährung von Mitteln abgelehnt hat? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Ich muß 
der Antwort, die mit dem anderen Haus abgestimmt 
ist, entnehmen, daß das in einem absolut ablehnen-
den Sinne nicht verstanden werden kann. Aber 
es entspricht der gründlichen Arbeit der Bundes-
regierung, daß sie in so wichtigen Fragen erst nach 
gründlicher Vorklärung die Entscheidungen trifft. 
Ich vermute, daß Frau Kollegin Strobel im Augen-
blick eben diese gründliche Vorklärung herbeizu-
führen im Begriffe ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage. 
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Hussing (CDU/CSU) : Herr Minister, können Sie 
eine Summe angeben, die zu der von Ihnen ange-
gebenen Zeit eventuell zur Verfügung gestellt wird? 
Ist da etwas fixiert? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Auch inso-
weit wäre ich leichtfertig, wenn ich vor Abschluß 
dieser gründlichen Prüfungen jetzt schon eine 
Summe nennen wollte, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Schirmer. 

Schirmer (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen be-
kannt, daß der Deutsche Sportbund den 57 inter-
essierten Firmen, dem Deutschen Gewerkschafts-
bund, der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände und anderen Institutionen mitgeteilt 
hat, daß die Bundesregierung demnächst solche stüt-
zenden Maßnahmen, wie Sie sie in Aussicht gestellt 
haben, nicht geben wird, und halten Sie es für 
zweckmäßig, daß die Bundesregierung diese so er-
freuliche Aussage von Ihnen dem DSB und den 
Institutionen alsbald mitteilt? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Ich kann 
diese Ihre Frage, Herr Abgeordneter, uneinge-
schränkt mit Ja beantworten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Frage. 

Die Fragen 3, 4 und 5 werden auf Bitten der 
Fragesteller schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 6 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hauser (Sasbach) auf: 

Bis wann gedenkt die Bundesregierung, den bereits seit lan-
gem erwarteten Gesetzentwurf zur Novellierung des Abhörge-
setzes einzubringen, nachdem das Bundesverfassungsgericht 
unter dem 15. Dezember 1970 die bisherige Fassung teilweise 
für verfassungswidrig erklärt und die FAZ schon unter dem 
11. März 1971 mitgeteilt hat, das Bundesinnenministerium be-
reite eine Änderung des Abhörgesetzes vor, um das Gesetz in 
Einklang mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu 
bringen? 

Bitte schön, Herr Minister! 

Genscher, Bundesminister des Innern: Der im 
Bundesministerium des Innern vorbereitete Entwurf 
des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zu Art. 10 
des Grundgesetzes wird zur Zeit mit den beteiligten 
Bundesressorts abgestimmt. Ich hoffe, daß die Er-
örterungen mit den Ressorts bis zum Jahresende 
abgeschlossen sein werden und der Gesetzentwurf 
Anfang 1972 dem Kabinett zur Beschlußfassung zu-
geleitet werden kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Herr Minister, 
welche so unüberwindlich scheinenden Schwierig-
keiten haben es denn bis jetzt verhindert, daß das 
längst fällige Gesetz hier vorgelegt wird? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab-
geordneter, man kann sicher darüber streiten, ob 
der Begriff „längst fällig" zutreffend ist. 

(Abg. Dr. Hauser [Sasbach] : Nach dem Bun

-

desverfassungsgericht!) 

Wenn Sie mich aussprechen lassen würden, Herr 
Abgeordneter, würde das die Beantwortung der 
Frage abkürzen und erleichtern. — Es geht darum, 
in einer sehr schwierigen Rechtsmaterie eine den 
Vorstellungen des Bundesverfassungsgerichts ent-
sprechende rechtsstaatliche Lösung dieser Frage zu 
finden. Wir hoffen, daß wir bis zum Jahresende mit 
den Ressortberatungen zu Ende gekommen sind. 
Von unüberwindlichen Schwierigkeiten, die Sie ver-
muten, kann in  der Bundesregierung und zwischen 
den Ressorts in dieser Frage bis zur Stunde keine 
Rede sein. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Minister, könn-
ten Sie mir sagen, ob der Ausschuß nach Art. 10 
des Grundgesetzes, dessen Vorsitzender Herr Benda 
bislang war, an den Vorbereitungen dieser Maß-
nahmen beteiligt war oder ob es von dort Anre-
gungen dazu gegeben hat? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Wir ste-
hen wegen der möglichen Verbesserung in einer 
laufenden Konsultation mit den Kollegen, die in die-
sen Fragen tätig sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Die Fragen 7 und 8 des Herrn Abgeordneten Wag-
ner (Günzburg) sollen auf Bitte des Fragestellers 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 9 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Götz auf. — Der Fragesteller ist nicht im Saal; die 
Frage wird schriftlich beantwortet, ebenfalls die 
Frage 10 des Abgeordneten Dr. Götz. Die Antwor-
ten werden als Anlage abgedruckt. Damit sind wir 
am Ende Ihres Geschäftsbereichs, Herr Minister. 
Haben Sie vielen Dank! 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten. Zur Beantwortung ist Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Logemann anwesend. Ich rufe die 
Frage 31 des Herrn Abgeordneten Dr. Früh auf. — 
Der  Herr Abgeordnete ist nicht im Saal; die Frage 
wird schriftlich beantwortet, ebenfalls die Frage 32 
des Herrn Abgeordneten Dr. Früh. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Frage 33 des Herrn Abgeordneten Dr. Ritz 
wird ebenfalls schriftlich beantwortet, auch die 
Frage 34 desselben Fragestellers. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. Schönen Dank, 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär! Die Fragen 
aus Ihrem Ressort sind erledigt. 
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Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Arbeit und Sozialordnung. Zur Beant-
wortung steht Herr Staatssekretär Ehrenberg zur 
Verfügung. Ich rufe die Frage 35 des Herrn Abge-
ordneten Bredl auf. — Er ist nicht im Saal; die Frage 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 36 des Herrn Abgeordneten 
Zander auf. — Er ist auch nicht im Saal; die Frage 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Die Frage 37 haben wir schon bei einem anderen 
Ressort behandelt. 

Die Fragen 38 und 39 des Herrn Abgeordneten 
Schmidt (München) sind zurückgezogen. 

Die Frage 40 des Herrn Abgeordneten Dr. Slotta 
wird auf Bitte des Fragestellers schriftlich beantwor-
tet werden. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 41 des Herrn Abgeordneten 
Ziegler auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht im 
Saal; die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 42 der Frau Abgeordneten 
Kalinke auf. — Diese Frage und die Frage 43 der 
Frau Abgeordneten Kalinke werden schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 44 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Schellenberg auf. — Der Herr Abgeordnete hat 
um schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 45 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Böhme auf. — Er ist nicht im Saal; die Frage wird 
schriftlich beantwortet, ebenfalls die Frage 46 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Böhme. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 47 des Herr Abgeordneten 
Wende auf: 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung Mißstände für 
Zivildienstleistende abzustellen, die, wie es in einem Fall im 
Bereich des Regierungspräsidiums Nordwürttemberg geschehen 
ist, bei der Übernahme der Unterhaltssicherung zwischen Antrag-
stellung und positivem Bescheid Verzögerungen von bis zu acht 
Monaten in Kauf nehmen müssen und in dieser Zeit ernsthaft um 
ihre soziale Sicherung besorgt sein müssen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Dr. Ehrenberg, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung: Herr Abge-
ordneter, das Unterhaltssicherungsgesetz wird von 
den Ländern durchgeführt. Die Bundesregierung 
steht in ständiger Verbindung mit den zuständigen 
Landesministerien, um eine reibungslose Abwick-
lung der Anträge auf Leistungen nach dem Unter-
haltssicherungsgesetz sicherzustellen. Bisher be-
kanntgewordene Verzögerungen in der Bearbeitung 
von Anträgen beruhten im wesentlichen darauf, daß 
den Anträgen die erforderlichen Unterlagen nicht 
beigefügt waren. Die Unterhaltssicherungsbehörden  

helfen in diesen Fällen durch Abschlagszahlungen, 
wenn der Anspruch dem Grunde nach besteht. 

Um diesem Fall nachgehen zu können, wäre ich 
Ihnen dankbar, wenn Sie mir den konkreten Sach-
verhalt mitteilten. Über das Ergebnis meiner Ermitt-
lungen würde ich Sie schriftlich unterrichten. Sollte 
sich dabei ergeben, daß bei der Entscheidung über 
Anträge auf Leistungen nach dem Unterhaltssiche-
rungsgesetz vermeidbare Verzögerungen eintreten, 
so werde ich diese Frage dann mit den Ländern er-
örtern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Wende (SPD) : Selbstverständlich lasse ich Ihnen 
gern die nötigen Informationen zugehen. Dennoch 
darf ich fragen, ob Sie mit mir der Meinung sind, 
daß, wenn der Fall sich nach der Prüfung so heraus-
stellen sollte, wie er in meiner Frage angedeutet ist, 
es sich dann lediglich um einen bedauerlichen Ein-
zelfall in der Abwicklung handeln würde? 

Dr. Ehrenberg, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung: Dem würde 
ich zustimmen. Aber auch diesen Einzelfall sollte 
man mit der zuständigen Landesbehörde besprechen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. — Damit sind wir am Ende dieses Geschäfts-
bereichs. Schönen Dank, Herr Staatssekretär Ehren-
berg. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
auf. Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Westphal. Ich rufe Frage 48 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Jungmann auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es nach dem 
heutigen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis nicht vertretbar 
ist, von der Wirkung einzelner in Arzneimitteln enthaltenen 
Stoffe auf die generelle Unschädlichkeit und Wirksamkeit der 
Stoffe in einer neuen Arzneispezialität zu schließen? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Frau Präsident, ich wollte gern den Herrn Kollegen 
Dr. Jungmann bitten, einverstanden zu sein, daß ich 
beide Fragen zusammen beantworten kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Einverstanden. — 

Dann  auch Frage 49: 
Beabsichtigt die Bundesregierung, entsprechend den wissen-

schaftlichen Erkenntnissen bei der Novellierung des deutschen 
Arzneimittelgesetzes, insbesondere bei der Neuanmeldung von 
Arzneispezialitäten, den modernen Erfordernissen der Arznei-
mittelsicherheit und Arzneimittelwirksamkeit Rechnung zu 
tragen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Die Bundesregierung ist bemüht, die Sicher-
heit bei der Anwendung von Arzneimitteln nach 
den derzeitigen wissenschaftlichen Erkenntnissen 
zu erhöhen. Mit diesem Ziel ist eine Änderung 
des Arzneimittelgesetzes beabsichtigt. Im Bundes- 
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Parlamentarischer Staatssekretär Gehlen 

ministerium für .Jugend, Familie und Gesundheit 
liegt zur Zeit ein Referentenentwurf einer Novelle 
zum Arzneimittelgesetz vor. Darin ist vorgesehen, 
das Registrierungsverfahren, wie es jetzt bereits 
für Arzneimittel mit Stoffen und Zubereitungen in 
der medizinischen Wissenschaft nicht allgemein 
bekannter Wirksamkeit angewendet wird, auf alle 
Arzneimittel auszudehnen, die neu, d. h. nach In-
krafttreten der Novelle, in den Verkehr gebracht 
werden sollen. Bei diesen neuen Arzneispezialitäten 
ist bei der Anmeldung zur Registrierung der volle 
Nachweis ihrer Wirksamkeit und Unschädlichkeit 
zu erbringen. 

In dein Entwurf der Novelle ist für Arzneispezi-
alitäten, deren Wirksamkeit und Unschädlichkeit 
vorhersehbar ist, weil sie aus hinreichend erprob-
ten Stoffen und Zubereitungen bestehen, eine Aus-
nahmeregelung vorgesehen. Für solche Arznei-
spezialitäten können an Stelle der vorgesehenen 
Versuche wissenschaftliche Veröffentlichungen über 
pharmakologische, toxikologische Wirkungen so-
wie über die ärztliche oder klinische Erprobung 
ihrer Bestandteile vorgelegt werden. 

Bei der Registrierung einer Arzneispezialität, 
die aus bekannten Stoffen besteht, wird das Bun-
desgesundheitsamt allerdings eingehend prüfen 
müssen, ob die Kombination von bekannten Stof-
fen oder ihre neue quantitative Zusammensetzung 
nicht zu unvorhersehbaren, überraschenden Effek-
ten hinsichtlich der Wirksamkeit und Unschädlich-
keit führen kann. Insofern teile ich Ihre Ansicht, 
Herr Dr. Jungmann, daß aus der bekannten Wir-
kung einzelner Stoffe nicht generell auf die Un-
schädlichkeit und Wirksamkeit dieser Stoffe in 
einer neuen Arzneispezialität geschlossen werden 
kann. In einzelnen Fällen, in denen jedoch nur ge-
ringfügige Unterschiede in der quantitativen Zu-
sammensetzung der sonst gleichen Stoffe bestehen, 
kann meines Erachtens die Wirksamkeit und Un-
schädlichkeit als vorhersehbar angesehen werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Jungmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ist die Bundesregierung der Ansicht, daß in biblio-
graphischen Unterlagen für die Registrierung von 
Arzneimittelspezialitäten nicht nur Feststellungen 
über einzelne Versuchsergebnisse, sondern auch 
Prüfungsergebnisse enthalten sein sollten, aus 
denen hervorgeht, welche Prüfungen zu den Fest-
stellungen geführt haben? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Ja, Herr Dr. Jungmann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Jungmann (CDU/CSU) : Beabsichtigt die 
Bundesregierung, im Rahmen der anstehenden No-
vellierung des Arzneimittelgesetzes die sogenann-
te Erste EWG-Arzneimittel-Richtlinie vom 26. Ja-

nuar 1965 mit Ausnahme von Art. 24 jetzt schon zu 
berücksichtigen? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Wir haben versucht, dies unter dem Gesichts-
punkt zu berücksichtigen, daß wir auf diese EWG- 
Regelung ja auch im umgekehrten Sinne, wie Sie 
wissen, Einfluß nehmen wollen, um Ausnahmerege-
lungen für bestimmte Bereiche unsererseits zu er-
reichen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Die Fragen 50, 51 und 52 werden auf Wunsch 
der Fragesteller schriftlich beantwortet. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 53 des Herrn Abgeordneten 
Seefeld auf: 

Entsprechen die in der Illustrierten Quick, Ausgabe 47 vom 
17. November 1971, aufgestellten Behauptungen über katastro-
phale Mißstände in deutschen Krankenhäusern bei der Aufnahme 
von Notfallpatienten den Tatsachen, und wenn ja, was gedenkt 
die Bundesregierung zur Verbesserung der Situation zu tun? 

Bitte schön! 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Herr Kollege Seefeld, der Bundesregierung 
sind aus Presseberichten und auch aus Briefen Be-
troffener Unzulänglichkeiten, in Einzelfällen auch 
ernste Mängel in der Versorgung von Notfall

-

patienten bekanntgeworden. Die in dem Bericht 
der genannten Illustrierten dargestellten Fälle dür-
fen jedoch nicht verallgemeinert werden. Weder 
wird die Nothilfe in den meisten Krankenhäusern 
von „medizinischen Lehrlingen" geleistet noch ist 
das „Überleben in unseren Notstationen dem blo-
ßen Zufall überlassen". Das sollte im Interesse der 
Tausenden von Menschen, die nachts und am Wo-
chenende in den Krankenhäusern als Ärzte, Schwe-
stern oder Pfleger Dienst tun, oder auch der son-
stigen Mitarbeiter in Krankenhäusern hier vor 
dem Parlament ausdrücklich und mit Dank für ihre 
Arbeit festgestellt werden. 

(Beifall.) 

Es ist im übrigen zu hoffen, daß mit dem zur 
Zeit in Beratung befindlichen Gesetz zur wirt-
schaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und zur 
Regelung der Krankenhauspflegesätze die entspre-
chenden Einrichtungen der Krankenhäuser — und 
hier liegt die Möglichkeit des Bundes, auf diesem 
Gebiet zu helfen — verbessert werden können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Seefeld. 

Seefeld (SPD) : Herr Staatssekretär, ich weiß 
natürlich, daß das Personalproblem nicht so ohne 
weiteres und nicht so leicht zu lösen sein wird. Ich 
frage Sie deshalb: In welcher Weise könnte denn 
das Krankenhausfinanzierungsgesetz für die über-
lasteten Ärzte in den Krankenhäusern Entlastung 
bieten? 
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Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Herr Kollege Seefeld, zu dem ersten Teil Ihrer 
Frage, in welchem Sie gesagt haben, daß Sie die 
Schwierigkeiten im Hinblick auf das Personalpro-
blem selbst kennen, lassen Sie mich wenigstens dar-
auf hinweisen, daß die Bundesregierung dies schon 
in ihrem Gesundheitsbericht sehr ausführlich darge-
stellt hat. Es ist ja leider so, daß trotz des verstärk-
ten Zugangs zu den ärztlichen und Pflegeberufen 
im Krankenhaus weiterhin ein ungedeckter Perso-
nalbedarf besteht, weil das Personalangebot nicht in 
dem gleichen Umfang gestiegen ist wie die An-
sprüche an die Möglichkeiten der Krankenhausver-
sorgung. 

Zu Ihrer Frage selbst lassen Sie mich bitte sagen, 
daß natürlich auch hier der Bund dadurch, daß er 
Mittel bereitstellt, erstmalig im Hinblick auf die 
Mitwirkung bei den Investitionen für den Kranken-
hausbau Helfender sein kann. Die Einzelentschei-
dung darüber, welche Einrichtung gefördert wird 
und ob z. B. eine Notfallklinik in besonderer Weise 
ausgebaut wird, ist dann Sache der Länder. Wir 
hoffen, daß die Länder die Gelegenheit nutzen wer-
den, auf diesen Gesichtspunkt auch in ihren Kran-
kenhausplanungen Rücksicht zu nehmen. Wir sind 
ganz sicher, daß sie das tun werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Jahn. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, verfügt die Bundesregierung über 
eine Übersicht darüber, in welchen Gebieten und 
Krankenhäusern bei der Aufnahme von Unfall-
patienten vor allen Dingen Schwierigkeiten be-
stehen, damit bei der Gewährung der vom Bund 
vorgesehenen Hilfe schwerpunktmäßig vorgegangen 
werden kann? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Nein, Herr Kollege Jahn, über eine solche 
Übersicht verfügen wir nicht. Das ist eindeutig 
Ländersache. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende der heutigen Fragestunde und zugleich am 
Ende unserer heutigen Sitzung. Ich berufe das Haus 
auf Freitag, den 3. Dezember, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.09 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 

Dr. Ahrens *** 3. 12. 
Dr. Aigner * 3. 12. 
Alber *** 3. 12. 
Amrehn *** 3. 12. 
Bals *** 3. 12. 
Bartsch 3. 12. 
Dr. Barzel 3. 12. 
Bauer (Würzburg) *** 3. 12. 
Dr. Beermann 15. 1. 1972 
Behrendt * 10. 12. 
Blank 18. 12. 
Blumenfeld *** 3. 12. 
Dr. Böhme 2. 12. 
Dr. Burgbacher 3. 12. 
Dasch 18. 12. 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus *** 2. 12. 
Dr. Dittrich * 3. 12. 
Draeger *** 13. 12. 
Dr. Enders *** 3. 12. 
Dr. Erhard 3. 12. 
Faller * 12. 12. 
Fellermaier * 3. 12. 
Flämig * 2. 12. 
Fritsch *** 3. 12. 
Dr. Furler 10. 12. 
Dr. Giulini 3. 12. 
Freiherr von und zu Guttenberg 18. 12. 
Dr.. Hallstein 3. 12. 
Helms 4. 12. 
Frau Herklotz 4. 12. 
Dr. Hermesdorf (Schleiden) *** 3. 12. 
Hösl *** 3. 12. 
Frau Jacobi (Marl) 18. 12. 
Jung *** 3. 12. 
Kahn-Ackermann *** 3. 12. 
Dr. Kempfler 3. 12. 
Dr. h. c. Kiesinger 3. 12. 
Frau Klee *** 3. 12. 
Dr. Klepsch *** 3. 12. 
Kriedemann * 3. 12. 
Frau Dr. Kuchtner 2. 12. 
Lautenschlager 2. 12. 
Lemmrich *** 3. 12. 
Lenze (Attendorn) *** 3. 12. 
Liedtke 3. 12. 
Dr. Dr. h. c. Löhr * 17. 12. 
Looft 17. 12. 
Lücker (München) * 3. 12. 
Memmel * 3. 12. 
Müller (Aachen-Land) * 10. 12. 
Dr. Müller (München) *** 3. 12. 
Ott 3. 12. 

*Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

*** Für die Teilnahme an Sitzungen der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Peters (Norden) 3. 12. 
Pöhler *** 3. 12. 
Richter *** 3. 12. 
Dr. Rinderspacher *** 3. 12. 
Rollmann 6. 12. 
Rosenthal 3. 12. 
Schmidt (Würgendorf) *** 3. 12. 
Or. h. c. Schmücker *** 3. 12. 
Schneider (Königswinter) 3. 12. 
Schoettle 17. 12. 
Schwabe * 3. 12. 
Frau Seppi 3. 12. 
Dr. Slotta 3. 12. 
Springorum * 2. 12. 
Frau Dr. Walz *** 3. 12. 
Dr. Warnke 3. 12. 
Weber (Heidelberg) 3. 12. 
Wehner 10. 12. 
Wiefel 3. 12. 
Baron von Wrangel 4. 12. 
Zander 3. 12. 
Dr. Zimmermann 3. 12. 

Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 2. Dezember 1971 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Schil

-

ler (Bayreuth) (SPD) (Drucksache VI/2861 Frage A 3) : 
Da der Nachweis der Staatsangehörigkeit bei Eheschließungen, 

wie er in Bayern und Baden-Württemberg gefordert wird, Flücht-
lingen aus der DDR oft sehr schwer fällt, frage ich die Bundes-
regierung, ob es Bestrebungen gibt, hier einheitliches Recht für 
alle Bundesbürger zu schaffen. 

Der Standesbeamte muß vor jeder Eheschließung 
die Staatsangehörigkeit der Verlobten prüfen, weil 
hiervon abhängt, welches Recht auf die Ehefähigkeit 
der Verlobten anzuwenden ist. Hierzu bestimmt 
§ 11 der Verordnung zur Ausführung des Perso-
nenstandsgesetzes, daß sich der Standesbeamte von 
Deutschen bei der Bestellung des Aufgebots eine 
Bescheinigung der Meldebehörde, den Personalaus-
weis, den Reisepaß oder eine Staatsangehörigkeits-
urkunde vorlegen lassen soll. 

Da das Personenstandswesen von den Ländern 
nach Artikel 83 des Grundgesetzes als eigene An-
gelegenheit ausgeführt wird, können die Länder 
bestimmen, daß beim Aufgebot allgemein ein Nach-
weis über die Staatsangehörigkeit verlangt wird. 
Von dieser Möglichkeit haben die Länder Bayern 
und Baden-Württemberg Gebrauch gemacht, gleich-
zeitig aber - wie es auch die Ausführungsverord-
nung zum Personenstandsgesetz vorsieht - be-
stimmt, daß dadurch die Eheschließung nicht verzö-
gert werden soll. 

Eine Rückfrage bei den Innenministerien der bei-
den Länder ergab, daß dort bei Flüchtlingen aus 
der DDR für die Eheschließung bisher Schwierig- 
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keiten nicht aufgetreten sind, weil der urkundliche 
Nachweis der Staatsangehörigkeit gegebenenfalls 
auch nach der Eheschließung erbracht werden kann. 
Sollten Sie jedoch einen Fall kennen, der zu unüber-
windlichen Schwierigkeiten geführt hat, so bin ich 
gern bereit, ihn der zuständigen obersten Landes-
behörde mitzuteilen. Ich wäre Ihnen in diesem Falle 
für nähere Angaben dankbar. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß sich die 
Arbeitsgemeinschaft der Innenministerien der Län-
der zur Zeit mit Vorschlägen für einheitliche Grund-
sätze und für ein einheitliches Verfahren bei der 
Feststellung der deutschen Staatsangehörigkeit be-
faßt. Die Arbeiten sind noch nicht abgeschlossen. 

Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 2. Dezember 
1971 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Picard (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 Fragen A 4 
und 5) : 

Aus welchen Gründen hat der Bundesminister des Innern den 
seitherigen Direktor des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche 
und internationale Studien, Professor Boris Meissner, nicht wie-
derberufen? 

Welche Überlegungen wird die Bundesregierung den Berufun-
gen der zwei oder drei weiteren Direktoren an dem genannten 
Institut zugrunde legen? 

Der Erlaß über das Bundesinstitut für ostwissen-
schaftliche und internationale Studien sieht eine Be-
rufung der Mitglieder des Wissenschaftlichen Di-
rektoriums „in der Regel auf die Dauer von 2 Jah-
ren" vor. Dies beruht auf der Erwägung, daß — bei 
aller Anerkennung der Notwendigkeit der Konti-
nuität — nach Ablauf einer bestimmten Zeit eine 
Veränderung in der Zusammensetzung des Wissen-
schaftlichen Direktoriums im Interesse des Bundes-
instituts geboten erscheint. Daher wurde bereits im 
Dezember 1964 im Bundesministerium des Innern 
erörtert, ob die Professoren Meissner, Thalheim, 
Wetter, Stökl und Kordt sämtlich als Direktoriums-
mitglieder wiederberufen werden sollten. Da zu 
dieser Zeit die Aufbauphase des Bundesinstituts 
aber noch nicht beendet war, wurde die Entschei-
dung nach ausführlicher Beratung dann doch zurück-
gestellt. Dabei wurde u. a. festgestellt, daß mit die-
ser Begründung an der Wiederberufung von Herrn 
Professor Meissner zunächst festgehalten werden 
sollte. 

Nach Beendigung der Aufbauphase des Bundesin-
stituts wurden erstmals im Jahre 1969 die beiden 
Direktoriumsmitglieder Thalheim und Kordt nicht 
wiederberufen. Bei dieser Gelegenheit hatten Bun-
desminister Benda und sein Parlamentarischer 
Staatssekretär Köppler sich damit einverstanden er-
klärt, daß nunmehr bei jeder Neubestellung des 
Wissenschaftlichen Direktoriums ein Teil der Mit-
glieder auszutauschen sind. Es sollte im Jahre 1969, 
wie bereits vermerkt, der Anfang mit den Professo-
ren Thalheim und Kordt gemacht werden. Außer-
dem wurde damals von der Leitung des Bundesmi-

nisteriums des Innern bestätigt, daß ein Mangel an 
qualifizierten Wissenschaftlern, die als Direkto-
riumsmitglieder in Betracht kommen, heute nicht 
mehr besteht. 

Die Entscheidung, im Jahre 1971 von einer erneu-
ten Wiederberufung von Herrn Professor Meissner 
als Mitglied des Wissenschaftlichen Direktoriums 
abzusehen, beruht auf der Erwägung, daß Herr Pro-
fessor Meissner nunmehr seit zehn Jahren dem 
Wissenschaftlichen Direktorium angehöre. Unter 
diesen Umständen erschien seine Nichtwiederberu-
fung, dem anfangs genannten Grundgedanken fol-
gend, auch in Würdigung seiner Verdienste um 
den Aufbau des Bundesinstituts naheliegend und 
sachgerecht. 

Die Bundesregierung ist bemüht, in das Wissen-
schaftliche Direktorium Persönlichkeiten zu berufen, 
die für das zu bekleidende Ehrenamt über die erfor-
derliche fachliche Kompetenz verfügen. 

Solche Persönlichkeiten meint der Bundesminister 
des Innern — in engem Benehmen mit den verblie-
benen Mitgliedern des Wissenschaftlichen Direkto-
riums — inzwischen gefunden zu haben. 

Zwei Berufungen wurden bereits, wie auch der 
Presse zu entnehmen war, ausgesprochen. Es han-
delt sich um Herrn Professor Nikolaus Lobkowicz, 
Ordinarius für politische Theorie und Philosophie 
an der Universität München, und Herrn Professor 
Klemens Pleyer, Ordinarius für Wirtschafts- und 
Handelsrecht, Bürgerliches Recht und Bankrecht an 
der Universität Köln. 

Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 2. Dezember 
1971 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Wagner (Günzburg) (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 
Fragen A 7 und 8)): 

Wie beurteilt die Bundesregierung für den Bereich der Bundes-
verwaltung den Beschluß des Senats der Freien und Hansestadt 
Hamburg vom 23. November 1971, wonach Angehörige rechts- 
oder linksradikaler Gruppen nicht mehr zu Beamten auf Lebens-
zeit ernannt werden können? 

Welche konkreten Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregie-
rung zu unternehmen, nachdem der Bundesinnenminister in einer 
Rede vor dem 8. Deutschen Beamtentag des DGB am 11. No-
vember 1971 geäußert hatte: „Für politische Extremisten ist im 
öffentlichen Dienst kein Platz „ ? 

Meine Auffassung, daß „für politische Extremisten 
im öffentlichen Dienst kein Platz ist", stützt sich auf 
die einschlägigen dienstrechtlichen Vorschriften. Ich 
nehme insoweit auch Bezug auf die Antwort der 
Bundesregierung zu den Fragen 7 bis 9 der Kleinen 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betr. Rechts- 
und Linksradikalismus (Drucksache VI/2576). Diese 
Antwort stimmt insoweit im Grundsatz überein mit 
den mir bekanntgewordenen Vorstellungen des Se-
nats der Freien und Hansestadt Hamburg. 

Bei dem Ihrer Frage zugrunde liegenden Sachver-
halt handelt es sich um einen Vorgang, der sich in 
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der Abstimmung zwischen der Bundesregierung und 
den Regierungen der Länder befindet. Sie ist noch 
nicht abgeschlossen. Ich möchte den Beratungen nicht 
vorgreifen und mich deshalb zum jetzigen Zeitpunkt 
zu konkreten Maßnahmen nicht äußern. 

Ich bin gerne bereit, dem Innenausschuß des Deut-
schen Bundestages demnächst über den Fragenkom-
plex zu berichten. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 2. Dezember 
1971 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Götz (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 Fragen A 
9 und 10) : 

Inwieweit haben in den letzten zehn Jahren Beamte auf Le-
benszeit von der Pensionierungsmöglichkeit mit dem vollendeten 
62. Lebensjahr Gebrauch gemacht? 

Wie hoch beläuft sich die Pensionierungslast auf Grund der 
Pensionierung mit dem 62. Lebensjahr in den einzelnen Jahren 
und insgesamt für den Bund (einschließlich Deutscher Bundespost 
und Deutscher Bundesbahn), die Länder und die Gemeinden? 

Der Bundesregierung liegt hinreichend umfassen-
des Zahlenmaterial über diesen Gegenstand nicht 
vor. Ich kann Ihre Frage daher heute im einzelnen 
nicht beantworten. 

Eine genaue Beantwortung würde sehr umfang-
reiche und zeitraubende Ermittlungen im Bundes-
bereich und bei den Ländern und Gemeinden erfor-
dern, wobei darauf hinzuweisen ist, daß selbst dort, 
wo in einzelnen Verwaltungszweigen Zahlen über 
die nach Vollendung des 62. Lebensjahres eingetre-
tenen Versorgungsfälle vorhanden sind, diese für 
sich allein nicht aussagekräftig wären: sie müßten 
noch im einzelnen danach aufgeschlüsselt werden, 
inwieweit es sich hierbei um eine vorzeitige Zur-
ruhesetzung wegen Dienstunfähigkeit oder auf An-
trag des Beamten handelt; hinzu kommt, daß auch 
im letzteren Falle - Zurruhesetzung auf Antrag — 
zu einem nicht unerheblichen Teil der Tatbestand 
der Dienstunfähigkeit erfüllt sein dürfte. 

Ich werde mich aber gerne bemühen, die Zahlen 
für die Bereiche zu ermitteln, in denen überhaupt 
schon statistisch aufgeschlüsselte Unterlagen vor-
handen sind, und sie Ihnen dann mitteilen. Dies 
wird allerdings einige Zeit in Anspruch nehmen. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 1. Dezember 1971 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Rollmann (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/2861 Frage A 13) : 

Ist es richtig, daß in der Rechtsprechung die Weigerung der 
nichtehelichen Mutter, den Namen des Vaters ihres Kindes zu 
nennen, häufig zur Ablehnung ihres Antrags auf Aufhebung der 
Amtspflegschaft führt? 

Die nichteheliche Mutter hat nach § 1705 BGB in 
der Fassung des Gesetzes über die rechtliche Stel-
lung der nichtehelichen Kinder vom 19. August 
1969 die elterliche Gewalt über ihr minderjähriges 
Kind. Diese ist lediglich insofern eingeschränkt, als 
das Kind im Regelfall kraft Gesetzes einen Pfleger 
für die Vaterschaftsfeststellung sowie für die Rege-
lung des Unterhalts und des Erbrechts erhält (§ 1706 
BGB). Die Amtspflegschaft ist jedoch auf Antrag der 
Mutter aufzuheben, wenn dies dem Wohle des Kin-
des nicht widerspricht (§ 1707 I Nr. 2, II BGB). 

Die Frage, ob die Weigerung der Mutter, den 
Namen des Vaters anzugeben, der Aufhebung der 
Amtspflegschaft entgegensteht, ist bereits verschie-
dentlich Gegenstand von — veröffentlichten — Ge-
richtsentscheidungen gewesen. Die Gerichte gehen 
übereinstimmend davon aus, daß die Mutter gesetz-
lich nicht verpflichtet ist und nicht gezwungen wer-
den kann, den Namen des Erzeugers zu nennen. 
Überwiegend wird jedoch in den bislang veröffent-
lichten Entscheidungen die Auffassung vertreten, 
daß wesentliche Interessen des Kindes in der Regel 
gefährdet werden und deshalb die Aufhebung der 
Amtspflegschaft abzulehnen ist, wenn sich die Mut-
ter weigert, den Namen des Vaters preiszugeben, 
und nicht die Gewähr dafür gegeben ist, daß das 
nichteheliche Kind den Namen seines Vaters erfährt. 
Das Kind habe nicht nur ein Recht zu erfahren, wer 
sein Vater ist, sondern auch einen Anspruch darauf, 
daß die Vaterschaft mit Wirkung für und gegen 
alle festgestellt wird, weil sie mannigfaltige recht-
liche Bedeutung habe, vor allem auch für die Unter-
halts- und Erbansprüche. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 2. Dezember 1971 auf die Mündlichen Fragen 
des Abgeordneten Dr. Früh (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/2861 Fragen A 31 und 32) : 

Trifft die Aussage der gemeinnützigen Landgesellschaften zu, 
daß die Durchführung des einzelbetrieblichen Förderungspro-
gramms auf zunehmende und unerwartete Schwierigkeiten stößt, 
und wie erklärt sich die Bundesregierung diesen Tatbestand? 

Kann die Bundesregierung die daraus resultierenden Befürch-
tungen bestätigen, daß beim derzeitigen Stand die in das Ertl-
Programm gesetzten Hoffnungen nicht realisiert werden können? 

Von unerwarteten und zunehmenden Schwierig-
keiten kann bei der Durchführung des einzelbetrieb-
lichen Förderungsprogramms nicht die Rede sein. 

Jedes neue Programm braucht eine gewisse An-
laufzeit. Es geht ja nicht nur darum, daß die Bun-
desrichtlinien erlassen werden und bekannt sind, 
sondern hinzu kommen die notwendigen Landes-
bestimmungen, die vielleicht nicht immer fristgerecht 
bekannt waren. 

Seit dem 1. Juli 1971 kann eine Förderung nach 
dem neuen Förderungsprogramm in Anspruch ge-
nommen und bewilligt werden. Gleichzeitig wer-
den aber auch noch Anträge nach den Richtlinien von 
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1966 abgewickelt. Es ist selbstverständlich, daß beim 
Anlaufen eines neuen und beim Abwickeln eines 
alten Programms die Abwicklung zunächst im Vor-
dergrund steht. Hinzu kommt, daß die Landwirt-
schaft mit neuen Investitionen allgemein im Früh-
jahr beginnt, um diese in der ruhigeren Zeit des 
Winters ausführlich und exakt planen zu können. 
Ein solches Verhalten ist als sehr ökonomisch anzu-
sehen. Die Vorsicht der Landwirtschaft bei Investi-
tionen ist keineswegs negativ zu werten, sondern 
zeugt ebenfalls von ökonomischem Verhalten. 

Mit den Ländern — als den durchführenden Stel-
len — stehen wir in engster Verbindung. Einige 
Unklarheiten sind gemeinsam beseitigt worden. Von 
unerwarteten und zunehmenden Schwierigkeiten ist 
bisher von keiner Seite gesprochen worden. 

Ich darf Ihnen in das Gedächtnis rufen, daß für 
das Anlaufen der Investitionsbeihilfe seinerzeit fast 
ein Jahr gebraucht wurde. 

Ich möchte aber besonders betonen, daß das neue 
Programm kein Anreiz zum Investieren sein soll; 
aus den alternativ gebotenen Hilfen soll der Land-
wirt wählen und sich frei entscheiden. Selektive 
Investitionsförderung, Überbrückungshilfen und so-
ziale Hilfen stehen nebeneinander. 

In allen Bundesländern läuft das Programm. Die 
Hoffnungen werden sicherlich in allen drei Berei-
chen der Hilfen erfüllt. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 2. Dezember 1971 auf die Mündlichen Fragen 
des Abgeordneten Dr. Ritz (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/2861 Fragen A 33 und 34) : 

Sieht die Bundesregierung in der Senkung des Mehrwertsteuer-
satzes von 18% auf 6 %  für Mineraldünger in Belgien, wie sie 
ab 1. November 1971 wirksam wird, eine zusätzliche Wettbe-
werbsverzerrung im Bereich der gemeinsamen Agrarpolitik? 

Gedenkt die Bundesregierung, gegen diese Wettbewerbsver-
zerrung bei den Organen der Europäischen Gemeinschaften vor-
zugehen oder für den Fall, daß diese Bemühungen erfolglos 
bleiben, für die deutschen landwirtschaftlichen Produzenten eine 
Entlastung auf der Kostenseite durch Senkung des Mehrwert-
steuersatzes auf der Endverbraucherstufe bei Mineraldüngern 
durch eine entsprechende Gesetzesvorlage herbeizuführen? 

Wettbewerbsverzerrungen zum Nachteil der 
Landwirte in der Bundesrepublik könnten sich dann 
ergeben, wenn die pauschalierte steuerliche Vorbe-
lastung der belgischen Erzeuger nach der Verringe-
rung des Mehrwertsteuersatzes für Mineraldünger 
die tatsächliche Vorsteuerbelastung übersteigt. 

Die Bundesregierung hat sich daher an die Dienst-
stellen der Kommission gewandt, um eine Klärung 
des Sachverhaltes herbeizuführen. 

Sollte die Kommission bei ihrer Prüfung zu dem 
Ergebnis kommen, daß eine unzulässige Wettbe-
werbsverzerrung vorliegt, so muß sie von Amts 
wegen über die Aufhebung oder Umgestaltung die-
ser belgischen Maßnahme entscheiden. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ehrenberg vom 2. Dezember 
1971 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Bredl (SPD) (Drucksache VI/2861 Frage A 35) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Zuge der Öffnung der 
Rentenversicherung für Hausfrauen, Selbständige und deren 
Familienangehörigen zugleich eine Öffnung der Rentenversiche-
rung für die Mitglieder der Ordensgemeinschaften der öffentlich-
rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaften vorzuschlagen, 
und ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den Mitgliedern 
dieser Ordensgemeinschaften ein wachsendes Bedürfnis für eine 
zeitgemäße Alterssicherung entsteht? 

Ausgehend von Ihrer Frage darf ich mitteilen, daß 
die Bundesregierung in dem von ihr vorgelegten 
Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Reform der ge-
setzlichen Rentenversicherung vorgeschlagen hat, 
auch diesem Personenkreis im Rahmen der Öffnung 
der Rentenversicherung für weitere Gesellschafts-
gruppen das Recht einzuräumen, freiwillig Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung zu entrichten 
und in gewissem Umfang für Zeiten vom 1. Januar 
1956 an noch nachzuentrichten. 

Im übrigen werden von der Bundesregierung die 
Probleme der Alterssicherung der Mitglieder der 
genannten Gemeinschaften seit Anfang dieses Jah-
res mit deren Spitzenverbänden eingehend erörtert. 
Die Verbände haben die bei den einzelnen Gemein-
schaften aufgetretenen — zum Teil ganz unter-
schiedlichen   Probleme inzwischen auch schriftlich 
dargelegt, so daß die Gespräche über weitergehende 
Maßnahmen im Zusammenhang mit der Alterssiche-
rung des genannten Personenkreises in Kürze fort-
gesetzt werden können. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß dabei eine für alle Beteiligten be-
friedigende Lösung der noch offenen Fragen gefun-
den werden kann. 

Wie Sie wissen, liegt der von mir einleitend 
zitierte Gesetzentwurf dem Bundesrat vor. Er wird 
in Kürze diesem Hohen Hause zugeleitet werden, so 
daß dann in den Ausschußberatungen der von Ihnen 
genannte Problemkreis im einzelnen erörtert wer-
den kann. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ehrenberg vom 2. Dezem

-

ber 1971 auf die Mündliche Frage des Abgeordne

-

ten Zander (SPD) (Drucksache VI /2861 Frage A 36) : 

Ist es richtig, daß für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" zur Verfügung stehende 
Mittel durch die Bundesanstalt für Arbeit gekürzt worden sind? 

Die von der Bundesanstalt für Arbeit bereitge-
stellten Mittel für das regionale Förderungspro-
gramm sind nicht gekürzt worden. Die Bundesan-
stalt hat sich bisher an dem Förderungsprogramm 
mit 1,025 Mrd. DM beteiligt. Am 11. Oktober 1971 
standen davon noch 63,9 Millionen DM zur Verfü-
gung, während Darlehensanträge in Höhe von 
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32,4 Millionen DM vorlagen. Auch die Restmittel 
sollen noch vergeben werden. 

Wegen ihrer augenblicklich angespannten Liqui-
ditätslage hat die Bundesanstalt für Arbeit jedoch 
darauf hingewiesen, daß sie für den am 1. Januar 
1972 in Kraft tretenden Rahmenplan der Gemein-
schaftsaufgabe: „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" vorerst keine weiteren Mittel aus 
ihrer Rücklage zur Verfügung stellen kann. Soweit 
es ihre Möglichkeiten erlauben, wird sie aber auch 
künftig zur Strukturverbesserung, Erhaltung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen beitragen. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
30. November 1971 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Slotta (SPD) (Drucksache VI/2861 
Frage A 40) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die gesetzliche Krankenver-
sicherung für Studierende zu öffnen? 

Die Sachverständigenkommission zur Weiterent-
wicklung der Krankenversicherung erörtert auf An-
regung der Bundesregierung zur Zeit die Frage, wie 
die Krankenversicherung für Studierende gesetzlich 
geregelt werden kann. Der für diese Frage zustän-
dige Unterausschuß der Sachverständigenkommis-
sion hat einen Bericht erarbeitet, in dem unter-
schiedliche Auffassungen über die Lösung dieses 
Problems dargelegt sind. Es ist zu erwarten, daß 
die Sachverständigenkommission in Kürze ihre Be-
ratungen hierüber abschließen und einen Vorschlag 
für die gesetzliche Regelung der Krankenversiche-
rung der Studenten vorlegen wird. Die Bundesregie-
rung wird aufgrund dieses Vorschlags das weitere 
Verfahren prüfen. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ehrenberg vorn 2. Dezember 
1971 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Ziegler (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 Frage A 41) : 

Durch welche Maßnahmen und in welcher Form hat die Bun-
desregierung die Bemühungen zur Vermeidung und zur Beendi-
gung des Arbeitskampfs in der Metallindustrie unterstützt? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sie sich 
bei der Respektierung der Tarifautonomie in Über-
einstimmung mit diesem Hohen Hause befindet. 
Nach unserer Rechtsordnung ist der Arbeitskampf 
ein Bestandteil der Tarifautonomie. Er ist ein legi-
times Mittel der Tarifvertragsparteien, um ihre ta-
rifpolitischen Forderungen durchzusetzen. 

Diese Rechtslage bestimmt das Verhalten der 
Bundesregierung auch im gegenwärtigen Tarifkon-

flikt im Bereich der Metallindustrie: Weil die Bun-
desregierung die Tarifautonomie respektiert, 
konnte sie sich in diesen Tarifkonflikt nicht einmi-
schen. Sie geht auch hier davon aus, daß Austra-
gung und Beendigung des Tarifkonflikts den hier-
für verantwortlichen Trägern der Tarifautonomie 
obliegt. 

Im übrigen, Herr Kollege, darf ich darauf hinwei-
sen, daß inzwischen das sogenannte besondere 
Schlichtungsverfahren im Bereich der Metallindu-
strie eingeleitet worden ist und dafür ein besonde-
rer Schlichter bestellt wurde. Die Bundesregierung 
teilt das große Interesse, das in der Öffentlichkeit 
dem Schlichtungsverfahren entgegengebracht wird. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ehrenberg vorn 2. Dezember 
1971 auf die Mündlichen Fragen der Abgeordneten 
Frau Kalinke (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 Fra-
gen A 42 und 43) : 

Hat die Bundesregierung Vorsorge getroffen, daß die Träger 
der gesetzlichen Krankenversicherung, die einem Teil ihrer 
Versicherten „teilweise Kostenerstattung" gewähren, den  Nach-
weis darüber führen, daß die Gleichbehandlung aller Versicher-
ten gewährleistet ist, daß also Versicherte, die auf Kranken-
schein behandelt werden, nicht gegenüber solchen Versicherten 
benachteiligt werden, die von der Wahlfreiheit Gebrauch machen 

- und zwar hinsichtlich der Arzneien für Versicherte und deren 
mitversicherte Familienangehörige, der ärztlichen Behandlung 
der Versicherten und deren mitversicherten Familienangehörigen, 
sowie für Verwaltungskosten, die den Versicherungsträgern 
durch die Prüfung und Abrechnung der Privatrechnungen zwecks 
Kostenerstattung entstehen? 

wird die Bundesregierung dafür Sorge trageng daß die Ver-
sicherungsträger die Ausgaben für die .,teilweise Kostenerstat-
tung" getrennt buchen, um sicherzustellen, deß alljährlich bei der 
Veröffentlichung der Rechnungsergebnisse der Träger der gesetz-
lichen Krankenversicherung der Nachweis der Gleichbehandlung 
aller Versicherten geführt werden kann? 

Wie Sie wissen, beruht die Möglichkeit, daß ein-
zelne Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
einen Teil ihrer Versicherten teilweise Kostenerstat-
tung gewähren, auf überkommenem Satzungsrecht. 
Eine Ausweitung dieses Rechts durch Nachträge zu 
den Versicherungsbedingungen hat das Bundesver-
sicherungsamt aus Rechtsgründen versagt. Unser 
Haus ist nicht ermächtigt, auf diesen Rechtszustand 
durch Verwaltungsanordnungen in dem von Ihnen 
dargelegten Sinne einzuwirken. Ich bin mit Ihnen 
der Auffassung, daß Versicherte, die auf Kranken-
schein behandelt werden, nicht gegenüber Versi-
cherten benachteiligt werden dürfen, die von der 
Wahlfreiheit auf teilweise Kostenerstattung Ge-
brauch machen. Ich halte es für eine wichtige Auf-
gabe der Selbstverwaltung, diese Gleichbehandlung 
aller Versicherten sicherzustellen. 

Soweit Ihre Frage dahingeht, ob den Kassen bei 
teilweiser Kostenerstattung höhere Krankheitsko-
sten entstehen als bei der Behandlung auf Kranken-
schein, kann ich darauf verweisen, daß in der Regel 
nach den Versicherungsbedingungen die Kosten in 
Höhe der für die Kasse geltenden Sätze der ärzt-
lichen Gebührenordnung oder in dem Umfang zu 
erstatten sind, wie sie bei Durchführung von ver-
tragsärztlicher Behandlung entstanden wären. 
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In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf Ihre 
zweite Frage eingehen. Es gibt Zweifel daran, daß 
sich mit einer getrennten Buchung der Ausgaben für 
die teilweise Kostenerstattung der Nachweis der 
Gleichbehandlung aller Versicherten führen ließe. 
Denn für die Höhe der Leistungsausgaben einer be-
stimmten Versichertengruppe hat vor allem deren 
Zusammensetzung, wie beispielsweise Alter, Ge-
schlecht, Anzahl der Familienangehörigen, entschei-
dende Bedeutung. Hierbei müßten allerdings dann 
auch Formen gefunden werden, die Vergleiche zu-
lassen; mit der getrennten Buchung wäre dieses Er-
fordernis nicht zu leisten. Ihre Anregung sollte aber 
auf jeden Fall von der Sachverständigenkommission, 
der Ärzte, Kassenvertreter, Arbeitgeber, Gewerk-
schaften und Vertreter der Wissenschaft angehören, 
eingehend geprüft werden. Dieser Kommission 
werde ich Ihre Überlegungen, die in Ihrer Frage 
zum Ausdruck kommen, zuleiten. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ehrenberg vom 2. Dezember 
1971 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Schellenberg (SPD) (Drucksache VI/2861 Frage A 
44) : 

Ist die in der Öffentlichkeit vertretene Annahme, daß sich 
„das Vermögen der Rentenversicherung von 132 Milliarden DM 
im Jahre 1985 auf annähernd rund 200 Milliarden DM erhöhen 
würde", realistisch? 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist die in 
der Öffentlichkeit verbreitete und auch in diesem 
Hohen Hause erwähnte — Annahme, daß sich das 
Vermögen der Rentenversicherung von 132 Milliar-
den DM im Jahre 1985 auf annähernd 200 Milliarden 
DM erhöhen wird, nicht realistisch. 

Die vorsichtigen Annahmen des Rentenanpas-
sungsberichts 1970 wurden noch unter dem Eindruck 
der gerade überwundenen Rezession konzipiert. Die 
erfolgreiche Überwindung der Rezession hat dann 
im Verlauf des Jahres 1970 zu einer nachhaltigen 
Verbesserung der Finanzlage der Rentenversiche-
rungen geführt, so daß im Rentenanpassungsbericht 
1971 eine Vergrößerung des nicht gebundenen Fi-
nanzvolumens der Rentenversicherungen der Ar-
beiter und der Angestellten von rund 100 Milliarden 
DM ausgewiesen werden konnte. 

Zum 31. März 1972 hat die Bundesregierung einen 
neuen Rentenanpassungsbericht und neue langfri-
stige Vorausschätzungen vorzulegen. Dank der Wirt-
schaftsentwicklung werden die Ergebnisse der neuen 
Vorausschätzungen zwar vermutlich wieder günsti-
ger sein als ein Jahr zuvor angenommen wurde, 
allerdings ist unter gar keinen Umständen damit zu 
rechnen, daß der Finanzierungsspielraum die Grö-
ßenordnung von 200 Milliarden DM auch nur in etwa 
erreichen wird. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ehrenberg vom 2. Dezember 
1971 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Böhme (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 Fragen 
A 45 und 46) : 

Ist die Meldung in der „Süddeutschen Zeitung" vom 21. Okto-
ber 1971 (Nr. 257 S. 25) zutreffend, wonach Bundesarbeitsminister 
Arendt in einem Journalistengespräch zu verstehen gegeben hat, 
daß künftig zu erwägen sei, Leistungsverbesserungen im unteren 
Bereich der Renteneinkünfte — bei allgemein unveränderten 
Beitragssätzen für Höher- und Kleinverdiener — zu Lasten der 
Bezieher hoher Renteneinkünfte zu erreichen? 

Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß bei Reali-
sierung solcher Pläne, die auf eine Umverteilung der Leistungs-
struktur in der gesetzlichen Rentenversicherung und auf eine 
Nivellierung der Höchstrenten hinauslaufen, die Versorgungs-
lücke vor allem der leitenden Angestellten und der freiberuflich 
und selbständig Tätigen noch größer wird, obwohl auch deren 
Renten beitragsgerecht ermittelt werden und in derselben Rela-
tion zum letzten Monatsverdienst stehen wie die kleinerer 
Rentenbezieher? 

Sie wissen sicherlich aus eigener Erfahrung, daß 
verschiedentlich in der sozialpolitischen Diskussion 
die Frage aufgekommen ist, ob für die hohen und 
die niedrigen Renten nicht unterschiedliche Anpas-
sungssätze vorzusehen sind. Es handelt sich dabei 
um keine neue Fragestellung. 

Minister Arendt kam es also lediglich darauf an, 
mit der von Ihnen zitierten Antwort — und zwar 
nicht von sich aus, sondern auf eine entsprechende 
Frage — in dem Journalistengespräch am 26. Okto-
ber dieses Jahres darauf hinzuweisen, daß solche 
Fragen auch an unser Haus herangetragen werden. 
Er hat aber dazu bemerkt, daß diese Frage nicht 
Gegenstand aktueller Überlegungen sei und für ihn 
— ich zitiere wörtlich — „dies alles noch überhaupt 
nicht zur Diskussion steht". Das hat die von Ihnen 
genannte Zeitung auch zutreffend wiedergegeben. 
Im übrigen können Sie aus der Vorlage der Renten-
anpassungsgesetze ersehen, daß keine Vorschläge 
gemacht werden, für die hohen und niedrigen Renten 
unterschiedliche Anpassungssätze einzuführen. 

Zu Ihrer zweiten Frage, Herr Kollege, möchte ich 
annehmen, daß die Versorgungslücke bei leitenden 
Angestellten, von der Sie sprechen, zum größten Teil 
durch die gesetzlichen Regelungen aus den letzten 
zwei Jahrzehnten bedingt ist, z. B. die späte Auf-
hebung der Versicherungspflichtgrenze in der Ange-
stelltenversicherung; an der Beibehaltung dieser 
Grenze hat seinerzeit die Fraktion, der Sie ange-
hören, lange festgehalten. 

Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 30. November 1971 auf die Mündlichen Fragen 
des Abgeordneten Strohmayr (SPD) (Drucksache 
VI/2861 Fragen A 50 und 51) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Landwirtschaft 
und den sogenannten Tierfabriken durch Heilmittelmißbrauch das 
Wachstum von Tieren, die für die menschliche Ernährung be-
stimmt sind, künstlich gesteigert wird und dadurch die mensch-
liche Gesundheit in unverantwortlichem Maße gefährdet wird? 
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Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung über das 
Lebensmittelgesetz, das Arzneimittelgesetz, das Futtermittelge-
setz und eine strengere Gerichtsbarkeit zu ergreifen, um dem 
gewinnsüchtigen Treiben Unverantwortlicher auf Kosten der 
Gesundheit des Verbrauchers schon bald Einhalt zu gebieten? 

Der Bundesregierung liegen Meldungen über den 
Arzneimittelmißbrauch bei Tieren vor. Sie sieht in 
einem solchen Arzneimittelmißbrauch eine Gefähr-
dung der menschlichen Gesundheit. 

Bereits heute unterliegen die Anwendung von 
Stoffen mit pharmakologischer Wirkung an Nutz-
tieren und das Inverkehrbringen von Lebensmitteln, 
die unter Anwendung dieser Stoffe gewonnen wor-
den sind, einschränkenden lebensmittel-, arzneimit-
tel-, futtermittel-, milch- und fleischbeschaurecht

-

lichen Vorschriften. Die Überwachung dieser Vor-
schriften obliegt den Ländern; sie haben sie intensi-
viert. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung weiter-
gehende gesetzliche Vorschriften zum Schutze des 
Verbrauchers vor dem Verzehr rückstandshaltiger 
Lebensmittel vorbereitet. Der Entwurf zur Gesamt-
reform des Lebensmittelrechts liegt dem Bundestag 
vor (Drucksache VI/2310). Nach § 15 dieses Entwurfs 
dürfen Lebensmittel im Regelfall von Tieren nur ge-
wonnen und in den Verkehr gebracht werden, wenn 
die nach Arzneimittelrecht oder Futtermittelrecht 
festgesetzten Wartezeiten eingehalten worden sind. 
Daneben können Höchstmengen vorgeschrieben oder 
für bestimmte Fälle besondere Regelungen getrof-
fen werden. 

Der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände-
rung futtermittelrechtlicher Vorschriften liegt dem 
Bundesrat zur Stellungnahme vor (Drucksache 
604/71). Nach diesem Entwurf können u. a. die er-
forderlichen Regelungen über Zusatzstoffe in Fut-
termitteln, über die erforderlichen Wartezeiten und 
über die zulässigen Höchstgehalte an Schadstoffen 
(wie DDT usw.) getroffen werden. Der Entwurf ent-
hält außerdem u. a. die Ermächtigung, die Vor-
schriften über Futterzusatzstoffe zu erlassen, die 
zur Durchführung der EG-Richtlinie über Zusatz-
stoffe in der Tierernährung vom 23. November 1970 
erforderlich sind. Von besonderer Bedeutung ist da-
bei, daß erstmals auch Regelungen nicht nur über 
Futtermittel getroffen werden können, die gewerbs-
mäßig in den Verkehr gebracht werden sollen, son-
dern auch über solche Futtermittel, die vom Tierhal-
ter selbst hergestellt und an das Tier verfüttert 
werden. 

Der Entwurf zur Änderung des Arzneimittelgeset-
zes (Tierarzneimittel) liegt dem Bundeskabinett zur 
Beschlußfassung vor. Dieser Entwurf sieht vor, daß 
Arzneimittel, die zur Anwendung an Tieren be-
stimmt sind, die der Lebensmittelgewinnung dienen, 
nur noch in den Verkehr gebracht werden dürfen, 
wenn sie beim Bundesgesundheitsamt registriert und 
insbesondere auf die einzuhaltenden Wartezeiten 
überprüft worden sind. Die Arzneimittel sind ent-
sprechend zu kennzeichnen. Nicht registrierte Arz-
neimittel dürfen bei diesen Tieren nicht angewen-
det werden. Weitere Vorschriften richten sich gegen 
die illegale Einfuhr und Abgabe von Arzneimitteln 
sowie gegen deren illegalen Erwerb und unsach-
gemäße Anwendung. Insbesondere sind über den 

Erwerb und die Abgabe dieser Arzneimittel Nach-
weise zu führen. 

Die genannten Gesetzentwürfe sehen außerdem 
wirksamere Strafandrohungen vor. 

Zur weiteren Verbesserung des Gesundheits- und 
Verbraucherschutzes sind fleischbeschaurechtliche 
Vorschriften in Vorbereitung, die eine routine-
mäßige stichprobenweise Untersuchung des Fleisches 
bei der amtlichen Schlachttier- und Fleischunter-
suchung sowie bei der Untersuchung des importier-
ten Fleisches auf Hormone und Antibiotika vor-
sehen. 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 30. November 1971 auf die Mündliche Frage 
des Abgeordneten Rollmann (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/ 2861 Frage A 52) : 

Inwieweit ist die Bundesregierung dem Ersuchen des Deutschen 
Bundestages aus dem Jahre 1967 nachgekommen, „eine bundes-
einheitliche JugendhilfeStatistik auf der Grundlage einheitlicher 
Begriffe anzustreben, in die die freien Träger der Jugendhilfe 
mit einbezogen werden"? 

Die Bundesstatistik für Jugendhilfe ist zuletzt im 
Jahre 1970 im Zusammenhang mit der Angleichung 
an das neue Nichtehelichenrecht durch stärkere Dif-
ferenzierung und Erweiterung — u. a. durch Erfas-
sung der Unterbringung von Minderjährigen in 
Familien- oder Heimpflege außerhalb der öffent-
lichen Erziehung — verbessert worden. Sie enthält 
gegenwärtig Angaben über die freie Jugendhilfe 
sowohl in Teil III — Aufwand aus öffentlichen Mit-
teln für die Jugendhilfe durch Erfassung der Zuwen-
dungen an die freien Träger — als auch in Teil IV 
— Einrichtungen der Jugendhilfe durch die ge-
trennte Aufführung von Einrichtungen öffentlicher, 
freier und privater Träger —. 

Die Verbesserung der Jugendhilfe-Statistik im 
Sinne einer größeren Aussagekraft über die gesamte 
Jugendhilfe einschließlich der Freizeitpädagogik, der 
außerschulischen Jugendbildung und der internatio-
nalen Jugendbewegung ist das von der Bundesregie-
rung erstrebte Ziel, das jedoch in den Beratungen 
mit den Fachgremien beim Statistischen Bundesamt, 
denen Vertreter der Statistischen Landesämter, der 
Landesjugendbehörden, der kommunalen Jugend-
ämter und der Wohlfahrtsverbände angehören, mit 
den Möglichkeiten der Praxis abgestimmt werden 
muß. Die nächste Beratung darüber im Arbeitskreis 
Jugendhilfe-Statistik ist für Januar 1972 vorgesehen. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh

-

nanyi vom 1. Dezember 1971 auf die Mündlichen 
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Fragen des Abgeordneten Büchner (SPD) (Druck-
sache VI/2861 Fragen A 77 und 78) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Ministerpräsi-
denten von Rheinland-Pfalz, Dr. Kohl, daß es sich bei dem 
Kernkraftwerk in Biblis im Vergleich zum geplanten Kern-
kraftwerk der BASF in Ludwigshafen um „das gleiche Modell - 
bloß in einer anderen Dimension handele und daß eine 
Genehmigung des einen (Biblis) und eine Sicherheitsüberprüfung 
des anderen (BASF) „nicht sachorientiert" sei? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob es bisher in anderen 
Ländern für vergleichbar dicht besiedelte Standorte wie den-
jenigen in Ludwigshafen (BASF) Genehmigungen für Kernkraft-
werke gibt? 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht, 
ebensowenig die Reaktorsicherheitskommission 
und offensichtlich auch nicht der Antragsteller. Der 
BASF-Standort ist dadurch gekennzeichnet, daß er 
in unmittelbarer Nähe dichtbesiedelter Stadtgebiete 
und zugleich inmitten chemischer Industrieanlagen 
liegt. Aus diesem Grunde wurden auch vom Planer 
zusätzliche Sicherheitsvorkehrungen vorgesehen. 
Diese zu beurteilen, war aber in kurzer Frist nicht 
möglich. Deshalb wurde die Entscheidung über die 
Genehmigung zunächts um etwa zwei Jahre hinaus-
geschoben. In der Zwischenzeit werden die vorge-
schlagenen zusätzlichen Sicherheitsmaßnahmen ein-
gehend geprüft. Die Strenge der hierbei anzulegen-
den Maßstäbe wird der Bedeutung dieser zusätzli-
chen Sicherheitseinrichtungen im Hinblick auf die 
vorliegenden besonderen Standortverhältnisse, an-
gemessen sein müssen. 

Demgegebenüber liegt der Standort Biblis bezüg-
lich seiner Bevölkerungsdichte durchaus im Bereich 
des in der BRD und im Ausland üblichen. Die Bevöl-
kerungszahlen im Umkreis von zwei Kilometern be-
tragen bei Biblis 500, bei BASF dagegen 24 000. 

Für vier Kilometer lauten die Zahlen 7 500 bei 
Biblis und 175 000 bei BASF, für sechs Kilometer 
20 000 (Biblis) und 366 000 (BASF) und schließlich 
noch für zehn Kilometer 56 000 (Biblis) und 555 000 
(BASF) d. h. in die Nahzone ist im Falle BASF die 
Bevölkerungsdichte ein bis zwei Größenordnungen 
höher als im Falle Biblis. 

Es ist die übereinstimmende Meinung fast aller 
maßgeblichen Reaktorsicherheitsexperten, daß für 
ein Kernkraftwerk an einem Standort wie dem der 
BASF andere Maßstäbe anzulegen sind als bei-
spielsweise in Biblis. Zum Schutze des einzelnen 
Lebens, das selbstverständlich an allen Standorten 
gleich bewertet wird, sind in Reaktorstandortumge-
bungen, unabhängig von der Bevölkerungsdichte, 
ergänzende Sicherheitsmaßnahmen erforderlich. Die 
Durchführbarkeit dieser ergänzenden Sicherheits-
maßnahmen muß von Fall zu Fall geprüft werden 
und trägt zur Beurteilung und Bewertung des je-
weils vorgesehenen Standorts bei. 

Vergleichbar dicht besiedelte Standorte wie der-
jenige in Ludwigshafen sind bisher noch in keinem 
Land genehmigt worden. 

Ähnliche Projekte in den USA, Großbritannien 
und Schweden sind bisher nach Kontakten mit den 
zuständigen Behörden entweder aufgegeben oder 
abgelehnt bzw. aufgeschoben worden. 

Anlage 19 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 1. Dezember 1971 auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Bardens (SPD) (Druck-
sache VI/2861  Frage A 79) : 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, uns eine Genehmi-
gung des Kernkraftwerkes BASF in Ludwigshafen zu ermög-
lichen? 

Nach der Entscheidung des BMBW vom August 
1970, die Genehmigung zum Bau des BASF-Kern-
kraftwerks zu verschieben, erarbeitete das BMBW 
bis November 1970 einen detaillierten Katalog über 
offene Fragen zum BASF-Projekt, der dem Reaktor-
hersteller und Betreiber, d. h. der BASF, übergeben 
und in mehreren Gesprächen mit allen Beteiligten 
erläutert wurde. 

Angesichts der grundsätzlichen Bedeutung der 
noch offenen Fragen für die Genehmigung stadt-
naher Projekte hat der BMBW ein mit 137 Millionen 
DM gefördertes Forschungsprogramm eingeleitet, 
das durch theoretische und experimentelle Unter-
suchungen die Beantwortung dieser Fragen unter-
stützen soll. Wesentliche Teile dieses Programms 
wurden -inzwischen in Angriff genommen. Einige 
Punkte, darunter die wichtige Frage der experimen-
tellen Prüfung der Funktionstüchtigkeit der projek-
tierten Berstsicherung sind noch Gegenstand weite-
rer Diskussionen. 

Es ist vorgesehen, Ende dieses Jahres eine wei-
tere Bestandsaufnahme zu machen. Sobald Herstel-
ler und Betreiber die vorgelegten Fragen vollständig 
beantwortet haben, werden das BMBW und die 
Landesgenehmigungsbehörde ihre Gutachter mit der 
Prüfung dieser neuen Unterlagen beauftragen und 
nach Vorliegen von Ergebnissen über die beantragte 
Genehmigung entscheiden zu können. 

Die Bundesregierung hofft, daß auf diese Weise 
ein den strengen Sicherheitsansprüchen gerecht wer-
dendes Projekt rechtzeitig auch für die Sicherung 
der Energieversorgung am Standort Ludwigshafen 
errichtet werden kann. 

Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 1. Dezember 1971 auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Haehser (SPD) (Drucksache 
VI/2861 Frage A 80) : 

Hat die Bundesregierung ihre abweichende Auffassung zum 
Kernkraftwerk der BASF gegenüber derjenigen, die der Minister-
präsident von Rheinland-Pfalz  am  26. Mai 1971 im Landtag von 
Rheinland-Pfalz vertrat, erneut deutlich gemacht? 

Die Bundesregierung hat mehrfach deutlich zum 
Ausdruck gebracht, zuletzt während der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages am 1. Oktober 1971 als 
Antwort auf die Fragen des Abgeordneten Josten, 
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daß sie die Auffassung, das BASF-Kernkraftwerks-
projekt sei mit anderen bereits genehmigten Kern-
kraftwerken ohne weiteres vergleichbar, die der 
Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz ver-
treten hat, nicht teilen kann. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 1. Dezember 1971 auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Haehser (SPD) (Drucksache 
VI/2861 Frage A 81) : 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, ob die 
Reaktorsicherheitskommission im Verfahren der atomrechtlichen 
Genehmigung des BASF-Kraftwerks den Standpunkt der Bundes-
regierung teilte, wonach zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen not-
wendig sind, oder ob sie eher dein Standpunkt der Landes-
regierung Rheinland-Pfalz zuneigte, wonach eine Genehmigung 
des BASF-Kernkraftwerks ohne zusätzliche Sicherheitsmaßnah-
men für die Bevölkerung möglich gewesen wäre? 

Angesichts der Besonderheiten des inmitten eines 
Ballungszentrums gelegenen BASF-Standortes hat 
die Reaktor-Sicherheitskommission mehrheitlich zu-
sätzliche Sicherheitseinrichtungen für dieses Projekt 
als notwendig erachtet. Die Reaktor-Sicherheitskom-
mission konnte sich aber trotz der vom Antragsteller 
angebotenen zusätzlichen Sicherheitseinrichtungen 
nicht zu einem einstimmig positiven Votum für eine 
Genehmigung bereitfinden. Die Reaktorsicherheits-
kommission teilt daher offenbar die Auffassung der 
Bundesregierung und nicht diejenige, die Minister-
präsident Kohl (Rheinland-Pfalz) im Landtag ver-
treten hat. 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort 
des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 1. Dezember 1971 auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Brandt (Grolsheim) (SPD) 
(Drucksache VI/2861 Fragen A 82 und 83) : 

Teilt die Bundesregierung die Meinung der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz, die nach der Aussage des Ministerpräsidenten 
von Rheinland-Pfalz in der Landtagsdebatte in Mainz vom 
26. Mai 1971 offenbar eine Genehmigung des Kernkraftwerks der 
BASF ohne weitere Sicherheitsmaßnahmen für richtig hält? 

Warum hat der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, 
nachdem das notwendige atomrechtliche Verfahren unter Beteili-
gung aller zuständigen Stellen planmäßig abgewickelt werden 
konnte, die seinerseits erforderliche Zustimmung zu dem Vor-
haben zunächst um zwei Jahre zurückgestellt, wie die Landes-
regierung in der Beantwortung der großen Anfrage der Gruppe 
der FDP, Drucksache 7194 reit Datum vom 23. September 1971 
zur Frage 8 ausgeführt hat? 

Die Bundesregierung teilt diese Ansicht nicht. 

Es ist die Überzeugung fast aller Experten auf dem 
Gebiet der Reaktorsicherheit im In-  und Ausland, 
daß für ein so stadt- und industrienahes Kernkraft-
werk, wie es das BASF-Projekt in Ludwigshafen 
darstellt, zusätzliche Sicherheitseinrichtungen not-
wendig sind, die über die sonstigen bereits sehr 
weitgehenden Schutzvorkehrungen noch hinaus-

gehen. Diese zusätzlichen Sicherheitseinrichtungen 
sollen auch ganz unwahrscheinliche Störfälle noch 
abdecken und dienen gleichsam als Kompensation 
dafür, daß Notfallmaßnahmen zum Schutz der Be-
völkerung bei dichter Besiedlung länger dauern 
würden. 

Es ist nicht richtig, daß das atomrechtliche Verfah-
ren unter Beteiligung aller zuständigen Stellen plan-
mäßig abgewickelt werden konnte, weil schon das 
Beratungsgremium des BMBW, die Reaktor-Sicher-
heitskommission, wegen fehlender Einstimmigkeit 
keine positive Empfehlung für den Bau des Kern-
kraftwerkes geben konnte. 

Eine im Verlauf des Genehmigungsverfahrens 
vom BMBW veranlaßte Prüfung der vom Antrag-
steller für die BASF-Anlage vorgeschlagenen zusätz-
lichen und teilweise neuartigen Sicherheitseinrich-
tungen durch Sachverständige ergab, daß sich aus 
den Unterlagen die Frage der Vollständigkeit und 
Wirksamkeit dieser zusätzlichen Sicherheitseinrich-
tungen nicht hinreichend beurteilen ließ. Da ein 
solches Urteil jedoch als Voraussetzung für eine 
Genehmigung anzusehen ist, mußte die Entschei-
dung über eine Genehmigung verschoben werden. 

Der BMBW hat angesichts der grundsätzlichen Be-
deutung der noch offenen Fragen für die Genehmi-
gung stadtnaher Projekte ein Forschungsprogramm 
eingeleitet, das durch theoretische und experimen-
telle Untersuchungen die Beantwortung dieser Fra-
gen ermöglichen soll. 

Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 1. Dezember 1971 auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Kahn-Ackermann 
(SPD) (Drucksache VI/2861 Fragen A 84 und 85) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, aus der Tatsache Konse-
quenzen zu ziehen, daß die bisherigen mißglückten Experimente 
mit der Europa-II-Rakete im Endergebnis zu technischen Lösun-
gen führen, die weit hinter technologischen Lösungen in der 
UdSSR und in den  LISA  liegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die neuerliche Bereitschaft 
der US-Regierung einzugehen, sehr viel billigere und bessere 
Träger für ein weit gefächertes europäisches oder nationales 
Satellitenprogramm zu liefern? 

Die für den Start mittelgroßer Satelliten konzi-
pierte Trägerrakete Europa II bietet eine Trans-
portleistung, die ausreichen würde, Europa eine 
Unabhängigkeit für den Start von Nutzsatelliten 
der Größenklasse 200 kg zu garantieren (Sympho-
nie). Dies war das Hauptziel für die Entwicklung 
Europa II. Das System ist in Auslegung und Tech-
nologie insofern durchaus vergleichbar mit US- 
Trägerraketen entsprechender Leistung. 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, auf 
das Angebot der USA auf Lieferung von US-Trä-
gern für europäische Aufgaben oder Vorhaben im 
Rahmen des nationalen Programms einzugehen. 
Für die bilateralen Projekte Azur, Aeros und Helios 
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ist bereits die Verwendung von US-Trägern vorge-
sehen. 

Was die Anwendung von US-Trägern für an-
wendungsorientierte Aufgaben der europäischen 
Weltraumforschung angeht, so haben die USA in 
dem kürzlich veröffentlichten Schreiben von Staats-
sekretär Johnson vom 1. September 1971 an den 
belgischen Wissenschaftsminister Lefèvre als der-
zeitigen Vorsitzenden der Europäischen Weltraum-
konferenz für bestimmte Bereiche gewisse Ein-
schränkungen unter Hinweis auf internationale 
Verpflichtungen, insbesondere das Intelsatabkom-
men, gemacht. Die Frage, ob und ggf. welche Kon-
sequenzen sich hieraus für die Fortsetzung der 
Entwicklung einer europäischen Trägerraketen-
kapazität ergeben, wird z. Z. noch in enger Konsul-
tation mit unseren europäischen Partnern geprüft. 

Hinsichtlich der Kosten der ggf. von den USA zu 
liefernden Trägern liegen noch keine verbindlichen 
Angaben vor. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Ehmke vom 2. Dezember 
1971 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Höcherl (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 Fragen A 
95 und 96) : 

War nach Ansicht der Bundesregierung die Äußerung des Bun-
deskanzlers vor dem SPD-Parteitag am 18. November 1971, die 
Bundesrepublik Deutschland leidet auch nicht gleich Schaden, 
wenn mal gestreikt wird", geeignet, die Bemühungen um eine 
Vermeidung des am 22. November beginnenden Arbeitskampfes 
in der Metallindustrie zu unterstützen? 

Würde die Bundesregierung einen Verstoß gegen die Neutrali-
tät gegenüber den Tarifpartnern in einem Tarifkonflikt darin 
sehen, wenn der Bundeskanzler statt dessen auf die harten 
Auswirkungen eines Arbeitskampfes für die unmittelbar und 
mittelbar betroffenen Arbeitnehmer und deren Familien hinge-
wiesen und in einem ernsten Appell an beide Seiten zur Eini-
gung in letzter Stunde aufgerufen hätte? 

Der Herr Bundeskanzler hat am 18. November 
1971 vor dem Außerordentlichen Parteitag der SPD 
hierzu wörtlich ausgeführt: 

„Doch auch dieses sage ich in allem Ernst: Ge-
rade bei den Risiken, mit denen wir es jetzt 
zu tun haben, muß von allen erwartet wer-
den, daß sie ihre Forderungen — das gilt für 
Preise wie für Löhne — mit den realen Mög-
lichkeiten in Übereinstimmung bringen. 

Den Zusammenhang zwischen Währung und 
Löhnen wird man ernsthaft nicht bestreiten 
können. Die Regierung hat niemanden im Zwei-
fel darüber gelassen, daß hohe Lohnsteigerun-
gen gegenwärtig gesamtwirtschaftlich nicht zu 
verkraften sind. Sie hat andererseits die Tarif-
autonomie ernst genommen und sich in die 
laufenden Lohnbewegungen nicht eingemischt. 
Nun laßt mich ganz offen sagen, ohne irgend 
etwas zu verniedlichen: Die Bundesrepublik 
leidet auch nicht gleich ernsten Schaden, wenn 
mal gestreikt wird." 

Ich möchte daher zunächst festhalten, Herr Kol-
lege, daß das in Ihrer Frage enthaltene Zitat mit 
dem Wortlaut der Äußerung des Herrn Bundes-
kanzlers nicht genau übereinstimmt und zudem den 
Zusammenhang der Rede nicht berücksichtigt. 

Der Herr Bundeskanzler hat sich stets mit Nach-
druck zur Tarifautonomie bekannt. Jeder, der es 
ernst mit ihr meint, muß auch den legalen Arbeits-
kampf als Ultima ratio der Tarifvertragsparteien 
akzeptieren. Die Bundesregierung hat wiederholt 
auf die hohe wirtschafts- und gesellschaftspoli-
tische Verantwortung der Tarifvertragsparteien 
aufmerksam gemacht. Hierzu gehört auch, daß die 
Tarifvertragsparteien die sozialen und wirtschaft-
lichen Auswirkungen eines Arbeitskampfes in ihre 
Überlegungen einbeziehen. Wenn sich in der Ur-
abstimmung am 12. November mehr als 89 v. H. der 
abstimmungsberechtigten Metallarbeiter von Nord-
württemberg—Nordbaden für einen Streik ausge-
sprochen haben, so muß dies als eine demokra-
tische Entscheidung mündiger Staatsbürger von 
jedem Politiker respektiert werden. Dies schließt 
nicht die Aufforderung an beide Tarifvertragspar-
teien aus, um die Beilegung des Konflikts bemüht 
zu sein. 

Anlage 25 

Ergänzende Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 18. November 1971 auf die Fragen des Abge-
ordneten Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) zu seinen 
Schriftlichen Fragen B 11 und 12 aus der Druck-
sache VI/2792 *) 

Die Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebs-
mittel sind seit Dezember 1969, abgesehen von 
einer kleinen saisonalen Unterbrechung im Sep-
tember/Oktober 1970 kontinuierlich gestiegen. Der 
Index der Einkaufspreise landwirtschaftlicher Be-
triebsmittel ohne Mehrwertsteuer lag im Wirt-
schaftsjahr 1970/71 um 4,7% höher als 1969/70. Die 
Entwicklung war in erster Linie konjunkturbedingt, 
so daß die am stärksten konjunkturabhängigen Be-
triebsmittelpreise, wie Preise für Neubauten und 
neue Maschinen sowie für Unterhaltung von Ge-
bäuden und Maschinen, die höchste Anstiegsrate 
aufwiesen. Der Preisanstieg wurde durch die stabi-
litätspolitischen Maßnahmen der Bundesregierung 
und durch die preisdämpfenden Auswirkungen der 
Aufwertung, insbesondere bei Futtermitteln, ge-
bremst. 

Von der mit Hilfe von Indizes dargestellten Preis-
entwicklung kann nicht auf die tatsächliche Kosten-
entwicklung in der Landwirtschaft geschlossen wer-
den. Sie hängt in starkem Maß davon ab, wie die 
Landwirte auf die unterschiedliche Preisentwicklung 
bei den einzelnen Betriebsmitteln reagiert haben. 
Außerdem wird die Aussagekraft des Preisindex für 

*) Siehe 152. Sitzung Seite 8767 C und 8768 B (Anlagen 
21 und 22) 
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landwirtschaftliche Betriebsmittel dadurch einge-
schränkt, daß das als Wägungsschema dienende 
Mengengerüst des Basisjahres 1962/63 nicht mehr 
der heutigen Zusammensetzung der Betriebsausga-
ben entspricht. Die Investitionen, deren Preise stark 
angestiegen sind, haben ein zu hohes Gewicht im 
Wägungsschema; andererseits müßten die Futter-
mittel, deren Preise unterdurchschnittlich anstiegen, 
einen höheren Anteil bei der Gewichtung erhalten. 
An der Neuberechnung des Index wird bereits gear-
beitet. 

Was die kostendeckenden Preise betrifft, so ist die 
Entwicklung der Betriebsmittelpreise nur ein Krite-
rium, das der Ministerrat der EG bei der Festset-
zung der Agrarpreise berücksichtigt. Andere wesent-
liche Kriterien sind z. B. die Entwicklung des Welt-
handels und die Situation auf den innergemein-
schaftlichen Märkten. Die Bundesregierung hat bei 
ihren Verhandlungen in Brüssel bewiesen, daß sie 
sich mit Nachdruck für eine angemessene Erhöhung 
des Erzeugerpreisniveaus einsetzt. 

Die Erzeugerpreisentwicklung seit dem Herbst 
1969 zeigt folgendes Bild: 

Insgesamt gesehen hatten die Erzeugerpreise 
landwirtschaftlicher Produkte im Dezember 1969, 
insbesondere zyklisch, saisonal und durch die be-
sondere Marktlage bedingt, einen Höchststand seit 
Februar 1967 erreicht. Durch den scharfen zyklischen 
Rückgang der Schweinepreise und durch die Aus-
wirkungen der DM-Aufwertung sanken die Preise 
im Jahre 1970 ab und erreichten ihren tiefsten 
Stand um die Jahreswende 1970/71. Seitdem sind 
die Preise wieder im Steigen begriffen, sie lagen 
im August 1971 erstmals wieder über Vorjahres-
höhe. 

Von den einzelnen Produkten waren durch die 
Wirkung des Zyklus am stärksten die Schlacht-
schweine bei dem Rückgang betroffen; die Preise 
haben sich aber inzwischen wieder erholt, wenn sie 
auch noch nicht den Stand von Herbst 1969 erreicht 
haben. Niedriger als im September 1969 lagen im 
September 1971 außerdem noch die Indizes für Ge-
treide — mit Ausnahme der Braugerste —, für 
Speisekartoffeln, Gemüse, Schlachtgeflügel und — 
wenn auch nur geringfügig — für Rindfleisch. 

Deutlich höher als vor 2 Jahren sind die Preise 
für Braugerste und Milch. 

Beim Preisvergleich ist zu beachten, daß der Index 
der Erzeugerpreise weder den Aufwertungsteilaus-
gleich über die Mehrwertsteuer noch die direkten 
Ausgleichszahlungen und die Liquiditätshilfe ent-
hält. Könnte man diese Einkommenshilfen mit in  

den Preisvergleich einbeziehen, sähe das Bild we-
sentlicher günstiger aus; der Preisrückgang Herbst 
1971 gegenüber Herbst 1969 wird durch die Hilfen 
mehr als ausgeglichen. 

Für das laufende Wirtschaftsjahr ist mit einem 
kräftigen Anstieg der Erzeugerpreise gegenüber 
dem Vorjahr, insbesondere bei Schlachtvieh und 
Milch zu rechnen. 

Die zweite Frage läßt sich in der gestellten Form 
nicht eindeutig beantworten, weil das Einkommen 
für Vierteljahreszeiträume wie z. B. den Herbst 
1969, sich nicht ermitteln läßt. 

Die Einkommensentwicklung im Kalenderjahr 
1969 war wegen einer ausgezeichneten Ernte und im 
Durchschnitt recht hoher Erzeugerpreise für die 
Landwirtschaft günstig. Im Jahre 1970 führten die 
deutlich verminderte Ernte und besonders die im 
zweiten Halbjahr 1970 zyklisch bedingt niedrigen 
Schlachtschweinepreise zu einem deutlichen Einkom-
mensrückgang. Für diesen Rückgang sind die Aus-
wirkungen der DM-Aufwertung nicht verantwortlich, 
weil sie — wie der Aufwertungsbericht 1971 der 
Bundesregierung zeigt — voll ausgeglichen wurden. 
Das Pro-Kopf-Einkommen hat sich 1970 nicht ver-
mindert. 

Da die zyklische Schweinepreissenkung ihr volles 
Ausmaß erst im Frühjahr 1971 erreichte, war auch 
das Wirtschaftsjahr 1970/71 durch eine ungünstige 
Einkommensentwicklung gekennzeichnet. Die Bun-
desregierung hat im Agrarbericht 1971 darauf be-
reits deutlich hingewiesen, und ihre Sorge darüber 
zum Ausdruck gebracht. Sie hat auch wirksame 
Maßnahmen ergriffen, die wirtschaftliche Lage der 
landwirtschaftlichen Unternehmer zu verbessern. 
Dazu gehören neben dem fortgesetzten Aufwer-
tungsausgleich die gleichzeitig ausgezahlte Liquidi-
tätshilfe, Maßnahmen zur Marktentlastung und Ver-
besserungen der Sozialleistungen. 

Im laufenden Wirtschaftsjahr 1971/72 wird sich 
die Situation für die Landwirtschaft erheblich ver-
bessern. Dazu tragen die sehr gute Ernte sowie die 
auf Grund der Brüsseler Preisbeschlüsse und der 
Erholung vom zyklischen Preistal bei Schweinen 
steigenden Erzeugerpreise bei. Selbst die Getreide-
preise sind nicht so abgeglitten, wie es zu Beginn 
des Wirtschaftsjahres wegen der sehr guten Ernte 
von vielen Seiten befürchtet wurde. 

Insgesamt gesehen erwartet die Bundesregierung 
für das laufende Wirtschaftsjahr 1971/72 einen An-
stieg des Pro-Kopf-Einkommens, der dem relativen 
Zuwachs in der übrigen Wirtschaft in etwa gleich-
kommt. 
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